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EDITORIAL/115: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)





Wochendruckausgabe 115 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
08.12.2018
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Liebe Leserin, lieber Leser,

mit der 115. Ausgabe vom 08.12.2018 werden wir das regelmäßige
Erscheinen unserer Schattenblick-Wochendruckausgabe als Printprodukt
anläßlich der Fest- und Brückentage und, davon nicht zu trennen, der
Urlaubszeiten für genau fünf Wochen unterbrechen.

Am Samstag, den 19.01.2019, können Sie wieder die fortlaufende
Zusendung der Wochendruckausgabe des Schattenblicks wie gewohnt
erwarten. Selbstverständlich werden in der Zwischenzeit dennoch alle
damit verbundenen Beiträge auf dem Portal der Online-Tageszeitung
Schattenblick ohne jede Unterbrechung im vertraut täglichen Rhythmus
zu finden sein.

Bleibt noch, Ihnen und uns eine erholsame Zeit, ganz besonders in
diesen Tagen der Feste und Resturlaube, zu wünschen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


7. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963
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BIBLIOTHEK/651: Universität Göttingen - Neues Zuhause für historische Bücher (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 12.12.2018

Neues Zuhause für historische Bücher



(pug) Neues Zuhause für die historische Bibliothek der
Albrecht-Thaer-Gesellschaft: Die rund 8.000 Bände der landwirtschaftlichen
Bibliothek werden zukünftig in der Niedersächsischen Staats- und
Universitätsbibliothek Göttingen (SUB) aufbewahrt. Die Bücher, die
größtenteils aus dem 18. und 19. Jahrhundert stammen, bleiben im Besitz
der Albrecht-Thaer-Gesellschaft, können aber künftig im Lesesaal für Alte
Drucke der SUB eingesehen werden.

Den Übergabevertrag zur Aufbewahrung unterzeichneten der Vorsitzende der
Albrecht-Thaer-Gesellschaft, Rainer Fabel, und der stellvertretende
SUB-Direktor Dr. Armin Müller-Dreier.

Die Albrecht-Thaer-Bibliothek umfasst knapp 2.800 Werke mit dem
Schwerpunkt auf allgemeiner landwirtschaftlicher Literatur. Sie ging aus
der Bibliothek der 1764 gegründeten Königlichen Hannoverschen
Landwirtschafts-Gesellschaft zu Celle hervor. Im Jahr 1784 übernahm der
Arzt und Agrarreformer Albrecht Daniel Thaer (1752 bis 1828) die Betreuung
der Bibliothek, die sich heute im Stadtarchiv Celle befindet. Ziel der
Albrecht-Thaer-Gesellschaft ist es, die Bibliothek und das Erbe Albrecht
Thaers, dem Begründer der modernen Landwirtschaft, zu pflegen.

Die SUB wird die Bände der Albrecht-Thaer-Bibliothek vollständig in den
Göttinger Universitätskatalog aufnehmen, besonders seltene Titel werden
zudem im Göttinger Digitalisierungszentrum digitalisiert und sind dann
künftig frei im Internet einsehbar. Ermöglicht wird diese Arbeit durch
eine Förderung der VGH-Stiftung und der Landschaftlichen Brandkasse
Hannover, die für das zweijährige Projekt insgesamt 60.000 Euro zur
Verfügung stellen. "Wir freuen uns sehr, dass die Bibliothek in der
Universität Göttingen ein neues Zuhause gefunden hat und der Buchbestand
damit allgemein zugänglich gemacht wird," sagt Fabel.

Zwischen der Albrecht-Thaer-Gesellschaft und der Universität Göttingen
besteht schon seit längerer Zeit eine Kooperation, zu der beispielsweise
die jährliche Vortragsreihe "Thaer im Dialog" an der Fakultät für
Agrarwissenschaften gehört. "Die Fakultät begrüßt sehr, dass die gute
Zusammenarbeit mit der Integration der Bibliothek in die SUB intensiviert
wird", erklärt Dekanin Prof. Dr. Elke Pawelzik. "Der Schritt wird unseren
Studierenden den Zugang zu dem vielfältigen historischen Bestand
erleichtern - eine Entwicklung, die sicherlich im Sinne Albrecht Thaers
gewesen wäre."




Weitere Informationen unter:

http://www.albrecht-thaer-gesellschaft.de

http://www.sub.uni-goettingen.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, 12.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/307: Das neue Polizeigesetz NRW verstößt gegen Rechtsstaatsprinzipien


Amnesty International - Pressemitteilung vom 12. Dezember 2018

Amnesty International: Das neue Polizeigesetz NRW verstößt gegen
Rechtsstaatsprinzipien

Statement: Auf der Grundlage vager Anhaltspunkte ermöglicht das Gesetz
einschneidende Maßnahmen



BERLIN, 12.12.2018 - Der nordrhein-westfälische Landtag hat nach längeren
Beratungen und zwei Expertenanhörungen ein neues Polizeigesetz
verabschiedet. Amnesty International sieht in dem Gesetz eine Gefährdung
zentraler Rechtsstaatsprinzipien und elementarer Menschenrechte, sagt Maria
Scharlau, Expertin für Polizei und Menschenrechte bei Amnesty International
in Deutschland:

"Amnesty International sieht mit Sorge, dass sich Nordrhein-Westfalen in
der Woche des 70. Geburtstags der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte
ein neues Polizeigesetz gibt, das an mehreren Stellen Menschenrechte und
Rechtsstaatsprinzipien verletzt. Zwar haben die Regierungsfraktionen den
ersten Entwurf entschärft, das Gesetz genügt aber mit seinen unbestimmten
Befugnissen nicht den Anforderungen eines Rechtsstaats: In einem
Rechtsstaat muss so klar geregelt sein, was die Polizei darf, dass alle
Menschen in etwa wissen, durch welches Verhalten sie ins Visier der Polizei
geraten können."

"Es ist aber völlig unklar, welche 'bestimmten Tatsachen' die 'Annahme
rechtfertigen' können sollen, dass eine Person 'innerhalb eines
übersehbaren Zeitraums' eine Straftat begehen wird. Amnesty International
befürchtet auch, dass die Polizei grundrechtlich geschützte Handlungen
heranziehen könnte, um in Menschen 'zukünftige Straftäter' zu sehen: zum
Beispiel die Teilnahme an einer Versammlung, Postings in sozialen
Netzwerken, etc. Auf der Grundlage dieser vagen Anhaltspunkte ermöglicht
das Gesetz einschneidende Maßnahmen wie zum Beispiel Fußfesseln,
Aufenthaltsverbote oder Telefonüberwachung. Das verstößt gegen die
Unschuldsvermutung, weil Menschen durch diese Maßnahmen de facto bestraft
werden, ohne dass sie sich strafbar verhalten haben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Dezember 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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NAHOST/236: Kriegsverbrechen des Islamischen Staats im Irak - Politik der verbrannten Erde gegen Jesiden


Amnesty International - Pressemitteilung vom 12. Dezember 2018

Kriegsverbrechen des Islamischen Staats im Irak:

Politik der verbrannten Erde gegen Jesiden



Tausendfachen Mord, Folter und Versklavung hat der so genannte
Islamische Staat (IS) am Volk der Jesiden verübt. In einem neuen Bericht
dokumentiert Amnesty International, wie der IS die Lebensgrundlage der
Jesiden - Ackerland, Brunnen und Bewässerungsanlagen - gezielt zerstörte,
was eine Rückkehr der Vertriebenen bis heute unmöglich macht.

BERLIN, 12.12.2018 - Ein Jahr nachdem die irakische Regierung den
militärischen Sieg über den sogenannten Islamischen Staat (IS) erklärte,
beleuchtet Amnesty International im Bericht "Dead Land: Islamic State's
Deliberate Destruction of Iraq's Farmland", wie der IS durch die Zerstörung
und Vergiftung von Brunnen und Bewässerungsanlagen, die Vernichtung von
Ackerland und Obstgärten, den Diebstahl von Vieh und Maschinen sowie das
Verminen ganzer Areale die Lebensgrundlagen der vertriebenen jesidischen
Bevölkerung vernichtete.

Brunnen wurden zum Beispiel zugeschüttet oder durch Öl vergiftet, Pumpen
und Bewässerungssysteme zerstört. Diese Strategie der verbrannten Erde war
Bestandteil des Vernichtungsfeldzugs des IS gegen die Jesiden im Nordirak
2014, als Männer und Jungen ermordet und Tausende von Frauen und Kindern
missbraucht und in die Sklaverei gezwungen wurden. Die systematische
Zerstörung der landwirtschaftlichen Lebensgrundlagen - ein Kriegsverbrechen
und Verbrechen gegen die Menschlichkeit - macht eine Rückkehr vieler
Überlebender, die damals in die Sinjar-Berge im Nord-Irak flohen, bis heute
unmöglich.

Die Bilanz des Konflikts zwischen der irakischen Regierung und dem IS ist
nicht nur im Gebiet um die Sinjar-Berge verheerend: So ist die
landwirtschaftliche Produktion des Irak heute geschätzte 40 Prozent
geringer als 2014. Von ehemals zwei Drittel der Bauern können heute nur
noch rund 20 Prozent ihre Felder bewässern. Die Zerstörungen im ländlichen
Raum sind ebenso weitreichend wie die in Städten wie Mossul. Beim
Wiederaufbau wurde die ländliche Bevölkerung bislang aber weitgehend sich
selbst überlassen.

Amnesty International fordert die irakische Regierung auf, sich im Rahmen
des 2018 verabschiedeten Wiederaufbauplans vermehrt auch um den ländlichen
Raum zu kümmern. Die systematische Vernichtung der dortigen
Lebensgrundlagen durch den IS muss in die Berichte des 2017 ins Leben
gerufenen UNO-Untersuchungsteams zu den Kriegsverbrechen im Irak
einfließen.


Amnesty-Bericht: "Dead Land: Islamic State's Deliberate Destruction
of Iraq's Farmland" (PDF, 4.55 MB)

https://www.amnesty.de/sites/default/files/2018-12/Amnesty-Bericht-Islamischer-Staat-Politik-der-verbrannten-Erde-im-Irak-Dezember2018.PDF

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Dezember 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]

INFOPOOL / DIENSTE / KALENDER



ADVENT/110: Adventskalender - für den 14. Dezember 2018 (SB)

Adventskalender für Freitag, den 14. Dezember
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AUSSICHTEN/8487: Und morgen, den 14. Dezember 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 14.12.2018 bis zum 15.12.2018 +++
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Himmel grau und manchmal blau,

kälter wird 's und trocken,

Jean hat einen Blähbauchstau

und schläft ohne Socken.
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STANDPUNKT/059: Alles oder nichts (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 13. Dezember 2018

german-foreign-policy.com

Alles oder nichts



BERLIN/LONDON/PARIS/ROM - Unter dem Druck faktisch unerfüllbarer
Forderungen Berlins und der EU für den Brexit ist am gestrigen
Dienstag die Regierungskrise in London eskaliert. Nur knapp ist es
Premierministerin Theresa May gelungen, sich trotz eines
Misstrauensvotums im Amt zu halten. Letzter Auslöser für den
Beinahesturz war der sogenannte Backstop: Brüssel besteht auf einer
Regelung, die Großbritannien womöglich dauerhaft ohne eigenständige
Austrittsoption der Zollunion unterwirft und eine Handelsgrenze
zwischen zwei Teilen des Vereinigten Königreichs errichtet. Die
Bestimmungen entsprechen den Interessen der Bundesrepublik, stürzen
Großbritannien aber ins Chaos. Auch in Frankreich geht die aktuelle
Regierungskrise zu guten Teilen darauf zurück, dass Berlin Paris
seinen Austeritätsprogrammen unterworfen hat, jegliches Entgegenkommen
auf EU-Ebene aber ablehnt. In Frankreich und in Großbritannien
profitiert die äußerste Rechte - ebenso wie in Italien: Dort haben
Forderungen Berlins - drastische Kürzungsdiktate - das alte
Polit-Establishment bereits zerrieben.

Staatengefängnis EU

Den letzten Anstoß zur Eskalation der Regierungskrise in
Großbritannien hatte die Weigerung Berlins und Brüssels gegeben, auch
nur die geringsten Zugeständnisse beim sogenannten Backstop zu machen.
Dieser schreibt vor, was geschehen soll, wenn London und Brüssel sich
nicht auf eine einvernehmliche Regelung für die dauerhafte
Ausgestaltung ihrer künftigen Beziehungen einigen können: Dann soll
zum einen das Vereinigte Königreich in der Zollunion mit der EU
verbleiben; zum anderen soll Nordirland zusätzlich dem EU-Binnenmarkt
angehören. Der Verbleib in der Zollunion ist für Brexit-Befürworter
inakzeptabel, weil er London die strategisch wichtige Option zum
Abschluss eigener Freihandelsabkommen nimmt. Die Sonderbehandlung
Nordirlands wiederum stößt auch bei zahlreichen Befürwortern eines
Verbleibs in der EU auf Empörung: Sie würde zu dauerhaften
Handelskontrollen zwischen Nordirland und Großbritannien führen und
eine Spaltung des Landes ebenso vorantreiben, wie es - übertragen auf
Deutschland - etwa dauerhafte Handelskontrollen zwischen Bayern und
Baden-Württemberg täten. Wäre es für eine Mehrheit des britischen
Establishments wohl noch tragbar gewesen, beide Schikanen für eine
begrenzte Zeit zu tolerieren, so hat die EU dies unterminiert: Sie
besteht darauf, dass der Backstop unbefristet gilt - und dass London
ihm nur mit Zustimmung der EU entkommen kann. Das Vereinigte
Königreich wäre damit in der Zollunion und in einer Situation innerer
Spaltung gefangen - womöglich auf Dauer.

Vom Kontrollverlust bedroht

Entspricht bereits der Backstop in vollem Umfang deutsch-europäischen
Interessen, so setzen Berlin und Brüssel nun zusätzlich darauf, mit
der Knebelung Großbritanniens womöglich sogar die Aufhebung des
demokratisch gefällten Austrittsentscheids zu erzwingen: Nachdem es
gelungen ist, das Brexit-Abkommen auf eine für das Vereinigte
Königreich unerträgliche Weise zu gestalten, werde London keine andere
Option mehr haben, als das Ruder herumzureißen und ein erneutes
Referendum anzuberaumen, heißt es. Die SPD-Vorsitzende Andrea Nahles
hat das am Dienstag mit der Äußerung, Großbritannien solle den Brexit
noch einmal "überdenken", ausdrücklich bestätigt.[1] Im britischen
Establishment schreckt allerdings - noch - eine Mehrheit vor dem
Schritt zurück: Sollte es gelingen, in einem zweiten Referendum den
Verbleib in der EU durchzusetzen, wird mit einer tiefen, lange
anhaltenden Spaltung des Landes und einem massiven Kontrollverlust der
Londoner Eliten gerechnet. Ein großer Teil der 17,4 Millionen
Menschen, die am 23. Juni 2016 für den Brexit gestimmt hatten, würden
sich um ihren Sieg im Referendum betrogen sehen und sich vom
Establishment verraten fühlen, warnen viele. Schon jetzt nähert sich
die UKIP, die nach dem Referendum in der Bedeutungslosigkeit versank
und allenfalls noch auf zwei Prozent der Stimmen hoffen konnte, ihrer
einstigen Stärke wieder ein wenig an und könnte heute bereits, obwohl
ihre Parteistruktur durch Führungsstreitigkeiten und Flügelkämpfe
heftig geschwächt ist, auf acht Prozent der Stimmen hoffen - trotz des
Austritts ihres populären Ex-Chefs Nigel Farage.

"Merci, Monsieur Macron!"

Als für das Establishment warnendes Beispiel kann die aktuelle Lage in
Frankreich dienen, wo der in Großbritannien befürchtete
Kontrollverlust jüngst eingetreten ist. Präsident Emmanuel Macron hat
unmittelbar nach seinem Amtsantritt am 14. Mai 2017 begonnen,
Austeritätsmaßnahmen nach deutschem Modell durchzuführen, wie sie
schon seit Jahren von der Bundesregierung gefordert wurden. Im
Gegenzug hat er auf gewisse Zugeständnisse Berlins auf EU-Ebene
gehofft; die französische Bevölkerung werde "weitere Reformen nur
akzeptieren", wenn sie "davon überzeugt" sei, dass sie "für
Frankreichs Zukunft gut" seien, warnte im April eine Expertin der
Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik (DGAP).[2] Macron sei
also darauf angewiesen, dass Berlin ihm nach seinen Vorleistungen in
puncto Austerität in gewissem Maße entgegenkomme - etwa bei der Reform
der Währungsunion inklusive der Einführung eines Eurozonen-Etats, der
eine gewisse Umverteilung auch zugunsten Frankreichs möglich machen
würde. Die Bundesregierung hat dies jedoch kategorisch verweigert
(german-foreign-policy.com berichtete [3]). Vielmehr hat sie noch nach
dem Beginn der aktuellen Protestwelle ihre Forderungen nach einer
zusätzlichen Preisgabe französischer Einflussmittel zugunsten
Deutschlands verstärkt. So verlangte Bundesfinanzminister Olaf Scholz
Ende November in einer Rede in Berlin, Paris solle seinen ständigen
Sitz im UNO-Sicherheitsrat in einen "EU-Sitz" umwandeln.[4] Dieser
stünde nach Lage der Dinge vor allem unter deutscher Kontrolle. Zudem
verweigerte Scholz Macron jegliche Unterstützung bei dessen Bemühen,
die großen US-Internetkonzerne Google, Amazon, Facebook und Apple
zukünftig einer Digitalsteuer in der EU zu unterwerfen; dies hätte
nicht zuletzt die französischen Staatsfinanzen aufbessern sollen. Dass
Scholz in seiner Rede schließlich Dankesbekundungen gegenüber Macron
zum Besten gab ("Merci, Monsieur Macron! Merci, Emmanuel!"), während
er jegliche praktische Hilfe verweigerte, wurde in Paris als blanker
Hohn aufgefasst.[5]

Kein "vorbildhafter Haushalter" mehr

Nicht nur der selbstherrliche Regierungsstil des französischen
Präsidenten, sondern vor allem auch die beinharte Durchsetzung
deutscher Interessen durch die Bundesregierung ohne jede Rücksicht auf
Deutschlands angeblich engsten Verbündeten hat den Boden für die
Protestwelle bereitet, die Frankreich zur Zeit erschüttert. Von der
Bundesregierung im Stich gelassen, hat Macron jetzt unter dem Druck
der Massenunruhen begonnen, die deutsch inspirierten
Austeritätsmaßnahmen rückgängig zu machen, um sein bloßes politisches
Überleben zu sichern. Damit "beende" er "seine europäische Strategie",
als "vorbildhafter Haushalter um deutsche Zustimmung für seine
europäischen Vorschläge zu werben", heißt es trocken in einer
führenden deutschen Tageszeitung [6], die ihm nun vorwirft,
Zugeständnisse zur Dämpfung der Proteste mit neuen, in Berlin nicht
erwünschten Staatsschulden zu bezahlen: "Seine Glaubwürdigkeit als
Reformer ist dahin."[7] Zusätzlich zur eskalierenden Regierungskrise
droht auch in Frankreich ein weiteres Erstarken der äußersten Rechten.
Während nur noch ein Viertel der Bevölkerung Macrons Amtsführung
billigt, sind 33 Prozent der Meinung, die Opposition gegen den
Präsidenten werde am besten von Marine Le Pens Rassemblement National
(RN, vormals Front National/FN) verkörpert. Vor dem RN liegt
allerdings die linke Partei La France insoumise von Jean-Luc
Mélenchon, in der 34 Prozent der Bevölkerung die gelungenste
Oppositionsinkarnation sehen.[8]

Frontalopposition von rechts

Die Entwicklung zeigt deutliche Parallelen zur Entwicklung in Italien.
Dort sind die Kräfte des Establishments, die sich eng an den deutschen
Austeritätsforderungen orientierten, bereits bei den letzten Wahlen
untergegangen und durch eine Koalition der extremen Rechten - der Lega
- mit Populisten - den Cinque Stelle - abgelöst worden. Die neue
Koalition tut sich - abgesehen von ihren rassistischen Vorstößen - vor
allem mit frontaler Opposition zur deutschen Austeritätspolitik
hervor, die das Land noch stärker als Frankreich in ökonomische
Schwierigkeiten und Armut gestürzt hat. Die erfolgreichen Bemühungen
Berlins, die Ernennung eines prominenten Kritikers der deutschen
Dominanz in der EU, Paolo Savona, zum Finanzminister zu verhindern
(german-foreign-policy.com berichtete [9]), haben die Unterstützung
für die Regierung in der Bevölkerung noch weiter gestärkt; heute sind
laut Umfragen drei Fünftel der Italiener mit dem Etatentwurf der
Regierung, der das deutsche Austeritätsdiktat offen herausfordert,
zufrieden.[10] Der Konflikt ist nicht nur ungelöst; er hat das
Potenzial, die Eurozone in eine neue massive Krise zu stürzen.

Ein prägendes Merkmal deutscher Politik

Der deutschen Politik gegenüber den - nach der Bundesrepublik - drei
politisch und wirtschaftlich stärksten Staaten der EU ist nicht nur
gemein, dass sie jeweils eigene Interessen ohne Rücksicht auf die
Verbündeten um jeden Preis durchzusetzen sucht und dazu heftige
Regierungskrisen in London, Paris und Rom in Kauf nimmt. Es stehen
jeweils auch starke deutsche Wirtschaftsinteressen auf dem Spiel: Bei
einem "harten" Brexit müsste die deutsche Industrie mit Verlusten in
zweistelliger Milliardenhöhe rechnen (german-foreign-policy.com
berichtete [11]). Eine weitere Eskalation der Krise in Frankreich
bedrohte ebenfalls deutsche Wirtschaftsinteressen; ein Kollaps
italienischer Banken könnte sogar zum Zusammenbruch des Euro führen -
mit unabsehbaren Folgen. Die Bundesregierung setzt auf "alles oder
nichts" - eine Maxime, die seit fast 150 Jahren ein prägendes Merkmal
der Berliner Außenpolitik ist und Deutschland, ganz abgesehen von den
Schäden, die sie in den Nachbarländern anrichtete, zweimal in den
Zusammenbruch stürzte.


Anmerkungen:

[1] Johannes Leithäuser, Michael Stabenow, Jochen Buchsteiner: Odyssee
durch Europa. Frankfurter Allgemeine Zeitung 12.12.2018. 

S. auch An die EU gefesselt

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7785/

[2] Claire Demesmay, Julie Hamann: Der gebremste Präsident.
DGAPstandpunkt Nr. 11, April 2018. 

S. dazu Hegemonie nach deutscher Art
https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7799/

[3] S. dazu Das Eurozonen-Budget

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7799/

[4] Scholz: Die EU muss stärker und souveräner werden. Frankfurter
Allgemeine Zeitung 29.11.2018.

[5] Scholz' Rede irritiert Paris. Frankfurter Allgemeine Zeitung
30.11.2018.

[6] Michaela Wiegel: Nur Almosen oder ein Sieg für die Mittelschicht?
Frankfurter Allgemeine Zeitung 12.12.2018.

[7] Christian Schubert: Frankreichs Gulliver. Frankfurter Allgemeine
Zeitung 12.12.2018.

[8] Bruno Jeudy: Sondage Ifop: Marine Le Pen profite des gilets
jaunes. parismatch.com 04.12.2018.

[9] S. dazu Eurokratie

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7620/

[10] Matthias Rüb: Salvini beherrscht den Spagat besser als Macron.
Frankfurter Allgemeine Zeitung 12.12.2018.

[11] S. dazu Das Feiglingsspiel der EU

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7756/
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STANDPUNKT/058: Gelbe Westen (Gilets Jaunes) - Wo die Demokratie auf dem Vormarsch ist! Teil 2 (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Gelbe Westen (Gilets Jaunes): Wo die Demokratie auf dem 
Vormarsch ist! [2/2]

Von Mauricio Alvarez, Redaktion Frankreich, 12. Dezember 2018
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Wir haben uns entschieden, diesen Artikel in zwei Teilen zu
veröffentlichen, um Ihnen das Lesen zu erleichtern. Der erste bestand
darin, sich an die Bedeutung des Wortes Demokratie zu erinnern und die
Grundursachen der Bewegung der Gelbwesten zu erklären. Dieser zweite
Teil konzentriert sich auf die Lehren, die aus der Funktionsweise der
Gelbwesten, den Aktionen und den Forderungen der Gelbwesten zu ziehen
sind, die unsere Demokratie bereichern würden. Wir werfen auch einige
Fragen auf, die auf dem Weg zu einer solchen Demokratie beantwortet
werden müssen.


Die 6 Lektionen um unsere Demokratie zu bereichern

1. Eine demokratische Regierung sollte horizontal und nicht
hierarchisch sein

Die Organisation der Gelbwesten ist horizontal. Von Anfang an
vermieden die im ganzen Land verstreuten Mitglieder der Bewegung den
Aufbau hierarchischer Beziehungen. Sie sprechen nicht über Führer oder
Vertreter, sondern lieber über Sprecher. Jeder der versuchte, sich
"Vertreter der Gelbwesten" zu nennen und persönliche (manchmal
politische) Vorteile suchte, wurde schnell zur Ordnung gerufen. Für
sie hat jeder Bürger Mitspracherecht. Diese Organisationsstruktur
ermöglicht es, die Bildung von Eliten zu vermeiden, die schließlich in
einen Prozess der Bourgeoisie fallen könnten.

Diese Horizontalität wurde von vielen traditionellen Strukturen
(Gewerkschaften, Medien, Regierungsbeamten, usw.) heftig kritisiert,
da sie glauben, dass ohne sichtbare Köpfe oder Vertreter kein Dialog
möglich ist. Es besteht ein echtes Unbehagen im Umgang mit einer
anonymen Masse ("das Volk"), die ihre Rechte respektiert sehen möchte.

Fragen: Würde eine wahre Regierung des Volkes, durch das Volk, für
das Volk, Repräsentanz brauchen? Wenn die Antwort ja lautet, wie
sollen die möglichen Vertreter des Volkes gewählt werden?


2. Eine Demokratie sollte dezentral funktionieren und um
kleine Entscheidungszentren herum aufgebaut sein

Seit Beginn der Bewegung sind die Gelbwesten in ganz Frankreich
präsent. In kleinen Gruppen organisiert, entscheiden sie nach und nach
autonom über die vor Ort durchzuführenden Maßnahmen: Straßensperrung,
Tankstellen blockieren, "gebührenfreier" Betrieb, etc. Sie entscheiden
auch über die Maßnahmen, die vor Ort einzuführen sind.

Diese Organisations- und Führungsform hat es schnell ermöglicht, die
Verbindungen wieder aufzubauen, die lokale Solidarität zu stärken und
das politische Engagement der Bürger im ganzen Land zu fördern.

Fragen: Was ist der Maßstab für die Demokratie? Derjenige, der den
Bürgern das Gefühl geben würde, dass sie Akteure und Verantwortliche
für das System sind?


3. In einer Demokratie sollte es die Möglichkeit geben, das
Mandat eines gewählten Vertreters zu widerrufen, wenn seine
Amtsführung als unbefriedigend erachtet wird

Auf der Straße und in den Medien fordern die Gelbwesten ständig den
sofortigen Rücktritt des Präsidenten der Republik Emmanuel Macron.
Unzufrieden und direkt von den seit Beginn seines Fünfjahreszeitraums
getroffenen Maßnahmen betroffen, hätten sie gerne die Möglichkeit,
sein Mandat jederzeit zu widerrufen.

Einige sind der Meinung, dass keine Macht lange in den gleichen Händen
bleiben sollte: weder parlamentarisch, noch regierungsmäßig, noch
gerichtlich, noch medial.

Fragen: Ist es in einer Demokratie notwendig einen Präsidenten der
Republik zu haben? Oder wäre die Rolle des Premierministers
ausreichend, um die Gesetze und Entscheidungen des Parlaments und der
lokalen Mandatsträger durchzusetzen? Was wären die Bedingungen für den
Widerruf des Mandats eines gewählten Vertreters vor Ablauf seiner
Amtszeit?


4. Die Exekutive sollte nicht sowohl für die Ausarbeitung,
Abstimmung Durchsetzung von Gesetzen zuständig sein

Seit den Präsidentschafts- und Parlamentswahlen hat die LREM-Partei
des Präsidenten (französische Initialen für "Die Republik in
Bewegung!") in der Nationalversammlung immer eine absolute oder
relative Mehrheit. Das bedeutet, dass die legislativen und exekutiven
Funktionen gebündelt sind. Wir stehen also vor einer "absoluten"
Macht.

Die Frustration der Gelbwesten ist zum Teil auf die Gewalt
zurückzuführen, mit der die Regierung in Rekordzeit gehandelt hat.
Unpopuläre Gesetze, die ohne große Einschränkungen entworfen,
verabschiedet und durchgesetzt werden, weil die Opposition
unterrepräsentiert ist.

Idealerweise müssen die Kräfte getrennt werden, um geschwächt zu
werden. Die Macht sollte unter der ständigen Kontrolle der Bürger
funktionieren, die immer der letzte Schiedsrichter sind. Die
Verwirrung der Mächte, wie Macht ohne Bürgerkontrolle, legitimiert den
Volksaufstand (*).

Frage: Wie können wir die vollständige Gewaltenteilung in unserer
Demokratie gewährleisten?


5. In einer Demokratie sollte eine einfache Sprache
verwendet werden, die für alle verständlich ist

Die Gelbwesten drücken sich, wie die meisten Bürger, auf einfache
Weise aus. Ihre Worte sind weit entfernt von den technokratischen
Diskursen der politischen Eliten.

Auf Schreie der Verzweiflung von Menschen, die nicht mehr über die
Runden kommen können, antworten die Politiker mit Fachbegriffen wie
ausgeglichenen Haushalten oder Staatsschulden.

Erinnern wir uns an die Bedeutung von Empathie, die Fähigkeit, sich in
die Lage des anderen zu versetzen, um konstruktive Beziehungen und
Dialoge zu schaffen. Die Gruppen, die sich nicht gehört und verstanden
fühlen, entwickeln am Ende ein Klima des Misstrauens und des Hasses,
das oft zu gewalttätigen Demonstrationen führt. Das geschieht
tatsächlich im Moment in Frankreich. Die Regierung reagiert auf die
Anfragen der Bürger mit hochsicheren Maßnahmen. Die Bürger ihrerseits,
die über keine anderen Mittel verfügen, um ihrer Stimme Gehör zu
verschaffen, wenden Gewalt an.

Frage: Wie können wir vermeiden, Gewalt anzuwenden, um unseren
Stimmen Gehör zu verschaffen?


6. Informationen müssen frei und unabhängig bleiben

Die Bewegung der Gelbwesten hat sich dank des Internets gebildet und
entwickelt. Um ihren Stimmen Gehör zu verschaffen, sich zu
organisieren und sich zu versammeln, haben die Bürger Computer
benutzt, um die Oberhand bei den Informationen zu behalten.

Angesichts einer beispiellosen Mobilisierung griffen die
traditionellen Medien dieses Thema sehr schnell auf und wurden zu
einem wichtigen Kommunikationsmittel für die gesamte Bevölkerung.

Die Gelbwesten, nicht mobilisierte Bürger, wirtschaftliche und
politische Kräfte hatten die Möglichkeit, sich im Radio, Fernsehen, in
den Printmedien oder im Internet frei auszudrücken.

In einem globalen Trend zur Medienprivatisierung, bei dem die
Kontrolle über Informationen durch wirtschaftliche Kräfte ausgeübt
wird, muss der demokratische Staat die Existenz von
Informationsquellen sicherstellen, die sowohl unabhängig von der
politischen Macht als auch unabhängig von wirtschaftlichen Kräften
sind. Dieser notwendige Unabhängigkeitsgrundsatz gilt nicht nur für
Zeitungen, Radio und Fernsehen, sondern auch für
Meinungsforschungsinstitute und statistische Institute sowie für jedes
bestehende oder künftige Instrument zur Massenverbreitung von
Informationen (*).

Frage: Wie könnte der Staat freie Informationsmedien politisch und
wirtschaftlich garantieren?


Übersetzung aus dem Französischen von Lorenzo Molinari

(*) : Vorschlag für eine Nationalverfassung durch die Bürger -
Gewaltentrennung (auf Französisch)

http://wiki.gentilsvirus.org/index.php/Constitution_Wiki_Etienne_Chouard#Article_I-5_:_S.C3.A9paration_des_pouvoirs


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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GEGENWIND/783: 500 Flüchtlinge extra - Schleswig-Holstein plant eigenes Aufnahmeprogramm


Gegenwind Nr. 363 - Dezember 2018

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Einwanderung

500 Flüchtlinge extra

Schleswig-Holstein plant eigenes Aufnahmeprogramm

von Reinhard Pohl



Es stand schon im Koalitionsvertrag von 2017, wird aber erst 2019
umgesetzt: Schleswig-Holstein will 500 Flüchtlinge aufnehmen, und zwar
direkt aus Flüchtlingslagern in Afrika. Damit soll besonders
schutzbedürftigen Menschen eine sichere Zukunft organisiert werden,
und sie sollen sich vorher nicht erneut in Lebensgefahr begeben
müssen, wie es von anderen Flüchtlingen verlangt wird.


Vor der Sommerpause hatte der Landtag bereits kurz darüber
beraten. Für die drei Regierungsfraktionen war klar, dass die
Rahmenbedingungen abgesprochen sind, und so stellten sie einen kurzen
Antrag (Landtagsdrucksache 19/830): Der Landtag sollte jetzt die
Regierung beauftragen, das Aufnahmeprogramm zu starten. Dem stimmten -
außer den Regierungsfraktionen CDU, Grüne und FDP - auch die
Oppositionsfraktion der SPD zu, ferner die nicht in Fraktionsstärke
vertretenen Abgeordneten der dänischen und friesischen Minderheit, des
Südschleswigschen Wählerverbandes (SSW). Die AfD stimmte nicht
dagegen, sondern enthielt sich und beantragte nur zusätzlich, dass die
Regierung regelmäßig über die Aufnahmen und die Erfahrungen Bericht
geben sollte.

Für die Landtagssitzung im November hatte nun der SSW beantragt, dass
die Regierung berichten sollte, was denn nun konkret vorbereitet wird.
Dieser Bericht wurde auch abgegeben (Landtagsdrucksache 19/1001). Die
Landesregierung bezieht sich zunächst auf das ohnehin geplante
EU-Aufnahmeprogramm für 50.000 Flüchtlinge aus afrikanischen
Flüchtlingslagern. Dieses ist Teil des "Resettlement-Programms" der
UNO. Damit werden Flüchtlinge umgesiedelt, die ihr Herkunftsland
bereits verlassen haben, und zwar aufgrund von Krieg, Konflikten oder
Verfolgung. Dabei handelt es sich ausnahmslos um Flüchtlinge, die vom
UNO-Flüchtlingshilfswerk UNHCR registriert wurden, dazu werden ihre
Angaben vorher überprüft. Sie wurden provisorisch in einem Land nahe
dem Herkunftsland untergebracht, dort können sie aber nach
Einschätzung der UNO nicht ausreichend versorgt werden. Auch können
sie nach Einschätzung der UNO für längere Zeit, vielleicht für immer
nicht mehr ins Herkunftsland zurückkehren. Für das Jahr 2018 hat die
UNO 1,2 Millionen von 65 Millionen Flüchtlingen auf der Welt für ein
Resettlement identifiziert: Sie müssen dringend in Sicherheit gebracht
werden, weil sie auch dort, wo sie jetzt provisorisch leben, in Gefahr
sind.

Die EU hat für die Jahre 2018 und 2019 die Aufnahme von 50.000
Flüchtlingen im Resettlement zugesagt. Das bedeutet, sie werden in
einem europäischen Staat aufgenommen, der zusagt, dass sie ohne
zeitliche Begrenzung bleiben können. Die Prüfung, ob es wirklich
Flüchtlinge sind, ist bereits durch die UNO erfolgt, so dass sie hier
kein Asyl beantragen, sondern sofort eine (humanitäre)
Aufenthaltserlaubnis bekommen. Geregelt ist dieses Verfahren in §
23 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes.

Die Aufnahme dieser Flüchtlinge durch ein Bundesland darf nur
erfolgen, wenn das Bundesinnenministerium zustimmt.

Deutschland hat der EU gegenüber zugesagt, von den angekündigten
50.000 Flüchtlingen 9.700 aufzunehmen. Die schleswig-holsteinische
Quote beträgt 3,4 Prozent, von diesen 9.700 Flüchtlingen kommen also
ohnehin 330 in den wahren Norden. Diese Zahl wird von der
Landesregierung auf 830 aufgestockt.

Herkunft

Die UNO hat darum gebeten, besonders die Anrainerstaaten Syriens zu
berücksichtigen, außerdem Libyen und die Flüchtlingslager am Horn von
Afrika (Äthiopien, Uganda, Tansania, Djibouti, Kenia).

Schleswig-Holstein will die "eigenen" 500 Flüchtlinge insbesondere aus
Flüchtlingslagern in Ägypten und Äthiopien aufnehmen. In Frage kommen
also vor allem Flüchtlinge aus Syrien, Jemen, Somalia und Eritrea.

Die UNO (UNHCR) wird eine Vorauswahl treffen. Dabei geht es darum, ob
sie dort weg wollen und ob sie nach Schleswig-Holstein wollen, denn es
kann eine Entscheidung für den Rest des Lebens sein. UNHCR wird
außerdem feststellen, wer am dringendsten dort weg muss, sei es
aufgrund der örtlichen Verhältnisse, sei es aufgrund eines besonderen
Bedarfs, z.B. einer notwendigen medizinischen Versorgung. Schwerpunkt
sollen Frauen und Kinder sein, die traumatisierende Gewalt erlitten
haben, aber komplette Familien (also mit Vätern) sind nicht
ausgeschlossen.

Wie weit Verwandtschaftsbeziehungen mit bereits in Schleswig-Holstein
lebenden Familien berücksichtigt werden, geht aus dem Bericht nicht
hervor. Für Betroffene kann das nur bedeuten: Wer in Flüchtlingslagern
in Ägypten oder Äthiopien Verwandte und Bekannte hat, kann die über
das Aufnahmeprogramm informieren. Voraussetzung zu einer Aufnahme ins
Programm ist die Registrierung durch UNHCR.

Geld

Die EU will 50.000 Flüchtlinge aufnehmen, macht die Verteilung auf die
Mitgliedsstaaten aber zu einer freiwilligen Angelegenheit. Sie
finanziert die Aufnahme aber aus dem Haushalt, zu dem alle
Mitgliedsstaaten beisteuern, zahlen werden also alle Mitgliedsstaaten
gleichmäßig. Die Staaten und Bundesländer, die letztlich Flüchtlinge
aufnehmen und unterbringen, bekommen pro Flüchtling von der EU eine
Beihilfe von 10.000 Euro, für Schleswig-Holstein sind das dann 8,3
Millionen Euro.

Hier in Schleswig-Holstein sollen die ankommenden Flüchtlinge zunächst
in einer Aufnahmestelle untergebracht werden, allerdings nicht in der
Erstaufnahme für Asylbewerber (zur Zeit Neumünster und Boostedt),
sondern in einer anderen Einrichtung. Dann sollen sie auf Kommunen
verteilt werden. Hier gibt es übrigens schon viele Meldungen von
Kommunen, die zur Aufnahme bereit sind.

Die Landesregierung will vorher gucken, wo es die nötige medizinische
Versorgung gibt, wo es Sprachkurse mit Kinderbetreuung gibt, wo es
DolmetscherInnen gibt, wo Freiwillige sich als HelferInnen zur
Verfügung stellen.

Reaktionen der Parteien

Aminata Touré aus der Landtagsfraktion der Grünen bedankte sich
ausdrücklich bei den Kommunen, die schon die Aufnahme angeboten haben.
Sie wies aber darauf hin, dass die Aufgenommenen vermutlich sehr
Schlimmes erlebt haben und zumindest anfangs eine gute Betreuung
brauchen. Sie sieht das Aufnahmeprogramm auch als praktische Antwort
auf die allgemeine Debatte, die sich weit von der Not der Flüchtlinge
wegbewegt hat und sich heute darum dreht, welche Grundwerte unsere
Gesellschaft teilt. Sie rief dazu auf, diese Debatte zu führen, aber
nicht unter dem Deckmantel der Flüchtlingspolitik. Die Aufnahme von
500 Flüchtlingen nannte sie im Landtag ein "immens wichtiges Zeichen".

Barbara Ostmeier von der CDU sah die Aufnahme als "wirklich starkes
Signal in Richtung der Menschen in Schleswig-Holstein und ein ebenso
starkes Signal in Richtung Bund und Europäische Union". Sie sieht es
als Vorteil, dass die Aufnahme über fünf Jahre verteilt erfolgt, und
sie hielt es auch für richtig, alle Aufgenommenen zunächst zentral
unterzubringen und erst nach einer kurzen Phase der Eingewöhnung zu
verteilen.

"Schleswig-Holstein geht mit zum Beispiel voran", sagte Serpil
Midyatli für die SPD im Landtag. Sie merkte allerdings an, dass es
noch keine Information über das Einverständnis des
Bundesinnenministers gebe, das dafür notwendig ist. Sie erwähnte nicht
nur aufnahmebereite Kommunen, sondern lobte auch die Demonstrationen
für einen "sicheren Hafen" (#seebruecke) in Flensburg, Kiel, Lübeck
und Pinneberg.

Lars Harms begrüßte das Programm im Namen des SSW ebenso. Er freute
sich besonders, dass Flüchtlinge direkt aus den Flüchtlingslagern
aufgenommen werden und wies auf die unsichere Lage in Äthiopien hin.
Anschließend forderte er möglichst viel Hilfe bei der Integration, dem
Spracherwerb und der Eingliederung in den Arbeitsmarkt, denn die
Aufgenommen werden lange Zeit oder für immer hier bleiben.

Für die FDP, die in Schleswig-Holstein mit regiert, sprach Jan Marcus
Rossa. Er freute sich ebenfalls, dass Schleswig-Holstein mit guten
Beispiel vorangeht und über das geplante EU-Aufnahmeprogramm
hinausgeht. Er sah in der Aufnahme allerdings eine vorübergehende
Aufnahme aus humanitären Gründen, keine dauerhafte Aufnahme. Die
Aufnahme begründete er auch damit, dass die USA unter Präsident Trump
die Hilfszahlungen für die Flüchtlingslager in Afrika gekürzt hätten.

Nur die AfD sah die Aufnahme kritisch. Es handele sich nicht um
besonders Schutzbedürfüge, sondern um die Beteiligung an einem
Umsiedlungsprogramm der EU, so ihr Sprecher Claus Schaffer. Es sei
eine "Aufnahme weiterer kulturfremder Migranten unter dem Deckmantel
der Schutzgewährung". Es ginge auf Kosten der Sicherheit und der
sozialen Stabilität in unserem Land. Er erwähnte, dass die
Stadtvertretung von Norderstedt die Aufnahme abgelehnt habe. In der
Aufnahme sah er einen Teil des UN-Migrationspaktes, und der würde
"Völkergewohnheitsrecht durch die Hintertür" schaffen. 250 Millionen
weiterer Migranten würden folgen, das Landesaufnahmeprogramm sei ein
"Türöffner für Einwanderung".

 * 
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Friedensprozesse



Die Kriege im Jemen und in Syrien haben ihren Ausgangspunkt in
innergesellschaftlichen Konflikten: Diktatur versus Protest, auch
ethnische und religiöse Spaltungen spielen eine wichtige Rolle. Hinzu
kommen Stellvertreterkriege. Schon diese beiden Kriege (um die es in
diesem Themenschwerpunkt jedoch nicht geht) verweisen auf einen
historischen Wandel: Seit dem Zusammenbruch der
Warschauer-Pakt-Staaten ab 1989 prägen nicht zwischen-, sondern
innerstaatliche Kriege das Gewaltgeschehen.

Exzessives Morden und Vertreiben geschieht derzeit auch gegen die
Rohingyas in Myanmar, beim Bürgerkrieg in der DR Kongo oder beim
Machtkampf im Südsudan. Auch hier müssen nicht »einfach« die
Interessen zweier Staaten ausgeglichen, sondern die komplexeren
inneren Spaltungen in einem Bürgerkriegsland gemildert werden. Im
Kongo (siehe S. 24) streitet man meist um ökonomische Ressourcen, in
Myanmar ist die Konfliktursache rassistischer Hass gegen eine
Minderheit. Auch Sprachgrenzen können einer Spaltung zugrundeliegen
(etwa in Kamerun, S. 7). Innergesellschaftliche Zerklüftungen, wie sie
durch die Ethnisierung des Sozialen in den Jugoslawienkriegen
verursacht wurden, erfordern ebenfalls eine spezifische
Konfliktbearbeitung (siehe zu Bosnien S. 28).

Es gibt also keine Blaupause für Friedensprozesse, sondern diese
müssen den jeweiligen Gegebenheiten angepasst sein. Und noch eine
weitere These wird in diesem Themenschwerpunkt immer wieder
aufgestellt: Ohne Gerechtigkeit und Fortschritte bei sozialen Fragen
ist an Frieden nicht zu denken. Wenn beispielsweise in abgehängten
Regionen wie im Ostkongo die einzige Verdienstmöglichkeit die
Zugehörigkeit zu einer bewaffneten Miliz ist, dann hilft nur eine
ökonomische Perspektive.

Es braucht also zwingend zivilgesellschaftliche und kollektive
staatliche Initiativen des Peacebuildings. Friedensschaffung und
Friedenssicherung sind eigentlich Zielsetzungen nationaler und
internationaler Politik. Ihnen liegt die Charta der Vereinten Nationen
zugrunde. Sie bindet ihre Mitglieder - aus denen sich die klassischen
Kriegsparteien rekrutieren - an die Bestimmungen des Völkerrechts.
Hiermit ist eine institutionalisierte Interventionsmöglichkeit in
(Bürger-)Kriege gegeben. Solche Interventionen sind vielerorts
dringend nötig, weil das Machtgefälle und die Straffreiheit in
Kriegsgebieten fast immer mit schweren Menschenrechtsverletzungen
einher gehen. Von einer zufriedenstellenden Umsetzung des
internationalen Rechts kann allerdings keine Rede sein.

Trotz aller Defizite muss aber auch gesagt werden, dass bewaffnete
Konflikte immer wieder verhindert, gestoppt und heruntergekühlt werden
können. Die Welt ist auch deshalb noch nicht in die Luft geflogen,
weil viele Konflikte auf zivile Weise ausgetragen werden. Die damit
verbundenen Friedensprozesse sind nicht so laut wie der Krieg, aber
erstaunlich oft erfolgreich.

Befriedet wurde beispielsweise der Nordirlandkonflikt. Er erinnert uns
daran, dass kriegerische Auseinandersetzungen auch im als friedlich
imaginierten Europa des späten 20. Jahrhunderts stattfanden. Doch auch
wenn die Mehrheit in Nordirland sich inzwischen vom alten Grabenkampf
republikanischer KatholikInnen gegen großbritische ProtestantInnen
abgewandt hat, bleibt der Frieden prekär: Eine durch den Brexit
geschaffene harte Grenze zwischen den beiden Irlands würde die Karten
neu mischen.

Ein weiteres Beispiel für erfolgreiche Befriedung ist Indonesien
(siehe S. 30). Auch hier gibt es weiter Konflikte, doch auf den 17.508
Inseln des Landes läuft der Alltag heute weitgehend friedlich ab. Fast
jeder Staat dieser Erde ist multiethnisch und multilingual. Kommt es
zum Bürgerkrieg, heißt es gleich: Ja, ja, der Vielvölkerstaat. Sicher,
der global institutionalisierte Nationalismus bringt in
»Vielvölkerstaaten« wie Indonesien allzu oft Bürgerkriege hervor. Aber
genauso bemerkenswert ist, dass solche bewaffneten
Auseinandersetzungen eigentlich die Ausnahme sind. Auch in einer wenig
perfekten Welt läuft das Zusammenleben vorwiegend ohne Gewalt ab.
Tagtäglich werden unzählige Konflikte friedlich geregelt - nicht nur
in Indonesien.

Zivile Initiativen tragen maßgeblich zu solchen Friedensprozessen bei.
Anerkennung erfahren sie derzeit durch die Verleihung des
Friedensnobelpreises an den kongolesischen Arzt Denis Mukwege und die
jesidische Menschenrechtsaktivistin Nadia Murad. Beide wenden sich
gegen sexualisierte Gewalt in Bürgerkriegen (siehe iz3w 363). Der
Gynäkologe Mukwege behandelt unermüdlich Frauen, die im kongolesischen
Bürgerkrieg systematisch vergewaltigt werden. Er nennt den »genitalen
Terrorismus« die »billigste Form der Kriegsführung«. Die jesidische
Aktivistin Nadia Murad erlebte selbst, wie ihre Familie in Syrien vom
»Islamischen Staat« ermordet wurde. Mit ihren Vorträgen und Interviews
kämpft sie gegen »die organisierte Zerstörung des jesidischen Volkes«
durch den IS.

Beide AktivistInnen haben die Heilung von Kriegswunden zu ihrer
Lebensaufgabe gemacht. Sie fordern nicht nur ein Ende der Gewalt,
sondern auch den Schutz der Bevölkerung sowie die Bestrafung der
Täter. Die Frage der Gerechtigkeit lässt sich von Friedensprozessen
eben nicht trennen.


die redaktion

 * 

Friedensprozesse

Give Peace A Chance

Dem Frieden eine Chance geben - aber wie? Seit 2010 hat sich die
Anzahl der Gewaltkonflikte verdreifacht. Heute prägen innerstaatliche
Kriege das Gewaltgeschehen. Die Konfliktursachen liegen häufig in
komplexen inneren Spaltungen, es müssen nicht 'nur' die Interessen
zweier Staaten ausgeglichen werden. Für Friedensprozesse gibt es daher
keine Blaupause, sie müssen an die jeweiligen Gegebenheiten angepasst
werden.

Frieden ist mehr als die Abwesenheit von Krieg. Für alle Initiativen
des Peacebuildings ist es unabdingbar, die wirtschaftlichen und
sozialen Konfliktursachen im Blick zu behalten. In Staaten, in denen
es keine Gerechtigkeit und keinen Fortschritt bei sozialen Fragen
gibt, ist an wirklichen Frieden nicht zu denken.

Trotz all dieser Schwierigkeiten sind Friedensprozesse jedoch
erstaunlich oft erfolgreich. Das liefert zwar keinen Stoff für
Schlagzeilen, aber genügend Grund für die iz3w, genauer hinzusehen.

Im Themenschwerpunkt unserer aktuellen Ausgabe beschäftigen wir uns
mit Friedensprozessen am Beispiel von Ländern in Afrika, Asien, Europa
und Lateinamerika. Wir fragen unter anderem, wie und durch wen sie
angestoßen werden und was ihnen oft im Wege steht.

 * 
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Nr. 24 vom 8. Dezember 2018

Feiern in besorgniserregenden Zeiten?

von Beate Ziegler



"Alle Menschen sind frei und gleich an Rechten und Würde geboren." Die
Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (AEMR) - ein kurzes, lange
unterschätztes, aber wirkmächtiges Dokument - beginnt mit diesem
wunderbaren Satz. Er machte die uneingelösten Versprechen der
amerikanischen Unabhängigkeitserklärung und der französischen
Menschenrechtserklärung zum damals unerhört erscheinenden Programm für
die gesamte Menschheit.

Dass dieser programmatische Text am 10. Dezember 1948 von der
Generalversammlung der Vereinten Nationen ohne Gegenstimmen und bei
wenigen Enthaltungen angenommen wurde, lag allerdings auch daran, dass
viele Staaten nicht vorhatten, die darin festgeschriebenen
menschenrechtlichen Standards politisch und rechtlich umzusetzen. Ein
iranischer Minister bezeichnete die Erklärung entwaffnend ehrlich als
"ohnehin nur eins Stück Papier", das ihn nicht interessieren müsse.
Und in gewisser Weise hatte er Recht: Die Erklärung enthält keine
rechtlichen Verpflichtungen. Kein Staat kann zu ihrer Einhaltung
gezwungen beziehungsweise wegen Nichteinhaltung bestraft werden.

Trotzdem: Es gibt nicht viele Texte, die auf so große politische
Resonanz gestoßen sind.

Als meistübersetztes Dokument der Geschichte ist die AEMR zum
anerkannten Maßstab für die menschenrechtliche Bewertung von
politischem Handeln geworden und außerdem Grundlage zweier zentraler
und rechtlich bindender Menschenrechtspakte (dem Zivil- und dem
Sozialpakt, beide 1966 verabschiedet).

Nicht ohne Grund spricht man bei ihrer Bewertung und Einordnung
inzwischen von Völkergewohnheitsrecht. Viele seit 1948 geschlossene
Menschenrechtsabkommen verstehen sich als Umsetzung von einem oder
mehreren ihrer 30 Artikel. So wurde zum Beispiel das in Artikel 2
festgeschriebene Verbot der Diskriminierung in der
Behindertenrechtskonvention, die seit 2008 in Deutschland geltendes
Recht ist, ausbuchstabiert.

Vertraglich und gesetzgeberisch hat sich in den letzten 70 Jahren viel
getan. Die Durchsetzung der Standards allerdings ist zu schwach. Nicht
zuletzt im Völkerstrafrecht, wenn man zum Beispiel Zuständigkeiten und
Durchgriffsmöglichkeiten des Internationalen Strafgerichtshofes
betrachtet.

Und ein Stück weit leidet die AEMR an ihrem eigenen Erfolg: Inzwischen
ist so viel verrechtlicht, gibt es so viele (Beschwerde-)Mechanismen,
so viele Ausschüsse, so große Vermittlungsprobleme, dass manche Opfer
von Menschenrechtsverletzungen den Wald ihrer Rechte vor lauter
Konventions- und Vertragsorgan-Bäumen nicht mehr sehen und den ihnen
zustehenden Schutz damit nicht in Anspruch nehmen können. Auch wenn
heute nicht unbedingt alles schlechter ist als früher, sondern bei
manchem Problem häufig der Blick geschulter und damit schärfer
geworden ist, ist doch zu beobachten, dass der politische Konsens über
die Stützung der Menschenrechte durch die Herrschaft des Rechts immer
mehr aufgekündigt wird.

Heute werden Menschenrechte vielerorts nicht mehr nur verdeckt
verletzt, sondern offen gebrochen und als Ganzes inklusive der
internationalen Schutzmechanismen in Frage gestellt.

Populist_innen und Autokrat_innen können es sich leisten, die Geltung
des Rechtes grundsätzlich zu bestreiten. Und das nicht nur weit weg
außerhalb Europas, sondern immer mehr auch in Mitgliedsstaaten der
Europäischen Union. Man denke nur an den Umgang mit der eigentlich
unabhängigen Justiz in Ungarn oder Polen.

Menschenrechtsverteidiger_innen - ob sie sich gegen Zwangsumsiedlungen
bei Staudammprojekten oder für die Rechte von LGBTI*-Minderheiten
einsetzen - leiden besonders unter diesen Entwicklungen und werden oft
mit unsäglichen Begründungen an ihrer Arbeit gehindert und verfolgt.

Den 70. Geburtstag der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (AEMR)
nahm das FORUM MENSCHENRECHTE zum Anlass, diese Entwicklungen und
Gegenstrategien dazu bei einer zweitägigen Fachtagung zum
UN-Menschenrechtsrat und einer öffentlichen Abendveranstaltung Mitte
Oktober in Berlin zu diskutieren und damit einen ganzen Reigen von
Veranstaltungen zum Jubiläum zu eröffnen.

Die beiden ersten Veranstaltungen widmeten sich aus unserer Sicht
drängenden Fragen wie: Wie relevant ist die AEMR in Zeiten, in denen
weltweit Ungleichheit zunimmt und politische Stabilität abnimmt? Wie
verändern sich zurzeit die "menschenrechtspolitische Landschaft", die
menschenrechtspolitischen Prioritäten? Sind die uns bekannten
MR-Instrumente den Herausforderungen des 21. Jahrhunderts noch
gewachsen beziehungsweise geeignet, die in der AEMR festgehaltenen
menschenrechtlichen Standards zu sichern?

Eines der Schwerpunktthemen unserer Fachtagung war aus traurigem
aktuellem Anlass und angesichts weltweit weiter steigender
Rüstungsexporte die Frage, wie das in Artikel 3 der AEMR
festgeschriebene Recht auf Leben in Konflikten oder kriegerischen
Auseinandersetzungen gewährleistet werden kann.

Dringend nötig erscheint uns, nach Wegen zu suchen, wie humanitäre und
menschenrechtliche Herangehensweisen in Konfliktsituationen besser
zusammengeführt werden können.

Viele unserer rund 50 Mitgliedsorganisationen nutzen das Jubiläumsjahr
auch für eigene Kampagnen (zum Beispiel Amnesty für
Menschenrechtsverteidiger_ innen: "Mut braucht Schutz"), Publikationen
zur Relevanz der AEMR aus der Sicht eigener thematischer Schwerpunkte
und Aktivitäten (zum Beispiel FIAN mit einer Artikelreihe zu den
sozialen Menschenrechten auf seiner Website) und Veranstaltungen.

Auch bei unserer nächsten Jahresklausur im Januar 2019, die wir unter
das Motto "Menschenrechte in schwierigen Zeiten" gestellt haben, wird
die Frage nach der Relevanz und der Stärkung der 1948
festgeschriebenen menschenrechtlichen Standards und die Rolle unserer
Mitgliedsorganisationen dabei eine zentrale Rolle spielen.

Das FORUM MENSCHENRECHTE wurde 1994 im Anschluss an die Wiener
Menschenrechtskonferenz gegründet. Dort war es gelungen, Angriffe auf
die universale Geltung der Menschenrechte, wie es sie seit 1948 immer
wieder gegeben hatte, eindrucksvoll abzuwehren. Weltweit war so etwas
wie eine menschenrechtliche Aufbruchstimmung zu spüren.

Davon ist heute keine Rede mehr. Im Gegenteil, es scheint, als stünden
wir und damit zuallererst die Menschenrechtsverteidiger_innen in aller
Welt, die mit ihrem Eintreten für Menschenrechte Leib und Leben
riskieren, mit dem Rücken zur Wand.

Ähnlich sah das Ende 2017 der ehemalige UN-Hochkommissar für
Menschenrechte Seid Ra'ad al-Hussein, der die Menschenrechte
gegenwärtig einem nie dagewesenen Stresstest ausgesetzt sieht. Bei der
Eröffnung der 36. Sitzung des UN-Menschenrechtsrates forderte er: "Wir
müssen eine viel größere Offentlichkeit dazu bewegen, unsere
kollektiven Rechte zu verteidigen. Und wir müssen es schnell tun, wenn
wir die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte bewahren wollen."

Wenn wir wollen, dass die Rechte der einzelnen Menschen mehr gelten
als die Herrschaftsansprüche der Staaten, ist es 70 Jahre nach der
Verabschiedung der AEMR dringender denn je, öffentlich für sie zu
werben und Stellung zu beziehen, wenn ihre Geltung in Deutschland oder
anderswo in Frage gestellt wird.

Kurz: Wir dürfen die AEMR mit 70 nicht in Rente schicken - wir müssen
sie verteidigen!

Beate Ziegler leitet die Geschäftsstelle vom FORUM
MENSCHENRECHTE, das seinen Sitz im Berliner Haus der Demokratie und
Menschenrechte hat. Die im obigen Beitrag verwendete Abkürzung
LGBTI*-Minderheiten steht für lesbische, schwule, bisexuelle,
transsexuelle, Transgender- und intersexuelle Minderheiten.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2326: Violetta Bock über ihre Eindrücke vom Wahlkampf der LINKEN in Hessen


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 12 · Dezember 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

"Die Grünen bedienen die Sehnsucht nach schmerzlosen
Alternativen"

Direktkandidatin Violetta Bock über ihre Eindrücke vom Wahlkampf der LINKEN in Hessen

Das Gespräch führte Manuel Kellner



Am 28. Oktober 2018 wurde in Hessen der Landtag gewählt. SPD und
CDU fuhren eine krachende Niederlage ein, die Grünen setzten den
Höhenflug von Bayern fort, DIE LINKE konnte gestärkt wieder in den
Landtag einziehen und die AfD ist nun in allen Landesparlamenten
vertreten. Eine Besonderheit gab es jedoch: In Kassel holte DIE LINKE
mehr Stimmen als die AfD. Es geht also. Darüber sprachen wir mit
Violetta Bock, sie war Direktkandidatin für die LINKE im Wahlkreis
Kassel-Ost, hier holte die LINKE ebensoviel Erststimmen wie
Zweitstimmen. Zweifellos auch ein persönlicher Erfolg.


SoZ: Du warst Direktkandidatin der LINKEN in Kassel. Ihr
habt 11,7 Prozent der Stimmen geholt, im Landesdurchschnitt waren es
6,3 Prozent. Im Wahlkreis Kassel-Ost hast du 11,9 Prozent bekommen.
Wie schätzt du diese Ergebnisse ein?

Violetta Bock: Insgesamt können wir mit dem Ergebnis der LINKEN
in Hessen zufrieden sein. Wir ziehen mit drei weiteren Abgeordneten
ein, haben im Wahlkampf neue Mitglieder gewonnen und konnten dabei
noch wehrhafte Strukturen aufbauen. Kassel ist schon immer eine
Hochburg der LINKEN, das war jetzt also keine Überraschung, sondern
Ergebnis der Arbeit von Jahren. Dadurch konnte Die LINKE in Kassel
mehr Stimmen als die AfD erhalten, die hier bei 10,7 Prozent gelandet
ist.


SoZ: Natürlich ist es angenehm, gegenüber der Wahl vor
fünf Jahren um über einen Prozentpunkt zuzulegen und nicht knapp an
den 5 Prozent um den Einzug in den Landtag bangen zu müssen. Sind die
6,3 Prozent nicht dennoch ein eher bescheidenes Ergebnis, auch
angesichts der Wahlergebnisse von AfD und Grünen?

Violetta Bock: In Umfragen lag die LINKE bei 8 Prozent,
trotzdem bleibt der Hinzugewinn ein Erfolg. Die LINKE legte da zu, wo
sie im Alltag verankert ist, Arbeit an der Basis macht, Gesichter hat.
Das ist bisher eher in Städten der Fall als auf dem flachen Land. Die
AfD hingegen hat auch Wahlerfolge, wenn sie noch nicht einmal
plakatiert, die Grünen übrigens auch. Deren Wähler entscheiden sich
eher anhand der allgemeinen Debatten, nicht ihrer realen Erfahrungen
mit den ParteienvertreterInnen vor Ort.

Bei der LINKEN funktioniert das bei Landtagswahlen kaum. Übel ist,
dass DIE LINKE wegen des allgemeinen Profils und der Politik eines
Teils dieser Partei nicht als Teil der Rebellion gegen die bestehenden
Verhältnisse wahrgenommen wird. Der Zwist wegen "Aufstehen" hat nicht
dazu beigetragen, die Glaubwürdigkeit der LINKEN zu verbessern, bei
der Hessenwahl aber auch nicht groß geschadet.


SoZ: Was waren eure und deine persönlichen Schwerpunkte
im Wahlkampf? Mit welchen Inhalten habt ihr besonders viel Zustimmung
gefunden und mit welchen seid ihr am meisten auf Widerspruch gestoßen?

Violetta Bock: In Hessen lautete der Slogan "Mehr für die
Mehrheit" - in Anlehnung an Corbyn in Großbritannien, der allerdings
den Gegnerbezug "nicht für die Wenigen" betont. Die gesetzten Themen
waren Mobilität (Nulltarif im ÖPNV), Wohnen (Mieten runter,
Sozialwohnungen bauen), Bildung (gegen Sanierungsstau und für mehr
Lehrpersonal), gegen rechts und gegen Rüstungsexporte.

Besonders viel Zustimmung kam beim Thema Wohnen. Bei der
Wahlentscheidung ging es meiner Meinung nach nicht so sehr um
Einzelthemen. Bis zum Wahltag waren laut Umfragen viele
unentschlossen, wen sie wählen und ob sie wählen. Viele haben die
Sehnsucht, dass Politik endlich im Interesse der Vielen gemacht wird
und nicht mehr für die Interessen des Kapitals. Täglich führte ich
solche Diskussionen, die damit endeten: "Aber an die kommen wir nicht
ran." Keiner Partei wird zugetraut, eine solche politische Wende
wirklich durchzusetzen.

Das wird entscheidend sein in Zukunft: Hoffnung vermitteln und von
unseren kleinen und großen Erfolgen erzählen und darauf aufbauen. Das
heißt in meinen Augen auch die Systemfrage offen stellen. Uns fehlt
eine Machtoption, die gleichzeitig radikal und vermittelbar ist. Das
ist anders als in England, wo ein Corbyn sagen kann, er könnte der
nächste Premier werden. Sicher, damit wäre er in der Regierung und
nicht an der Macht. Trotzdem brauchen wir eine Vision, die nicht auf
ein handzahmes Rot-Rot-Grün hinausläuft, eine, für die Menschen bereit
wären zu kämpfen.


SoZ: Warum hast du kandidiert und was waren eure
wichtigsten Erfahrungen im Wahlkampf?

Violetta Bock: Wir wollten ausprobieren, ob es gelingt, Akzente
durch einen Wahlkampf zu setzen, Wahlkampf zu verbinden mit der
Mobilisierung gegen Vonovia, gegen den Abbau des Nahverkehrs usw.
Meine Kandidatur sollte die Beziehung zwischen der LINKEN und den
sozialen Bewegungen stärken. Da haben wir auch einige neue Bande
knüpfen können, aber da steht von allen Seiten noch ein größerer
Selbstveränderungsprozess an.

Viele aus den sozialen Bewegungen in Kassel haben den Wahlkampf aktiv
mitgetragen, obwohl sie nicht Mitglied sind. Die Zeit intensiver
Aktivität im Wahlkampf ist gut genutzt worden, neue Strukturen
aufzubauen. Das sind für mich Maßstäbe eines lohnenden Wahlkampfs: die
Zeit zu nutzen um zu lernen, enger zusammenzuarbeiten, neue Bündnisse
zu schmieden und mehr Menschen zu erreichen. Mein Motto für den
Wahlkampf war "Mut zum Widerstand", um klare Kante zu zeigen und
Menschen zu ermutigen, selbst aktiv zu werden. Das ist bei einigen
durchaus angekommen.


SoZ: Vielerorts verselbständigen sich die Ratsfraktionen
und tragen zur Verparlamentarisierung der Partei Die LINKE bei. Wie
sieht das bei euch in Kassel aus?

Violetta Bock: Ich finde, dass unsere Ratsfraktion das ganz gut
hinbekommt. Ich bin z.B. wohnungspolitische Sprecherin und sehe meine
Aufgabe darin, Unterstützung für den Aufbau von Mieterbündnissen zu
leisten, sie zu stärken und zu stabilisieren. Ich habe nicht den
Eindruck, dass unsere Ratsfraktion von der Partei abhebt, obwohl das
natürlich jeden Tag neu entschieden wird und auch in dem Maße weniger
wahrscheinlich wird, wie wir uns alle, ob Fraktion, Kreisverband oder
Ortsgruppe, in den realen Kämpfen vor Ort wiederfinden und unsere
Arbeit darauf konzentrieren.


SoZ: Bundesweit scheint DIE LINKE kaum vom spektakulären
wahlpolitischen Abschwung der SPD zu profitieren, sondern stagniert in
den Umfragen bei rund 10 Prozent. Was sind aus deiner Sicht die Gründe
dafür?

Violetta Bock: Du legst mit deiner Frage etwas nahe, was in
jüngster Zeit immer wieder gesagt wird: Angesichts des Niedergangs der
SPD müssten wir es doch sein, die davon mehr profitieren. Aber das ist
zu mechanisch. Warum sollten Menschen, die von der Sozialdemokratie
immer noch gebunden werden konnten, trotz aller Schweinereien, nun
LINKE wählen?

DIE LINKE hat "nur" ein linkssozialdemokratisches Profil, aber man
sollte doch nicht vergessen, dass sie damit immer noch hart gegen die
neoliberale Hegemonie anrennt. Richtig, wir wollen mehr. Aber dafür
brauchen wir geduldige Aufbauarbeit und Verankerung. DIE LINKE muss
einen sichtbaren Trennungsstrich zu den etablierten
prokapitalistischen Kräften ziehen. Die berechtigte Wut der
Ausgebeuteten, Benachteiligten und von Armut Bedrohten in linke,
rebellische Bahnen zu leiten gelingt dann, wenn wir den bestehenden
Interessengegensatz offenlegen. Das ist nicht ohne, denn dann müssen
wir auch vielen Menschen ihre Hoffnung in einen "besseren
Kapitalismus" nehmen, aber alles andere wäre gelogen.

Es ist an der Zeit, die Frage der gesellschaftspolitischen Alternative
wieder zur Debatte zu stellen: Ohne die Macht des Kapitals brechen zu
wollen, gewinnen wir nichts, sondern können das Elend nur
mitgestalten.

Die Wahlergebnisse sind aber nicht allein Maßstab. Die
außerparlamentarisch Aktiven müssen in der Praxis erleben, dass die
Partei DIE LINKE für ihre Kämpfe nützlich ist, sie verstärkt, Türen
öffnet usw. Hoffnung werden wir nicht stärken, indem wir
sozialdemokratische Fehler versuchen besser umzusetzen, sondern wenn
wir durch organisierende Arbeit Menschen zusammenbringen, Dinge
durchsetzen, Gegenmacht aufbauen.

Ob wir dadurch Wahlen gewinnen? Keine Ahnung, aber wir werden mehr
bewegen.


SoZ: Wie erklärst du dir den wahlpolitischen Erfolg der
Grünen, obwohl die doch bei keinem der großen umweltpolitischen Themen
für eine konsequent ökologische Politik stehen und ganz offensichtlich
seit vielen Jahren zur etablierten Politik gehören?

Violetta Bock: Hessen ist in Sachen Klimaschutz trotz oder
wegen grüner Regierungsbeteiligung bundesweit Schlusslicht. Ihr
Erfolgsrezept ist, dass sie Veränderungen in Aussicht stellen und
zugleich garantieren, dass alles bleibt wie es ist.

Die Grünen bedienen ein Harmoniebedürfnis, eine Sehnsucht nach
schmerzlosen Alternativen, scheinbarer Vernunft und der absurden
Vorstellung eines Kapitalismus mit menschlichem Antlitz. Sie können
glaubhaft vermitteln, wenn sie Frontex mitgestalten, wird alles
weniger schlimm - passiert aber natürlich trotzdem. Und sie stehen
dafür, sich nicht mit den Mächtigen anzulegen.

Ich kann sogar verstehen, dass man sowas erträumt, wer hat schon immer
Bock auf all die Konflikte? Aber das ist, glaube ich, ein Schritt, den
das Alltagsbewusstsein durchmachen muss. Hinzu kommt das Motiv der
"nützlichen Wahl", man gibt seine Stimme gegen die Berliner Große
Koalition lieber einer größeren, auf Bundesebene oppositionellen
Partei als einer, die weniger Wählerstimmen hat und damit vermeintlich
weniger Einfluss.

Meine Erfahrung aus Gesprächen mit Neumitgliedern ist übrigens: Die
meisten haben sich vorher die Grünen als alternative linke Partei
angeguckt. Die Grünen bieten eine Plattform, die in vielen Feldern
fortschrittlich wirkt: Multikulti, Umwelt, Frauenrechte. Das sind drei
Felder, die für uns auch wichtig sind, aber anders als Diether Dehm
erzählt: DIE LINKE wird eben nicht als Kraft der Ökologie, des
Antirassismus und des Feminismus wahrgenommen. Und das ist ein
Problem, weil sich Leute entlang dieser Linien "nach links
politisieren".

In einer politischen Konjunktur, die stark durch Chemnitz und die AfD
geprägt wird, ist das sehr wirksam. Die Grünen machen sicherlich keine
antirassistischere und internationalistischere Realpolitik als wir.
Aber sie haben sich in der Öffentlichkeit als einzige Partei nicht von
der AfD migrationspolitisch nach rechts treiben lassen. Die Mehrheit
unserer Partei auch nicht. Aber das nimmt die breite Öffentlichkeit
anders wahr. Dass sie eine systemkonforme Wohlfühlalternative
darstellen, kommt dann noch dazu. Sozusagen: Neoliberalismus und
Kapitalismus nicht offen angreifen, damit auch nicht mit neoliberaler
Hegemonie im Massenbewusstsein kollidieren, aber dennoch soziale
Gerechtigkeit verkaufen.

 * 

Quelle:

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 12, 33. Jg., Dezember 2018, S. 5

Herausgeber: Verein für solidarische Perspektiven (VsP)

SoZ-Verlag, Regentenstr. 57-59, 51063 Köln

Telefon: 0221/923 11 96

E-Mail: redaktion@soz-verlag.de

Internet: www.sozonline.de

 

Die Soz erscheint monatlich und kostet 3,50 Euro.

SoZ-Probeabo: 3 Ausgaben für 10 Euro

Normalabo: 58 Euro

Sozialabo: 28 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/1161: Deutschlandfunk Kultur - Die Entscheidung, 15.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Entscheidung

Von Kicki Möller

Deutschlandfunk Kultur 2017/38'53

Feature

Samstag, 15. Dezember 2018, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Kicki wird 39. Sie hat eine Entscheidung getroffen: Per Samenspende
will sie schwanger werden. Ihre Beziehung ist zerbrochen und sie will
nicht warten, bis es zu spät ist. Kicki führt Gespräche mit Freunden
und schreibt unzählige Listen. Wird dem Kind ein Vater fehlen? Werde
ich es alleine schaffen? Wie kann ich wissen, dass dies die richtige
Entscheidung ist? Am Klavier kommt Kicki zur Ruhe. Sie steigt in den
Nachtzug nach Kopenhagen - und wirft Ängste und Sorgen über Bord.

 * 
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HÖRSPIEL/1863: Deutschlandfunk Kultur - "Goethe to go. Eine Sprechlandschaft", 14.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Goethe to go. Eine Sprechlandschaft.

Von Antje Vowinckel

Deutschlandfunk Kultur 2018/ca. 54'30

(Ursendung)

Klangkunst

Freitag, 14. Dezember 2018, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



"Ueber allen Gipfeln/Ist Ruh" - das schrieb Johann Wolfgang von Goethe
1780 an die Holzwand der Jagdaufseherhütte auf dem Kickelhahn bei
Ilmenau. "Wandrers Nachtlied" ist seitdem zum Inbegriff deutscher
Lyrik geworden, übersetzt in rund 60 Sprachen. Nun hat die
Radiokünstlerin Antje Vowinckel zehn internationale Musikerinnen,
Musiker, Lyrikerinnen und Lyriker auf Goethes Spuren geschickt. Mit
Mikrofon und Aufnahmegerät schritten sie den Goethewanderweg in
Ilmenau ab und hatten dabei zwei Aufgaben zu erfüllen: Sie sollten
permanent ihre Beobachtungen aussprechen, und sie sollten Goethes
Gedicht aus einer ihnen bekannten Sprache zurück ins Deutsche
übersetzen.

 * 
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HÖRSPIEL/1862: "Die Enden der Parabel" von Thomas Pynchon - Start der Hörspiel-Koproduktion mit dem SWR (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 12.12.2018

Start der Hörspiel-Koproduktion mit dem Südwestrundfunk (Federführung)
im Dezember


"Die Enden der Parabel" - 15 Stunden Thomas Pynchon im
Deutschlandfunk

Mit Bibiana Beglau, Peter Goeser, Corinna Harfouch, Franz Pätzold,
Manfred Zapatka u. v. a. / Ausstrahlung 2020



Das Kulturradio SWR2 produziert in Koproduktion mit dem
Deutschlandfunk Thomas Pynchons bedeutendstes Werk "Die Enden der
Parabel" ("Gravity's Rainbow") als Hörspiel.

Es ist die erste vollständige Bearbeitung eines Werks des
amerikanischen Schriftstellers im deutschsprachigen Raum. Mit einer
Länge von rund 15 Stunden handelt es sich zugleich um die größte
Hörspielproduktion des SWR in den kommenden zwei Jahren. In der
Inszenierung von Klaus Buhlert sprechen u. a. Bibiana Beglau, Felix
Goeser, Franz Pätzold, Corinna Harfouch, Wolfram Koch, Jens Harzer und
Manfred Zapatka. Klaus Buhlert übernimmt in dieser Produktion auch
Bearbeitung und Musik. Die Dramaturgie liegt bei Manfred Hess (SWR2),
beim Deutschlandfunk wird die Produktion von Sabine Küchler betreut.

Die Aufnahmen in Berlin und Stuttgart haben im Dezember 2018 begonnen,
die Produktionszeit geht bis Anfang 2020. Die Hörspielbearbeitung wird
vom Deutschlandfunk 2020 in einem Schwerpunkt zum 75-jährigen Ende des
Zweiten Weltkrieges gesendet. Parallel zur Ausstrahlung erscheint das
Hörspiel als CD-Edition bei Hörbuch Hamburg.

Thomas Pynchon ist der geheimnisvollste und legendenumwobenste
Gegenwartsautor. Konsequent meidet er jegliche Öffentlichkeit. "Die
Enden der Parabel" erschien 1973 in den USA und 1981 in der deutschen
Übersetzung von Elfriede Jelinek und Thomas Piltz. Pynchons Werk gilt
als radikalster und zugleich bedeutendster Roman der Postmoderne und
Pop-Literatur. Die Handlung spielt 1944/45 in London und im vom Krieg
zerstörten Deutschland. Im Zentrum des Romans stehen die Jagd nach dem
Geheimnis der V2-Rakete, der Vergeltungswaffe der Nazis, und die
Auflösung menschlicher Identität durch die unkontrollierten
Wissenschaften.

 * 
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MELDUNG/1803: Deutschlandfunk - Energiewende in den Niederlanden, 15.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Vom Erdbeben erschüttert

Energiewende in den Niederlanden

Mit Reportagen von Andrea Lueg

Gesichter Europas

Samstag, 15. Dezember 2018, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Über Jahrzehnte haben Staat, Energieindustrie und Privathaushalte von
einem enormen Gasfeld in Groningen profitiert. Dem größten Erdgasfeld
Europas und dem zehntgrößten der Welt. Doch 2030 soll Schluss sein.
Denn die Gasförderung ist die Ursache für Erdbeben in der Region:
Bauernhöfe bröckeln und Einfamilienhäuser zeigen Risse. Die Bewohner
der Gegend leben in ständiger Angst. Das Erdgas hat keine Zukunft mehr
in den Niederlanden. Der Umstieg auf klimafreundliche Energieträger
ist beschlossene Sache. Doch das geht nicht ohne Probleme und Kosten.

 * 
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UROLOGIE/331: Prostatakrebs - Krankheitsverlauf besser vorhersagen (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 11.12.2018

Prostatakrebs: Krankheitsverlauf besser vorhersagen



Ein internationales Team von Krebsforschern hat das Tumorerbgut von fast
300 Prostatakrebs-Patienten unter die Lupe genommen. Dabei fanden die
Wissenschaftler heraus, dass ein erbgutveränderndes Enzym für die früh
auftretenden Mutationen verantwortlich ist. Sie entdeckten außerdem einen
möglichen Biomarker, der früh auf aggressiven Verlauf der Erkrankung
hinweisen könnte und entwickelten anhand der Mutationsmuster aller
Patienten ein Computermodell, das Ärzten dabei hilft, besser zwischen
aggressiven und weniger aggressiven Tumoren zu unterscheiden.

Allein in Deutschland wird jährlich bei etwa 60.000 Männern Prostatakrebs
diagnostiziert. Viele Betroffenen stehen nach dieser Diagnose vor einer
schwierigen Entscheidung: Ist eine Operation oder eine Strahlentherapie
notwendig oder reicht es, lokal begrenzte Tumoren aktiv zu überwachen?
Dies ist für viele Patienten eine Option, um die teilweise erheblichen
Nebenwirkungen der invasiven Behandlung zu vermeiden.

"Um die Patienten in dieser Situation besser beraten zu können, wäre es
extrem hilfreich, Biomarker zu kennen, die Ärzten dabei helfen, zwischen
aggressiven und weniger aggressiven Tumoren zu unterscheiden", sagt
Clarissa Gerhäuser vom Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ).

Gemeinsam mit Wissenschaftlern von der Universität Kopenhagen sowie vom
European Molecular Biology Laboratory (EMBL), dem Universitätsklinikum
Hamburg-Eppendorf, dem Max-Planck-Institut für Molekulare Genetik sowie
der Charité Universitätsmedizin in Berlin haben Gerhäuser und Kollegen vom
DKFZ nun das Erbgut von Prostatatumoren einer umfassenden molekularen
Analyse unterzogen. Die Untersuchung schloss fast 300 Patienten ein, von
denen ein Großteil bereits vor dem 55. Lebensjahr an Prostatakrebs
erkrankt war. Die Wissenschaftler kombinierten Sequenzanalyse mit
Untersuchungen der Genaktivität und der epigenetischen Markierungen, die
an das Erbgut angeheftet sind.

"Wir haben uns besonders auf sehr frühe Tumoren konzentriert um
herauszufinden, was überhaupt dazu führt, dass Prostatakrebs entsteht.
Beim Vergleich mit bereits weiter fortgeschrittenen Tumoren konnten wir
dabei beobachten, wie im Verlauf der Tumorevolution quasi im Uhrzeigertakt
neue Mutationen hinzukommen", erklärt Gerhäuser.

Die meisten dieser frühen Mutationen gehen vermutlich auf das Konto
bestimmter Enzyme: Die Gruppe der APOBEC-Enzyme ist Bestandteil des
angeborenen Immunsystems der Säugetiere. Sie schädigen das Erbgut
bestimmter Viren und reduzieren so deren Lebensfähigkeit. Andererseits
sind überaktive APOBEC-Enzyme bereits als Ursache krebsfördernder
Mutationen aufgefallen. "Wir gehen davon aus, dass APOBEC die
Prostatazellen langsam, aber konstant verändert - jedes Mal, wenn sich die
Zelle teilt. So sammeln sich im Verlauf von vielleicht 20 Jahren
vielleicht 10 bis 20 Mutationen an", sagt Koautor Jan Korbel vom EMBL.

"Das häufigste Onkogen bei Prostatakrebs entsteht durch eine bestimmte
Fusion von Genen. Ob APOBEC dahinter steckt, können wir nicht mit
Sicherheit sagen. Aber es gibt einen starken Zusammenhang zwischen solchen
Genfusionen und der APOBEC-Aktivität", erklärt Studienleiter Joachim
Weischenfeldt, Rigshospitalet und Universität Kopenhagen sowie Charité
Universitätsmedizin Berlin.

Die Forscher haben auch ein mutmaßliches neuartiges Onkogen bei
Prostatakrebs - ESRP1 - gefunden, das mit sehr schnell teilendem und
hochaggressivem Prostatakrebs assoziiert ist. Die Korrelation zwischen
Aggressivität und der Verdopplung des ESPR1-Gens konnten die
Wissenschaftler an einer Sammlung von fast 12.000 Gewebeproben von
Prostatatumoren bestätigen. Die ESPR1-Mutation ist ein aussichtsreicher
Kandidat für einen Prognosemarker, der bereits im frühen Stadium der
Krebserkrankung nachweisbar ist.

Anhand von epigenetischen Markern entwickelte Clarissa Gerhäuser "PEPCI",
einen epigenetischen Prostatakrebs-Index, der eine einfache Vorhersage der
Tumoraggressivität erlaubt. Unter Berücksichtigung von PEPCI und
Genexpressionsmustern konnte das Forscherteam die Tumoren in vier Gruppen
aufteilen, die sich im Verlauf der Erkrankung unterscheiden. Die
aggressivste Gruppe umfasst die Tumoren mit der ESPR1-Mutation.

Alle bei der Analyse gefundenen Mutationen speisten die Forscher in ein
"PRESCIENT" getauftes Computermodell ein, das bei der Vorhersage helfen
soll, wie sich Prostatakrebs bei einem bestimmten Patienten entwickeln
wird. "In den kommenden Jahren werden wir Daten von mehreren tausend
weiteren Patienten sammeln und PRESCIENT damit füttern. Das wird das
Modell weiter erheblich verbessern", sagt Thorsten Schlomm von der
Charité, Universitätsmedizin Berlin, ebenfalls Seniorautor der Studie, und
erklärt: "Hat ein Patient einen bestimmten Satz von Mutationen, so können
wir mit PRESCIENT vorhersagen, welche Mutation am wahrscheinlichsten als
nächste auftritt und auch, ob und wie sie sich auf die klinische Situation
des Patienten auswirken wird."

PRESCIENT wird derzeit in der Charité in Berlin in die klinische
Versorgung implementiert. In etwa zwei bis drei Jahren könnte das Modell
als integraler Bestandteil der Klinikprozesse umgesetzt sein. Die Studie
ist das Ergebnis einer großen transnationalen Zusammenarbeit zwischen
Wissenschaftlern aus Deutschland, Norwegen, Kanada und Dänemark.


C. Gerhäuser et al.: 

Molecular Evolution of early onset prostate cancer
identifies molecular risk markers and clinical trajectories. Cancer Cell
2018

DOI: 10.1016/j.ccell.2018.10.016


Originalpublikation:

C. Gerhäuser et al.: Molecular Evolution of early onset prostate cancer
identifies molecular risk markers and clinical trajectories. Cancer Cell
2018, DOI: 10.1016/j.ccell.2018.10.016
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DIAGNOSTIK/589: Brustbiopsien - Gewebeproben mit neuem System entnehmen (idw)


Universitätsklinikum Ulm - 10.12.2018

Verbesserte Diagnostik bei Brustbiopsien | Gewebeproben mit neuem System präziser entnehmen



Um Läsionen der Brust, wie sie zum Beispiel bei Brustkrebs oder dessen
Vorläufern auftreten, zuverlässig bestimmen zu können, werden im Bereich
der diagnostischen Radiologie häufig kleinste Gewebeproben entnommen.
Oftmals ist die Entnahme, eine so genannte Biopsie, jedoch für die
Patientin nicht sehr komfortabel. Um diesen Prozess, etwa bei
Vakuumstanzbiopsien, schneller, angenehmer und genauer zu gestalten, setzt
die Klinik für Diagnostische und Interventionelle Radiologie des
Universitätsklinikums Ulm seit dem Herbst 2018 einen Biopsietisch der
neuesten Generation ein.

Das Team um Stefanie Lorenz, Assistenzärztin und Bereichsleitung
Interventionelle Mammographie, sowie Dr. Benedikt Schwab, Facharzt und
Bereichsleitung CT Michelsberg, hat den Biopsietisch am Ulmer Michelsberg
in Betrieb genommen. Es stößt mit dem neuen System sozusagen in die dritte
Dimension vor. Denn zuvor war die Diagnostik der Brustbiopsien am
Universitätsklinikum Ulm auf eine 2D-Bildgebung beschränkt. Der Ärztliche
Direktor der Klinik für Interventionelle und Diagnostische Radiologie,
Professor Dr. Meinrad Beer, sagt: "Wir freuen uns sehr, mit dem neuen
System sowohl präziser als auch schneller arbeiten zu können. Aber vor
allem, den Patientinnen die notwendige Prozedur zu erleichtern."

Der Biopsietisch bietet zusätzlich eine höhere Bildauflösung, einen 360°
Brustzugang und auch mehr Komfort für die durchführenden Ärzt*innen.
Selbst kleinste Läsionen und Kalkablagerungen können somit zuverlässig
biopsiert werden, was die Diagnostik-Möglichkeiten noch weiter verbessert.
Wichtigster Faktor: Die Zeit, die die Patientin auf dem Tisch verbringen
muss, wird verringert. Innerhalb von Sekunden werden Bilder erzeugt, die
Aufschluss über die Gewebeveränderung der Brust geben.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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FORSCHUNG/3956: Wie Darmbakterien das Herzinfarktrisiko beeinflussen (idw)


Berliner Institut für Gesundheitsforschung / Berlin Institute of Health (BIH) - 10.12.2018

Wie Darmbakterien das Herzinfarktrisiko beeinflussen



Wissenschaftler von der Charité - Universitätsmedizin Berlin und dem
Berliner Institut für Gesundheitsforschung / Berlin Institute of Health
(BIH) haben gemeinsam mit Kollegen*innen von der Cleveland Clinic in Ohio
in den USA gezeigt, dass bestimmte bakterielle Stoffwechselprodukte aus
dem Darm das Risiko erhöhen, einen Herzinfarkt bzw. Schlaganfall zu
erleiden. Dies galt insbesondere für Patienten, die bereits einen
Schlaganfall erlitten hatten. Die nun veröffentlichten Erkenntnisse
könnten dazu beitragen, eine völlig neue Art der Prävention zu entwickeln.

Allein in Berlin erleiden jedes Jahr 10.000 Menschen einen Herzinfarkt, in
ganz Deutschland sind es rund 280.000, etwa 50.000 von ihnen sterben an
den Folgen. Zu den bekannten Ursachen gehören Bluthochdruck, hohe
Cholesterinwerte im Blut, Rauchen, Übergewicht, mangelnde Bewegung oder
eine Häufung von Herzinfarkten in der Familie. Besonders gefährdet sind
auch Patient*innen, die bereits ein "kardiovaskuläres Ereignis" erlitten
haben, also einen Herzinfarkt oder einen Schlaganfall. BIH-Professor Ulf
Landmesser, Direktor der Klinik für Kardiologie am Campus Benjamin
Franklin der Charité und ärztlicher Leiter des CharitéCentrum für Herz-,
Kreislauf- und Gefäßmedizin an der Charité - Universitätsmedizin Berlin,
hat mit Kolleg*innen vom Department of Cardiovascular Medicine der
Cleveland Clinic in Ohio in den USA sowie Professor Matthias Endres und
Kolleg*innen der Klinik für Neurologie der Charité und von der
Medizinischen Hochschule Hannover in zwei Studien mit insgesamt über 600
Patient*innen, die kürzlich einen Schlaganfall erlitten hatten, einen
bisher weniger bekannten Risikofaktor untersucht: Das so genannte
Mikrobiom, die Bakterien im Darm. Dabei hatten sie insbesondere die
Konzentration eines Stoffwechselprodukts der Bakterien, das
Trimethylaminoxid, gemessen und mit dem Risiko verglichen, einen
Herzinfarkt bzw. Schlaganfall zu erleiden. "Wir haben herausgefunden, dass
Patient*innen mit einer hohen Trimethylaminoxid-Konzentration im Blut ein
doppelt bis fünffach so hohes Risiko für einen Herzinfarkt bzw.
Schlaganfall hatten wie Patient*innen mit einer niedrigen Konzentration
des Metaboliten", sagt Ulf Landmesser. Das Trimethylaminoxid regt offenbar
die Zellen auf der Innenschicht der Blutgefäße, die Endothelzellen, dazu
an, Faktoren zu bilden, die die Blutgerinnung und Gefäß-Entzündung
begünstigen. Das wiederum lockt entzündungsfördernde Blutzellen an,
Monozyten, die ihrerseits in den Blutgefäßwänden die Atherosklerose und
Thrombose fördern. Eine ganz und gar nicht neue Idee, berichtet
Landmesser: "Die Idee, dass Entzündungen mit Arteriosklerose verbunden
ist, geht auf Rudolf Virchow zurück, der das schon vor 160 Jahren hier in
Berlin beschrieben hat."

Die Erkenntnis, dass Mikrobiom und Herzinfarkt bzw. Schlaganfall
zusammenhängen, bietet allerdings auch ganz neue Möglichkeiten,
Herzinfarkt und Schlaganfall vorzubeugen. Die Berliner Mediziner*innen
haben dazu mit ihren Kolleg*innen aus Cleveland ein internationales
transatlantisches Forschungsnetzwerk of Excellence gegründet, um nach
Substanzen zu suchen, die die Bildung der schädlichen Metaboliten in den
Bakterien hemmen können. "Herkömmliche Medikamente, die die Blutgerinnung
hemmen, verringern zwar das Herzinfarktrisiko, erhöhen aber gleichzeitig
auch das Blutungsrisiko", erklärt Landmesser. "Das Interessante an diesem
neuen Ansatz ist, dass man durch die Beeinflussung der Bakterien das
Herzinfarkt- und Schlaganfallrisiko senken könnte, ohne dass man
gleichzeitig das Blutungsrisiko erhöht. Also möglicherweise eine besonders
elegante Methode, das Ziel zu erreichen."

Landmesser plant, die gewonnenen Erkenntnisse bereits in den nächsten drei
Jahren in einer klinischen Studie an Patient*innen zu testen. Doch damit
nicht genug: "Wir haben noch weitere interessante Metaboliten im Mikrobiom
gefunden, die etwa den Cholesterinstoffwechsel positiv beeinflussen. Man
könnte einen solchen Bakterien-Metabolit oral verabreichen, als
Nahrungszusatzstoff, und so das Herzinfarktrisiko senken." Von daher wäre
es völlig falsch, die Mitbewohner im Darm allesamt zu verteufeln, sagt
Professor Ulf Landmesser. "Wir haben mehr Bakterien in uns, als wir
Körperzellen haben. Und diese Bakterien tun eben auch viele Dinge, die gut
für uns sind. Und die wollen wir natürlich auch erforschen und
möglicherweise in präventiven Ansätzen nutzen."


Originalpublikation:

Haghikia A, et al., ... Landmesser U. Gut Microbiota-Dependent Trimethylamine
N-Oxide Predicts Risk of Cardiovascular Events in Patients With Stroke and
Is Related to Proinflammatory Monocytes. Arterioscler Thromb Vasc Biol.
2018 Jul 5. pii: ATVBAHA.118.311023. 

doi: 10.1161/ATVBAHA.118.311023.
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SOZIALES/040: Fakten zur Gesundheit von Migrantinnen und Migranten (idw)


Justus-Liebig-Universität Gießen - 11.12.2018

Fakten zur Gesundheit von Migrantinnen und Migranten

Gießener Medizinhistoriker PD Dr. Michael Knipper an Report der
renommierten medizinischen Fachzeitschrift "The Lancet" beteiligt -
"Gesundheitszustand einer Welt in Bewegung"



Der Medizinhistoriker PD Dr. Michael Knipper der Justus-Liebig-Universität
Gießen (JLU) stellt am Mittwoch in Berlin gemeinsam mit der Organisation
Ärzte der Welt eine umfassende internationale Studie zur Gesundheit von
Migrantinnen und Migranten vor. Mit dem Report "Der Gesundheitszustand
einer Welt in Bewegung" will die Kommission zu Migration und Gesundheit
der renommierten medizinischen Fachzeitschrift "The Lancet" verbreiteten
Mythen entgegen treten. Knipper gehört zu einem internationalen
Wissenschaftlerteam, das für den "Lancet"-Report bestehende Daten zu
Migration und Gesundheit untersucht und weitere Studien durchgeführt hat.

Eine der Erkenntnisse des Berichts: Migration nutzt den
Gesundheitssystemen der Einwanderungsstaaten insgesamt mehr als dass sie
schadet. "Zugewanderte sind im Durchschnitt gesünder", sagt Knipper, und
das aus einem einfachen Grund: "Wenn man sich die globale Migration
ansieht, dann sind die, die sich auf die Reise machen, oft diejenigen, die
besonders stark und fit sind. Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Diabetes
kommen daher in dieser Gruppe seltener vor."

Die "Lancet"-Kommission hat sich zum Ziel gesetzt, mit dem umfassenden
Report einen 'Goldstandard' vorzulegen als Grundlage für eine
zukunftsweisende Gesetzgebung. Die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler bemängeln vor allem, dass Mythen um die Gesundheit von
Migrantinnen und Migranten weltweit als Argument für eine Politik der
Ausgrenzung benutzt werden. Dagegen müsse verstärkt auf die
gesundheitlichen Bedürfnisse von Migrantinnen und Migranten eingegangen
werden "Einwanderer tragen für gewöhnlich mehr zu einer Wirtschaft bei,
als sie kosten. Wie wir ihre Gesundheit und ihr Wohlbefinden gestalten,
wird unsere Gesellschaften für Generationen formen. Es gibt kein
dringenderes Thema in Bezug auf die globale Gesundheit", sagt
"Lancet"-Chefredakteur Dr. Richard Horton.

Mit Blick Deutschland kritisiert Michael Knipper bürokratische Hürden beim
Zugang von Geflüchteten zu medizinischer Versorgung. "Die
Gesundheitsversorgung gerade in abgelegenen Flüchtlingsunterkünften ist
schlecht", betont er. So sei nicht nur der Zugang zu psychotherapeutischer
Behandlung erschwert, sondern die Gesundheitsversorgung sei grundsätzlich
auf akute Probleme und Schwangerschaften reduziert. Die komplizierte
Antragstellung in allen anderen Fällen führe letztlich dazu, dass die
Behandlung von Migrantinnen und Migranten dem Zufallsprinzip folge.
"Deutschland leistet sich hier eine teure Diskriminierungsbürokratie",
erklärt Knipper.

Die Begleitung von Migrantinnen und Migranten ist vor allem dann wichtig,
wenn es zu einer Infektion mit Tuberkulose gekommen ist. "Die Behandlung
der Tuberkulose ist eigentlich einfach: Wichtig ist nur, dass verschiedene
Antibiotika über einen längeren Zeitraum hinweg gegeben werden, und dass
die Patientinnen und Patienten dabei unterstützt und begleitet werden."
Vor allem letzteres sei im deutschen Gesundheitssystem schwierig. Mit
einem verbreiteten Mythos räumt Knipper in diesem Zusammenhang auch auf:
"Die Wahrscheinlichkeit, dass sich Einheimische bei Migrantinnen und
Migranten mit Tuberkulose anstecken, liegt praktisch bei Null."

Die zahlreichen Missverständnisse und Mythen im Bezug auf Migration
erklärt der Mediziner damit, dass viel mit Ängsten gearbeitet werde:
"Gleichzeitig ist es so, dass Menschenrechte, die von Geflüchteten
eingefordert werden, häufig als Zumutung empfunden werden. Aus diesem
Grund haben wir mit der 'Lancet'-Kommission versucht, Fakten und Argumente
zu liefern."


Weitere Informationen finden Sie unter

http://Weitere Informationen

https://www.thelancet.com/commissions/migration-health
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http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen - 11.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / GESUNDHEITSWESEN





STUDIE/070: Können sich die Menschen in Deutschland eine medizinische Versorgung leisten (idw)


Technische Universität Berlin - 11.12.2018

Nicht zu verhungern reicht nicht

Studie definiert die menschlichen Grundbedürfnisse neu und untersucht, für
wen in Deutschland Kranksein zu einer finanziellen Belastung wird



Können sich die Menschen in Deutschland eine medizinische Versorgung
leisten oder geraten sie im Krankheitsfalle in finanzielle Nöte? Dieser
Frage gingen die TU-Professoren Dr. Martin Siegel und Dr. Reinhard Busse
nach und kamen zu einem für das deutsche Gesundheitssystem positiven
Befund. Im Vergleich mit den meisten anderen europäischen Ländern steht
Deutschland gut da: Der Zugang zur Gesundheitsversorgung ist für
gesetzlich Krankenversicherte weitgehend vom Einkommen der Haushalte
getrennt und die wenigsten Haushalte haben wegen Gesundheitsausgaben
finanzielle Engpässe.

"Aber", schränkt Prof. Dr. Martin Siegel ein, "2,4 Prozent der befragten
Haushalte gerieten 2013 durch Gesundheitsausgaben in finanzielle
Schieflagen. Und hinter den 2,4 Prozent verbergen sich immerhin 1,6
Millionen Menschen." Diese 1,6 Millionen Menschen geben jeweils zwei
Fünftel ihrer Zahlungsfähigkeit für ihre medizinische Versorgung aus.
Zahlungsfähigkeit ist der Anteil des Einkommens, der nicht für die Deckung
von Grundbedürfnissen verwendet wird. "Bei einem solchem Verhältnis
sprechen wir Gesundheitsökonomen von 'katastrophalen
Gesundheitsausgaben'", erklärt Martin Siegel.

Prof. Dr. Martin Siegel leitet das Fachgebiet Empirische
Gesundheitsökonomie und Prof. Dr. Reinhard Busse das Fachgebiet Management
im Gesundheitswesen an der TU Berlin. Für ihre Analyse nutzten die
Wissenschaftler die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe des Statistischen
Bundesamtes. Alle fünf Jahre werden circa 40.000 Haushalte zu ihrer
finanziellen Situation befragt: Diese führen dann für drei Monate ein
Tagebuch über ihre Einnahmen und Ausgaben.

Die Studie, die Martin Siegel und Reinhard Busse für Deutschland
erstellten, ist Teil des Reports des europäischen Regionalbüros der
Weltgesundheitsorganisation (WHO), der in 25 europäischen Ländern,
inklusive Kirgisistan, der Ukraine und der Türkei, untersuchte, mit
welchen finanziellen Belastungen es verbunden ist, wenn sich die Menschen
in den jeweiligen Ländern medizinisch versorgen lassen wollen.

Miete oder Medikament

Neu an dem Report der WHO Europa ist, dass der Begriff des
Existenzminimums, also der menschlichen Grundbedürfnisse, erstmals durch
die WHO erweitert wurde. Zu den Grundbedürfnissen zählen nicht mehr nur
notwendige Ausgaben für Essen und Trinken, sondern auch die notwendigen
Ausgaben für Wohnen wurden mit herangezogen. Besonders niedrige und
besonders hohe Ausgaben wurden dabei außenvorgelassen, um weder Mangel
noch Luxus in die Berechnung einfließen zu lassen. So wurde errechnet, was
nach Abzug der Kosten für Grundbedürfnisse als Zahlungsfähigkeit
übrigbleibt. "Zu sagen, dass ein warmes Zuhause zu haben kein
Grundbedürfnis sei, ist schlicht unmenschlich", so Siegel.

Untersucht wurden die Jahre 2003, 2008 und 2013. Martin Siegel und
Reinhard Busse stellten für Deutschland eine interessante Entwicklung
fest. Waren 2003 1,8 Prozent der befragten Haushalte (hochgerechnet auf
die Gesamtbevölkerung sind das 1,2 Millionen Menschen) in Deutschland von
katastrophalen Gesundheitsausgaben betroffen, lag der Prozentsatz im Jahr
2008 bei 3,2 Prozent (hochgerechnet auf die Gesamtbevölkerung sind das 2,2
Millionen Menschen). "Das entspricht fast einer Verdopplung innerhalb von
fünf Jahren", so Martin Siegel. Am 1. Januar 2004 waren in Deutschland die
Praxisgebühr von zehn Euro eingeführt und die Rezeptgebühr auf zehn
Prozent des Arzneimittelabgabepreises, maximal zehn Euro, festgelegt
worden.

Zwischen 2008 und 2013 verringerte sich der Prozentsatz der von
katastrophalen Gesundheitsausgaben betroffenen Haushalte auf 2,4 Prozent.
Am 1. Januar 2013 war die Praxisgebühr wieder abgeschafft worden. "In
diesem Fall müsste analysiert werden, ob zwischen dem Wegfall der
Praxisgebühr und der Verringerung der Anzahl der Haushalte, die
übergebührlich viel von ihrer Zahlungsfähigkeit für medizinische
Versorgung ausgeben müssen, ein direkter Zusammenhang besteht. Vermuten
ließe es sich", so Siegel.

Katastrophale Gesundheitsausgaben sind nicht per se ein
"Arme-Leute-Problem", werden es aber zunehmend. In der Studie wurde unterschieden, ob
Haushalte "nur" finanzielle Einschränkungen durch katastrophale
Gesundheitsausgaben hatten, oder ob die Gesundheitsausgaben sogar zu einer
Verarmung führten. Dabei gilt für Haushalte, die sich bereits unterhalb
des Existenzminimums befinden, jede Ausgabe für Gesundheitsversorgung als
katastrophal. Im Ergebnis bedeuteten katastrophale Gesundheitsausgaben
2003 für die Hälfte der betroffenen Haushalte eine Verarmung oder weitere
Verarmung. Dieser Anteil hat sich deutlich erhöht, sodass in 2008 und 2013
für zwei Drittel der Haushalte nach übergebührlich hohen
Gesundheitsausgaben weniger als das Existenzminimum übrigblieb. Mehr als
die Hälfte der betroffenen Haushalte war im ärmsten Fünftel.

Das Existenzminimum wurde für diese Studie, anders als in den meisten
offiziellen Statistiken üblich, anhand von tatsächlich getätigten
Konsumausgaben für Grundbedürfnisse wie Essen, Miete, Heiz-, Wasser- und
Stromkosten ermittelt. So wurde für Deutschland ein durchschnittliches
monatliches Existenzminimum pro Kopf von 561 Euro für 2003, 633 Euro für
2008 und 682 für 2013 ermittelt. Dabei erklärt sich der Anstieg
hauptsächlich durch die Ausgaben für das Wohnen: Die Ausgaben für Essen
und Trinken waren beinahe konstant. Würde man das monatliche
Existenzminimum, wie bisher üblich, nur anhand der Ausgaben für Essen und
Trinken bestimmen, läge es pro Kopf bei 213 Euro für 2003, bei 228 Euro
für 2008 und bei 238 Euro für 2013.

Die wichtigste Schlussfolgerung aus der Untersuchung ist für Martin Siegel
und Reinhard Busse, dass die bürokratischen Hürden, um von der Zuzahlung
zur Gesundheitsversorgung befreit zu werden, abgebaut werden müssen. Das
Procedere, das den Betroffenen abverlangt werde, sei für diese oft nicht
zu bewältigen. Für eine Zuzahlungsbefreiung müssen Betroffene bisher
selbst nachweisen, dass ihre Ausgaben die Grenze von zwei Prozent des
Bruttohaushaltseinkommens (ein Prozent für chronisch Kranke) übersteigen.
"Mit den Daten, die die Krankenkassen erheben, sollte es eigentlich
möglich sein, dass die Krankenkassen die Befreiung von sich aus gewähren,
ohne dass Betroffene einen aufwendigen Antrag stellen müssen", sagt Martin
Siegel.


Der WHO-Bericht ist online unter:

http://www.euro.who.int/__data/assets/pdf_file/0004/373585/Can-people-afford-to-payGermany-WHO-FP-008-4.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution52
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HERZ/1129: Schwere Last - Depression bei Herzschwäche (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 10.12.2018

Schwere Last: Depression bei Herzschwäche

Herzstiftungs-Experten informieren über Behandlungsmöglichkeiten, die
Betroffenen und Angehörigen helfen



Luftnot, Abnahme der Leistungsfähigkeit, Müdigkeit und Wassereinlagerungen
in den Beinen: Herzschwäche (Herzinsuffizienz) schränkt bei vielen
Betroffenen massiv die Lebensqualität ein. "Zu den körperlichen
Beschwerden kommen häufig psychische Probleme wie Depression, Angst und
eine verringerte geistige Leistungsfähigkeit hinzu. Mindestens ein Viertel
der Patienten mit Herzschwäche hat nicht nur depressive, sondern auch
ängstliche Symptome", berichtet Herzspezialist Prof. Dr. med. Thomas
Meinertz vom Wissenschaftlichen Beirat der Deutschen Herzstiftung.
Klassische Antidepressiva sind bei Patienten mit Herzschwäche häufig nicht
geeignet oder weniger wirksam als bei Depressiven ohne körperliche
Einschränkungen. Welche Therapien Herzpatienten mit Depression helfen
können und wo sie Hilfe finden, darüber informiert der Ratgeber "Das
schwache Herz: Diagnose und Therapie der Herzinsuffizienz heute", den man
unter 

www.herzstiftung.de/herzschwaeche-therapie kostenfrei bestellen
kann. Nach aktuellen Schätzungen leiden mehr als drei Millionen Menschen
in Deutschland an einer Herzschwäche. Je schwerer die Herzschwäche ist,
umso mehr Patienten werden depressiv.

Viele Antidepressiva sind für Herzpatienten ungeeignet

Bei vielen herzgesunden Menschen mit Depression sind Antidepressiva gut
wirksam. "Liegt eine Herzschwäche vor, ist besonders kritisch zu prüfen,
ob Antidepressiva eingenommen werden sollten", betont Herzspezialist Prof.
Dr. med. Stefan Störk, Leiter der Klinischen Forschung am Deutschen
Zentrum für Herzinsuffizienz (DZHI) am Universitätsklinikum Würzburg.
Insbesondere die sogenannten trizyklischen Antidepressiva sollten wegen
vegetativer Nebenwirkungen sowie der Gefahr von Herzrhythmusstörungen und
einer Steigerung der Infarkthäufigkeit bei Herzkranken möglichst vermieden
werden. Sogenannte Selektive Serotonin-Wiederaufnahmehemmer (SSRI) sind
zwar besser verträglich, können aber ungünstige Wechselwirkungen mit
manchen Herzmedikamenten haben. Neuere Studien, die SSRI mit einem
Scheinmedikament verglichen, haben zudem gezeigt, dass SSRI bei vielen
Patienten mit symptomatischer Herzschwäche - wie übrigens auch bei anderen
chronischen körperlichen Erkrankungen (z. B. der Niere) - depressive
Symptome nicht mildern.

Mit Sport und Psychotherapie gegen die Depression

Warum Antidepressiva bei Herzschwächepatienten schlechter zu wirken
scheinen als bei Herzgesunden, ist noch nicht abschließend erforscht.
Möglich ist aber, dass die Depressionsursachen bei schweren chronischen
Krankheiten wie der Herzschwäche andere sind als bei körperlich gesunden
Menschen. Dennoch gibt es auch für Patienten mit Herzschwäche gute
Möglichkeiten, die depressiven Symptome zu behandeln. "Psychotherapie, vor
allem kognitive Verhaltenstherapie in Kombination mit regelmäßiger
körperlicher Aktivität, kann oft sowohl die Stimmung als auch die
Lebensqualität von Herzpatienten verbessern", erläutert die Kardiologin
Prof. Dr. med. Christiane E. Angermann vom DZHI. "Durch die kognitive
Verhaltenstherapie können im Gespräch mit dem Therapeuten negative
Denkmuster und Einstellungen sowie Defizite in der Wahrnehmung abgebaut
werden." Körperliches Training verbessert die Durchblutung in Gehirn und
Muskulatur und stärkt dadurch die körperliche und geistige
Leistungsfähigkeit von Herzpatienten. "All das wirkt sich auch günstig auf
die Depression und deren Symptome wie verminderte Konzentrationsfähigkeit
und Schlaflosigkeit aus." Herzschwächepatienten mit Depression können
zudem von einer optimalen Dosierung der Herzmedikamente und von gezielt
auf die Herzschwäche zugeschnittenen multidisziplinären
Betreuungsprogrammen profitieren.*

So erkennen Sie eine Depression

Nicht immer wird Depression bei Herzpatienten frühzeitig erkannt. Das kann
sich wiederum negativ auf die Herzschwäche auswirken, denn depressive
Menschen halten sich oftmals weniger genau an Therapieempfehlungen, essen
häufig unvernünftig oder bewegen sich zu wenig. Umso wichtiger ist es,
dass Ärzte und Patienten auf psychisch bedingte Begleitsymptome besonders
achten. Als Hauptsymptome einer Depression gelten:

- Anhaltend gedrückte, depressive Stimmung

- Interessenverlust, Freudlosigkeit

- Antriebsmangel

- Erhöhte Ermüdbarkeit

Daneben können weitere Symptome wie Schlaflosigkeit, verminderte
Konzentration oder Schuldgefühle auftreten. Trotzdem kann die Depression
von Ärzten und sogar von den Betroffenen leicht übersehen werden, da eben
auch die Herzerkrankung selbst mit ähnlichen Symptomen, nämlich Müdigkeit,
Konzentrationsstörungen, Antriebslosigkeit und häufig auch Schlafstörungen
einhergeht. Verschiedene Fragebögen, über die der Herzstiftungs-Ratgeber
"Das schwache Herz" informiert, ermöglichen es Patienten, sich selbst auf
Anzeichen einer Depression zu testen. Besonders bewährt hat sich hier der
im Internet frei verfügbare Gesundheitsfragebogen (PHQ)*, der entweder von
Patienten selbst ausgefüllt oder auch leicht in das ärztliche
Patientengespräch integriert werden kann. Fällt der Test positiv aus,
sollte immer der Rat eines Spezialisten eingeholt werden, um die
Verdachtsdiagnose zu sichern. Je früher Depression erkannt und die
komplexen Wechselwirkungen mit der Herzschwäche bei der Behandlung nach
den individuellen Bedürfnissen jedes Patienten berücksichtigt werden, umso
besser stehen die Chancen, wieder gesünder und leistungsfähiger zu werden
und mehr Lebensqualität zurück zu gewinnen.


Experten-Ratgeber: 

Wichtige Informationen zum Thema Depressionen bei
Herzschwäche bietet die Deutsche Herzstiftung in dem Experten-Ratgeber
"Das schwache Herz: Diagnose und Therapie der Herzinsuffizienz heute"
kostenfrei an. Der Band (160 S.) kann angefordert werden unter 

Tel. 069 955128400 oder unter 

www.herzstiftung.de/herzschwaeche-therapie

Video-Clips: Herzschwäche - Formen und Symptome (Prof. Thomas Meinertz)

https://www.youtube.com/watch?v=NB9zC9XgLzs

https://www.youtube.com/watch?v=GKGDSf92uIw


*Ganzheitliche Betreuung: Direkter Draht zum Patienten

Die Studie zum ersten Betreuungsprogramm in Deutschland "Heart-NetCare-HF"
(Angermann et al., Circ Heart Fail 2012) an über 700 Patienten hat
nachgewiesen, dass das interdisziplinäre Versorgungsprinzip aus Ärzten
verschiedener Fachrichtungen wie Kardiologie, Diabetologie, Psychologie,
ergänzt durch direkte Ansprechpartner in Form eines speziell ausgebildeten
Pflegepersonals, den Krankheitsverlauf günstig beeinflusst. Dieses
spezielle Pflegepersonal lernt seine Patienten persönlich kennen und
bleibt mit ihnen telefonisch in Kontakt, wenn sie bereits aus der Klinik
nach Hause entlassen werden. Es überwacht und schult unter Anleitung eines
Krankenhauskardiologen die Patienten und Angehörigen und klärt über die
Wirkung von Medikamenten und das rechtzeitige Erkennen einer
Verschlechterung der Herzschwäche auf. Bei allen Teilnehmern an dem
Programm wurden Lebensqualität, körperliche Leistungsfähigkeit und
Prognose günstig beeinflusst. Den größten Gewinn hatten Patienten, wenn
bei ihnen eine Depression über einen Fragebogen festgestellt worden war.
Mehr Infos enthält der Experten-Ratgeber "Das schwache Herz: Diagnose und
Therapie der Herzinsuffizienz heute".


Fragebogen zur Depression: 

Erhebungsblatt des 9-Item Patient Health
Questionnaire (PHQ-9), der zum Depressions-Screening verwendet werden
kann. Die beiden Fragen der Kurzversion (PHQ-2) sind in grau hinterlegt.
Summen-Scores von 10 oder mehr Punkten (PHQ-9) bzw. von 2 oder mehr
Punkten (PHQ-2) sprechen dafür, dass eine Depression vorliegen könnte.

PHQ-9 / PHQ-2 zur Ansicht unter:

www.herzstiftung.de/presse/depression_fragebogen.pdf

Fragebogen zur Angststörung: 

Erhebungsblatt des 7-Item Questionnaire on
Generalied Anxiety and Depression (GAD-7), der zum Screening auf eine
generalisierte Angststörung verwendet werden kann. Die Kurzversion GAD-2
erfasst mit den Fragen a und b die Kernsymptome. Summen-Scores von 10 oder
mehr Punkten (GAD-7) bzw. von 3 oder mehr Punkten (GAD-2) sprechen dafür,
dass eine mindestens mittelgradige Angststörung vorliegen könnte.

GAD-7 / GAD-2 zur Ansicht unter:

www.herzstiftung.de/presse/angstörung_fragebogen.pdf

(Quelle d. Fragebögen: www.phqscreeners.com)


Originalpublikation:

Angermann, C. E., Störk, S., Helfen Antidepressiva? Depression als
psychische Begleiterkrankung der Herzschwäche, in: Deutsche Herzstiftung
(Hg.), Das schwache Herz: Diagnose und Therapie der Herzinsuffizienz
heute", Frankfurt a . M., Okt. 2017.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.youtube.com/watch?v=NB9zC9XgLzs 

(Video-Clip zu den Formen der Herzschwäche)

https://www.youtube.com/watch?v=GKGDSf92uIw 

(Video-Clip zu den Symptomen der Herzschwäche)

https://www.herzstiftung.de/Herzschwaeche-Klinik-Aufenthalte-verhindern.html

https://www.herzstiftung.de/atemnot-schnell-ausser-atem.html

https://www.herzstiftung.de/herzschwaeche-medikamente-nebenwirkungen.html

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment70430

PM_DHS_Depression_bei_Herzschwäche_2018-12

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825
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SCHLAGANFALL/428: Studie - Lebensstil wirkt sich stärker auf Schlaganfallrisiko aus als Gene (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 11.12.2018

Lebensstil wirkt sich stärker auf Schlaganfallrisiko aus als Gene



11.12.18 - Die falschen Gene steigern das Schlaganfallrisiko um ein
Drittel, der falsche Lebensstil dagegen um zwei Drittel - beide Faktoren
wirken unabhängig voneinander. Wer gesund lebt, kann also genetische
Nachteile etwas kompensieren. Zu diesem Schluss kommt ein internationales
Wissenschaftsteam in "British Medical Journal". "Die Ergebnisse belegen,
dass sich ein gesunder Lebensstil zur Schlaganfallprävention lohnt -
unabhängig vom genetischen Risikoprofil", sagt Prof. Dr. med. Martin
Dichgans, 2. Vorsitzender der Deutschen Schlaganfall Gesellschaft (DSG),
der von deutscher Seite an der Studie beteiligt war.

Das Risiko, einen Schlaganfall zu erleiden, wird sowohl durch genetische
als auch durch Umweltfaktoren wie Ernährung und Lebensstil beeinflusst.
Könnte ein gesunder Lebensstil den Einfluss der Gene auf das
Schlaganfallrisiko ausgleichen?

Den Daten eines deutsch-britischen Forscherteams zufolge senkt ein
gesunder Lebensstil das Schlaganfallrisiko unabhängig vom genetischen
Risiko. Von einer gesunden Ernährung und viel Bewegung profitieren also
alle Menschen im ähnlichen Ausmaß - zumindest solche mit europäischen
Vorfahren, denn nur für diese konnte das Team um Dr. Loes Rutten-Jacobs
vom Deutschen Zentrum für Neurodegenerative Erkrankungen (DZNE) in Bonn
das genetische Risiko bestimmen.

Genprofile und Lebensstil analysiert

Die Forscher stützten ihre Untersuchungen auf die MEGASTROKE-Analyse, die
anhand von genomweiten Assoziationsstudien genetische
Schlaganfall-Risikofaktoren bei 520.000 weißen Europäern aufgespürt hat. Darin wurden
90 mit Schlaganfall assoziierte Genvarianten entdeckt. Auf dieser Basis
entwickelten die Forscher um Dr. Rutten-Jacobs einen Risiko-Score und
wendeten ihn auf die britische prospektive Biobank-Kohortenstudie an. Die
UK Biobank enthält die biologischen Informationen von 500.000 Briten im
Alter zwischen 40 und 69 Jahren: Genprofile sowie detaillierte Angaben zur
Ernährung und zum Lebensstil.

Anhand ihres genetischen Risiko-Scores wurden diejenigen
Biobank-Teilnehmer, die bislang weder einen Schlaganfall noch einen Herzinfarkt
erlitten hatten, in drei Gruppen eingeteilt: Solche mit hohem, mittleren
und niedrigem genetischen Schlaganfallrisiko. Außerdem gruppierten die
Forscher die Personen gemäß den Richtlinien der American Heart Association
(AHA) in Kategorien mit gesundem, mäßig gesundem und ungesundem
Lebensstil. Gesund lebt laut AHA, wer nicht raucht, nicht allzu dick ist
(BMI unter 30), sich mit viel Obst, Gemüse und Fisch gesund ernährt und
pro Woche mindestens drei Stunden moderat bzw. eineinhalb Stunden intensiv
Sport treibt.

Rauchen und Übergewicht erhöhen Schlaganfallrisiko um 66 Prozent

Insgesamt erlitten 2077 der 306.473 Teilnehmer im Laufe von sieben Jahren
einen ersten Schlaganfall, wie die Forscher Krankenhaus- und
Sterberegistern entnahmen. Das Schlaganfallrisiko war bei den Menschen mit
hohem genetischen Risiko um 35 Prozent höher als bei denjenigen mit
geringem genetischem Risiko, und zwar unabhängig vom Lebensstil. Bei
moderatem genetischen Risiko war die Rate um 20 Prozent erhöht. Deutlicher
war die Assoziation mit dem Lebensstil: Teilnehmer mit einer ungesunden
Lebensweise erlitten 66 Prozent häufiger einen Schlaganfall als gesund
lebende Personen, unabhängig vom genetischen Risiko. Bei solchen, die
mäßig gesund lebten, ergab sich eine um 27 Prozent erhöhte
Schlaganfallrate.

Schlechte Gene und ungesunder Lebensstil addieren sich
Schlechte Gene und ein ungesunder Lebensstil erhöhen also unabhängig
voneinander das Schlaganfallrisiko und addieren sich, konnten die Forscher
zeigen: Bei Personen mit ungünstigen Genen und zugleich ungesundem
Lebensstil fanden sie eine rund 130 Prozent erhöhte Schlaganfallrate
gegenüber Personen mit geringem genetischen Risiko und gesundem
Lebensstil. Am stärksten trugen Rauchen und ein erhöhter BMI zum
lebensstilbedingten Schlaganfallrisiko bei. Bei Männern wirkten sich
sowohl Gene als auch Lebensstilfaktoren stärker aus als bei Frauen.

"Die Ergebnisse belegen, dass sich ein gesunder Lebensstil zur
Schlaganfallprävention lohnt - unabhängig vom genetischen Risikoprofil.
Männer sollten besonders auf eine gesunde Lebensweise achten", sagt Prof.
Dr. med. Martin Dichgans, dessen Institut für Schlaganfall- und
Demenzforschung (ISD) am Klinikum der Universität München von deutscher
Seite an der Studie beteiligt war.


Originalpublikation:

Loes CA Rutten-Jacobs et al. (2018): Genetic risk, incident stroke, and
the benefits of adhering to healthy lifestyle: cohort study of 306473 UK
Biobank participants. BMJ 2018; 363: k4168. 

DOI: http://dx.doi.org/10.1136/bmj.k4168
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COMPUTER/592: Prostatakrebs - Neues Computermodell erlaubt Prognose des Krankheitsverlaufs (idw)


Charité - Universitätsmedizin Berlin - 11.12.2018

Prostatakrebs: Neues Computermodell erlaubt Prognose des Krankheitsverlaufs



Wie wird eine gesunde Zelle zu einem Tumor? Um diese Frage zu beantworten,
hat ein Forschungsteam der Charité - Universitätsmedizin Berlin zusammen
mit internationalen Arbeitsgruppen fast 300 Prostatatumoren untersucht.
Die Ergebnisse beschreiben, wie sich die Erbinformation einer
Prostatazelle auf dem Weg zur Entartung verändert. Mithilfe eines neu
entwickelten Computermodells lässt sich nun berechnen, wie die Krankheit
voraussichtlich verlaufen wird. Das soll maßgeschneiderte Therapien
ermöglichen. Veröffentlicht wurde die Studie gestern in der
Fachzeitschrift Cancer Cell*.

Prostatakrebs ist in Deutschland mit knapp 60.000 neu diagnostizierten
Fällen pro Jahr die häufigste Krebserkrankung bei Männern. Der Tumor
entwickelt sich in der Regel sehr langsam, nicht bei allen Patienten ist
daher eine sofortige Therapie notwendig. Bisher war es jedoch nicht
möglich, zwischen gutartigen und aggressiven Typen der Erkrankung zu
unterscheiden - insbesondere, wenn der Tumor in einem frühen Stadium
entdeckt wurde.

Um Kriterien für diese Unterscheidung zu erarbeiten, haben Forschende der
Charité zusammen mit einer Reihe von deutschen und internationalen
Arbeitsgruppen das gesamte molekulare Profil von fast 300 Prostatatumoren
untersucht. Dazu entschlüsselten sie die Sequenz und die chemischen
Veränderungen der Erbinformation und maßen die Genaktivität im
Krebsgewebe. Die Analyse der Daten gab Hinweise auf die zeitliche Abfolge
von Mutationsereignissen, durch die Prostatakrebs entsteht. "Wir konnten
Tumor-Subtypen identifizieren, die verschieden schnell fortschreiten und
deshalb unterschiedlich therapiert werden müssen", sagt Prof. Dr. Thorsten
Schlomm, Direktor der Klinik für Urologie an der Charité und einer der
leitenden Studienautoren.

Er fügt hinzu: "Wir wissen jetzt, welche die frühesten Mutationen sind,
die eine Entartung von Prostatazellen einleiten, und welche Mutationen
häufig folgen." Auf Basis dieser Ergebnisse entwickelten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ein Computermodell, das den
Krankheitsverlauf eines einzelnen Patienten prognostizieren kann. "Wenn
der Tumor eines Patienten eine bestimmte Mutation aufweist, können wir nun
vorhersagen, welche Mutation voraussichtlich als nächstes auftreten wird -
und wie gut die Prognose des Patienten ist", erklärt Prof. Schlomm. "Unser
Team arbeitet derzeit daran, das Computermodell an der Charité in die
Behandlungsstrategie einzubinden, um vor einer Therapie deren Erfolg zu
simulieren. Wir rechnen mit einem Zeithorizont von zwei bis drei Jahren,
bis das algorithmenbasierte Vorgehen vollständig etabliert ist."

Um die Verlässlichkeit der Vorhersage zu verbessern, plant das
Forschungskonsortium, in den nächsten Jahren zusammen mit dem neu
gegründeten Haupstadt-Urologie-Netzwerk - einem Zusammenschluss der
Charité mit niedergelassenen Urologen in Berlin und Brandenburg -
zusätzliche Daten von einigen tausend Patienten zu sammeln und in das
Computermodell einfließen zu lassen. In Zukunft soll das Programm
Ärztinnen und Ärzten die Entscheidung erleichtern, welche individuelle
Therapie bei welchem Patienten angeraten ist.


Originalpublikation:

Gerhauser C et al., Molecular Evolution of Early-Onset Prostate Cancer
Identifies Molecular Risk Markers and Clinical Trajectories. Cancer Cell.
2018 Dec 10. 

doi: 10.1016/j.ccell.2018.10.016

Weitere Informationen finden Sie unter

https://urologie.charite.de/

https://www.cell.com/cancer-cell/pdfExtended/S1535-6108(18)30482-3
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HINTERGRUND/230: Vor 150 Jahren starb Gioacchino Rossini (NG/FH)


Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte Nr. 11/2018

Der missverstandene Meister

Vor 150 Jahren starb Gioacchino Rossini

von Hanjo Kesting



Im Frühjahr 1822, als Wien von einem heftigen Rossini-Fieber erfasst
war, besuchte der gerade 30-jährige Komponist den alten und fast
tauben Ludwig van Beethoven, der damals sein Werk Missa solemnis
komponierte. Robert Schumann hat über die denkwürdige Begegnung
später bemerkt: "Der Schmetterling kreuzte den Weg des Adlers, aber
dieser wich zur Seite aus, um ihn nicht durch das Schlagen seiner
Schwingen zu zerdrücken."

Schumanns Bild vom Schmetterling war symptomatisch für die schon
damals aufkeimende Geringschätzung Gioacchino Rossinis in Deutschland,
zumindest bei seinen führenden Komponisten, wenn sie auch nicht frei
war von neidvollem Ressentiment gegen den vom Erfolg verwöhnten
Italiener. Neben Beethoven, dem Titanen der absoluten Musik, konnte
der Theatermusiker Rossini nur wie ein virtuoses Talent erscheinen,
das seine musikalische Kunst mit dem gleichen Geschmack und Genuss
ausübte wie seine legendäre Kochkunst. Dabei soll Beethoven den
italienischen Gast mit den Worten begrüßt haben: "Ah, Sie sind
Rossini, der Komponist des Barbier von Sevilla. Ich
beglückwünsche Sie dazu, es ist eine ausgezeichnete opera buffa. Ich
habe sie mit Vergnügen gelesen und mich darüber gefreut." Die Äußerung
ist nicht gesichert, sie wurde fast ein halbes Jahrhundert später zu
Papier gebracht, anlässlich einer Begegnung Rossinis mit Richard
Wagner in Paris. Plausibler ist, was der Komponist Ferdinand Hiller
als Erinnerung Rossinis an die Begegnung überliefert hat: "Während
meines Aufenthaltes in Wien habe ich mich (...) Beethoven vorstellen
lassen; aber bei seiner Taubheit und meiner Unkenntnis der deutschen
Sprache war kein Gespräch möglich. Ich freue mich, ihn wenigstens
gesehen zu haben."

Rossini war ein Verehrer Beethovens, aber die deutsche
Musikpublizistik neigte in der Nachfolge Schumanns dazu, ihn
allenfalls als Meister des leichten Genres anzuerkennen, als Genie der
Leichtigkeit und des Leichtsinns. Dieses Rossini-Bild ist bis heute
bestimmend geblieben. Der englische Rossini-Biograf Richard Osborne
schrieb im Vorwort seines 1986 erschienenen Buches über den
italienischen Komponisten: "Trotz der enormen Popularität einer
Handvoll seiner Werke kann Rossini für sich in Anspruch nehmen, der am
meisten vernachlässigte und von Grund auf missverstandene der großen
Komponisten des neunzehnten Jahrhunderts zu sein." Das könnte die
stereotype Floskel eines Biografen sein, der dem Gegenstand seiner
Arbeit Bedeutung und Beachtung sichern möchte. Aber auch der
Musikwissenschaftler Carl Dahlhaus nannte Rossini eine der beiden
musikalischen Portalfiguren des 19. Jahrhunderts und stellte ihn in
seiner musikhistorischen Wirkung gleichberechtigt neben Beethoven.
Wäre das Rossini-Bild demnach zu revidieren? War er doch mehr als ein
verwöhntes Weltkind und routinierter Verfertiger extravaganter
Opernkulinarik? Richard Osborne nannte ihn "eine absonderliche
Mischung aus Leutseligkeit und Reserviertheit, Geschäftigkeit und
Indolenz, Witz und Melancholie, um nur einige Widersprüchlichkeiten zu
nennen".

Wer sich für Rossini interessiert, kann unmöglich an einem Buch
vorbeigehen, das bereits 1824, zu Lebzeiten des Komponisten, erschien
und so lebendig wie kein anderes Buch die Welt aufreißt, in der
Rossini während seiner italienischen Jahre lebte. Sein Verfasser war
kein Geringerer als Marie-Henri Beyle aus Grenoble, der sich als
Schriftsteller Stendhal nannte, heute ein berühmter Name, zu Lebzeiten
ein weitgehend unbekannter. Es ist das Buch eines Enthusiasten, der
die italienische Oper, aber auch Wolfgang Amadeus Mozart von Grund auf
kannte und als Lebenselixier genoss. Angesteckt vom Rossini-Fieber,
das in ganz Europa grassierte, ließ er kaum eine Pilgerfahrt zu den
Stätten von Rossinis italienischen Triumphen aus: nach Neapel und
Venedig, Mailand und Bologna, auch nach Paris. Rossini war erst 32
Jahre alt als Stendhals Buch erschien, er stand, nach der Uraufführung
seiner 34. Oper, der Semiramis von 1823, auf der Höhe seines
Ruhmes, aber eine Chronik seines Lebens und ein Abriss seiner Werke
war nur zu schreiben auf der Grundlage persönlicher Erfahrungen und
aktueller Zeitungsberichte. Methodische Skrupel plagten Stendhal
nicht, er vermischte gern Tatsachen und Erfundenes und hielt sich
überhaupt an Moliéres Maxime: "Ich nehme mir mein Gut, wo ich es
finde". Sein Buch über Rossini offenbart indes ungewöhnliche Sorgfalt
und genaue Werkkenntnis, die in genauen Analysen von etwa zwei Dutzend
Opern zum Ausdruck kommt. Zum Glück war Stendhal kein pedantischer
Autor; sein literarisches Temperament, seine Sprunghaftigkeit
verleiteten ihn immer wieder zu Abschweifungen, anekdotischen
Exkursen, kulturgeschichtlichen Vergleichen, ästhetischen und
philosophischen Betrachtungen etwa über den Unterschied der deutschen
und italienischen Musik, über Mozart, die Ästhetik der Oper, über
Gesangskunst oder die Mentalität des Publikums. Mehr Liebhaber als
Fachmann neigte er zu eigenwilligen Urteilen, war aber nie langweilig
- ein kritischer Enthusiast der Restaurationsepoche, der seinen
ästhetischen Eskapismus gleichzeitig kultivierte und durchschaute.

Stendhals Vie de Rossini wurde zwar schon früh ins Deutsche
übersetzt, ist aber für die Rezeption des Komponisten in Deutschland
weitgehend folgenlos geblieben. 1892, zu Rossinis 100. Geburtstag,
wurde es noch einmal aufgelegt. Nicht zuletzt durch die Hinweise
Friedrich Nietzsches besaß Stendhal inzwischen eine deutsche
Leserschaft, aber im Gegenzug hatte die Geringschätzung Rossinis
Fortschritte gemacht und war zu unverhohlener Geringschätzung
angewachsen. Sie kam etwa in den Worten des Wagner-Bewunderers George
Bernard Shaw zum Ausdruck, der in eben diesem Jubiläumsjahr 1892
erklärte, Rossini sei einer der größten Meister der Effekthascherei
gewesen, die je gelebt hätten. Effekt ist, nach Wagners berüchtigter
Definition, Wirkung ohne Ursache. Seither war Stendhals Rossini-Buch
mehr oder weniger verschollen, und auch eine Neuauflage im Jahre 1988
hat daran nichts geändert. 30 Jahre später, im Rossini-Jubiläumsjahr,
hat sich kein Verlag gefunden, der Stendhals reizvolles Buch wieder
zugänglich gemacht hat.

Mehr Dunkel als Licht

Ohnehin ist die deutsche Rossini-Literatur dürftig, sieht man von der
rororo-Monografie von Volker Scherliess aus dem Jahr 1991 ab. So hätte
das im Theiss-Verlag erschienene Buch Rossini. Die hellen und die
dunklen Jahre von Joachim Campe eine Lücke füllen können. Aber von
dem Ehrgeiz beflügelt, "Rossinis Leben neu erzählen zu wollen",
liefert der Autor hauptsächlich eine Sammlung von äußerlichen Fakten
und Anekdoten, ohne die Biografie des Opernmeisters tiefer in seiner
Epoche und deren Mentalitätsgeschichte zu verankern. Heinrich Heine
deutete Rossinis Musik als Triumph der Restauration, aber Campe ist
weit davon entfernt, diesem Gedanken nachzuspüren. Die
Werkbeschreibungen bleiben merkwürdig oberflächlich und sprunghaft,
sie versuchen gar nicht erst zu erklären, warum so viele Opern
Rossinis neben dem motorischen Barbier von Sevilla im
zurückliegenden Halbjahrhundert aufgeführt wurden oder sogar ins
Repertoire zurückgekehrt sind. Rossinis musikalische und
musikhistorische Innovationen bleiben unerörtert, obwohl Werke wie
Tancredi und Mosè im ernsten und halbernsten Fach oder
Die Italienerin in Algier im komischen Fach reiches Material
dafür liefern. Und das gilt auch für Rossinis letzte Opern, die man
durchaus Zukunftsmusik nennen kann: Il viaggio a Reims und
Le comte ory sind Vorklänge der Offenbachschen Bouffes. Mit
Wilhelm Tell schuf Rossini schließlich die Grundlage einer
romantisch inspirierten Musikdramatik, die nicht nur die Grand Opéra
Giacomo Meyerbeers initiierte, sondern auch Ausblicke eröffnet auf die
großen Werke Guiseppe Verdis und Richard Wagners.

Die Legende, dass Rossini flüchtig und oberflächlich komponiert und
dabei überwiegend Texte und Stoffe von mittelmäßiger Qualität
verwendet habe, wird von Campe zwar nicht weitergeschrieben, aber auch
nicht widerlegt. Rossinis Rückzug von der Opernbühne im Alter von nur
37 Jahren erklärt Campe hauptsächlich mit gesundheitlichen
Rücksichten, obwohl der Komponist noch weitere 38 Jahre lebte und auch
das Komponieren nicht völlig aufgab. Auch hier greift der Autor des
Buches zu kurz. Nach der Uraufführung des Guillaume Tell 1829
an der Pariser Oper stand Rossini auf der Höhe seines europäischen
Ruhms, der "Jupiter der Musik", wie Meyerbeer ihn genannt hat. Dass er
danach keine weiteren Opern komponierte, drückt eher die Einsicht des
Komponisten aus, dass die Epoche seiner historischen "Notwendigkeit"
abgelaufen war. Die neue Epoche, schrieb er rückblickend in einem
Brief, stehe im Zeichen von "Dampf, Ausbeutung und Barrikaden".
Rossini fügte hinzu: "Ein solches Vorausahnen ist nicht jedem gegeben;
Gott schenkte es mir und ich ehre ihn dafür jede Stunde."


Joachim Campe: Rossini. Die hellen und die dunklen Jahre. 

wbg Theiss, Darmstadt 2018, 224 S., 29,95 EUR.


Hanjo Kesting ist Kulturredakteur der Zeitschrift Neue 
Gesellschaft/Frankfurter Hefte. 2017 erschien bei Wallstein: 
Bis der reitende Bote des Königs erscheint. Über Oper und Literatur.
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AUSLAND/8914: Aus aller Welt - 13.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Resolution des US-Senats zu Saudi-Arabien nimmt weitere Hürde

In der Kontroverse um die militärische Unterstützung für
Saudi-Arabien im Bürgerkrieg im Jemen fordert der US-Senat einen
härteren Kurs von Präsident Donald Trump gegen Riad. Am Mittwoch stimmte die
Kongreßkammer dafür, eine Schlußabstimmung über den Text zuzulassen,
der ein klares Signal gegen die Politik von Trump ist.

13. Dezember 2018
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JUSTIZ/8914: Kriminalität und Rechtsprechung - 13.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Razzia gegen Autoschieber in mehreren Bundesländern

Die Polizeibehörden haben in mehreren Bundesländern eine Großrazzia
gegen international organisierte Autoschieber durchgeführt, die auch
Verbindungen zu kriminellen Clans unterhalten sollen. Im Zuge der
Maßnahme wurden mehrere Personen festgenommen, darunter offenbar auch
ein Polizist, und zahlreiche Gebäude durchsucht. Weitere Details will
die Generalstaatsanwaltschaft Berlin in Kürze bekanntgeben.
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MILITÄR/8911: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 13.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Indien und Rußland starten gemeinsames Seemanöver

Indische und russische Kriegsschiffe haben heute im Golf von Bengalen
das gemeinsame Seemanöver "Indra Navy 2018" begonnen. Wie der
russische Pressedienst der Pazifischen Flotte mitteilte, nehmen mehr
als zehn Marineschiffe, darunter der Lenkwaffenkreuzer "Warjag" und
der U-Bootzerstörer "Admiral Pantelejew" der russischen Pazifikflotte
und der indische Lenkwaffenzerstörer "Ranvir", sowie Flugzeuge und
Hubschrauber aus beiden Ländern an der mehrtägigen Übung teil.

13. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8913: Aus Parlament und Gesellschaft - 13.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Merkel tadelt Linke für ihre Haltung zu "Gelbwesten"

Regierungschefin Angela Merkel rief die Linkspartei dazu auf, sich
von Ausschreitungen bei den Protesten der sogenannten Gelbwesten in
Frankreich zu distanzieren. Die Kanzlerin bezeichnete es als
skandalös, daß die Linken kein Wort zu der Gewalt sagen.
Linke-Fraktionschefin Sahra Wagenknecht warf Merkel daraufhin eine
nicht hinzunehmende Verleumdung vor und forderte eine Entschuldigung.
Sie habe immer bedauert, daß rechte Kräfte die Proteste in Frankreich
vereinnahmen, sagte Wagenknecht am Mittwochabend. Ende November hatte
die Fraktionsvorsitzende die Gelbwesten ein Vorbild für Deutschland
genannt.
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SONSTIGES/8912: Tragisches und Kurioses - 13.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Acht Tote bei Böller-Explosion vor Kapelle

In der mexikanischen Stadt Tequisquiapan im Südosten des Bundesstaats
Querétaro hat sich aus noch unbekannten Gründen ein Stapel mit
Feuerwerkskörpern entzündet. Bei der Kettenexplosion am Eingang einer
Kapelle kamen lokalen Medien zufolge mindestens acht Menschen ums
Leben, mehr als 50 erlitten zum Teil schwere Verbrennungen. Nach der
Tragödie verbot der Bürgermeister der Gemeinde die Verwendung von
Pyrotechnik bei allen weiteren Festen zur Jungfrau von Guadalupe. Sie
gilt als Schutzpatronin Mexikos.

13. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7997: Aus Forschung und Technik - 13.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Letzte Videoschaltung mit ISS-Astronaut Gerst gescheitert

Der deutsche Raumfahrer Alexander Gerst und seine Crew werden am 20.
Dezember von der Internationalen Raumstation ISS zur Erde
zurückkehren. Seit dem 8. Juni haben der 42jährige Geophysiker und
seine Kollegen eine Vielzahl von wissenschaftlichen Experimenten in
der Umlaufbahn ergebnisreich durchgeführt. Eine letzte Videokonferenz
mit dem Europäischen Astronautenzentrum in Köln vor der Abreise
verlief allerdings enttäuschend. Minutenlang war kaum ein Ton zu
hören. Dann verschwand auch der lächelnd in die Kamera blickende
Gerst von der Bildfläche. Pressesprecher Marco Trovatello
entschuldigte sich anschließend bei den angereisten Journalisten für
die Übertragungspanne. Bisher sei so etwas noch nicht passiert. Viele
brennende Fragen der Pressevertreter, beispielsweise nach dem Loch in
der Sojus-Kapsel, blieben somit offen.
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AUSLAND/8010: Aus aller Welt - 13.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Parlament in Budapest verabschiedet Sklavengesetz

Das Parlament in Budapest hat am Mittwoch ein Gesetz der
rechtsnationalen Regierung von Ministerpräsident Orbán zur Reform des
Arbeitsmarkts gebilligt. Künftig dürfen die Arbeitgeber im Land von
ihren Mitarbeitern statt bislang 250 Überstunden im Jahr 400
verlangen. Mit der Vergütung der Mehrarbeit können sie sich drei
Jahre Zeit lassen. Bisher betrug diese Frist ein Jahr. Dafür stimmten
130 Abgeordnete der Regierungspartei Fidesz (Ungarischer Bürgerbund)
bei 52 Gegenstimmen und einer Enthaltung. Die Opposition hatte die
Verabschiedung der Sklavengesetz titulierten Novelle vergeblich unter
anderem durch Pfiffe und Sirenen im Parlament zu verhindern versucht.
Am Montag beantragte die Opposition 2800 Änderungen. Bereits am
Samstag waren in der Hauptstadt rund 10.000 Demonstranten dem Aufruf
des Gewerkschaftsbunds MASZSZ zum Protest gegen das neue Gesetz
gefolgt. Am Dienstag errichteten Demonstranten aus Protest
Straßensperren.
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GESUNDHEIT/7969: Medizin und Gesundheitswesen - 13.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Asthmadiagnosen um 35 Prozent gestiegen

Eine neue Studie im Versorgungsatlas des Zentralinstituts für die
kassenärztliche Versorgung in Deutschland (Zi) bringt es an den Tag.
Zwischen 2009 und 2016 ist die Häufigkeit von Asthmadiagnosen in der
ambulanten Versorgung um 35 Prozent gestiegen. Dies gilt aber nur für
Erwachsene, denn bei Kindern und Jugendlichen blieb der wegen Asthma
versorgte Patientenanteil im Beobachtungszeitraum weitgehend
konstant. Regional gab es zum Teil deutliche Unterschiede: So wurde
Asthma im Kreis Schwäbisch Hall (Baden-Württemberg) gerade einmal in
3,0 Prozent der Fälle diagnostiziert, während im Kreis Eisenach,
Thüringen, 8,9 Prozent betroffen waren.
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JUSTIZ/7998: Kriminalität und Rechtsprechung - 13.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Vierte Öffentlichkeitsfahndung der Sonderkommission Schwarzer Block

Die Sonderkommission Schwarzer Block, die nach den Krawallen während
des G20-Gipfels im Juli 2017 in Hamburg befaßt ist, hat am Donnerstag
53 Fotos von Verdächtigen veröffentlicht, deren Identität auf anderem
Wege bislang nicht festgestellt werden konnte. Die gesuchten Personen
haben möglicherweise Straftaten von erheblicher Bedeutung begangen.
Die Ermittler haben ihre Aktion mit der Staatsanwaltschaft und
Beschlüssen des zuständigen Amtsgerichts abgestimmt. Bei der ersten
von drei vorangegangenen Öffentlichkeitsfahndungen konnten 35 von 104
Tatverdächtigen identifiziert werden. Es folgten zwei Anklagen und
ein Strafbefehl. Die Sonderkommission ermittelt nach eigenen Angaben
in rund 3500 Verfahren. Davon laufen 780 Verfahren gegen etwa 880
namentlich bekannte Personen.
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KULTUR/7921: Sprache, Kunst und Medium - 13.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Es bleibt bei Deutschlands Rundfunkgebührenregelung

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) in Luxemburg hält die deutsche
Regelung für rechtens, nach der der sogenannte Rundfunkbeitrag nicht
wie bis zum Jahr 2013 auf ein Rundfunk- oder Fernsehgerät bezogen
wird, sondern pro Haushalt, auch wenn kein Empfangsgerät
vorhanden sein sollte.

In dieser Änderung wollen die Richter keinen wesentlichen Unterschied
gegenüber der alten Regelung erkennen können. Damit bleibt die durch
die EU-Kommission erteilte Erlaubnis weiterhin gültig.

Mit dem monatlichen Betrag von 17,50 Euro pro Haushalt werden die
öffentlich-rechtlichen Sender finanziert.
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MILITÄR/7988: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 13.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Pentagon warnt Ankara vor neuer Offensive in Nordsyrien

Ein Sprecher des Verteidigungsministeriums der USA hat Bedenken gegen
die vom türkischen Präsidenten Erdogan angekündigte Militäroffensive
in Nordsyrien angemeldet. Dort sollen die türkischen Streitkräfte in
den nächsten Tagen gegen die kurdischen Volksverteidigungseinheiten
(YPG) vorgehen. Die YPG bekämpfen mit Unterstützung der USA die Miliz
Islamischer Staat. In der Region sind auch US-Soldaten im Einsatz.
Der Pentagonsprecher forderte von der türkischen Regierung
Koordination und Konsultation als den einzigen Weg, um
Sicherheitsprobleme in der Region zu umschiffen. Die Türkei hat im
Nachbarland bereits zwei Offensiven gegen die YPG durchgeführt. Die
Milizen wurden aus dem Gebiet um Al-Bab und aus der Region Afrin
verdrängt.
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POLITIK/8002: Aus Parlament und Gesellschaft - 13.12.2018 (SB)




VOM TAGE



NRW-Landtag verabschiedet neues Polizeigesetz

Der Landtag in Düsseldorf hat am Mittwoch ein neues Polizeigesetz für
Nordrhein-Westfalen, das sogenannte Sicherheitspaket 1,
verabschiedet. Neben den Regierungsfraktionen CDU und FDP stimmte die
oppositionelle SPD für die Novelle. Die Grünen lehnen sie ab. Die
Vorlage zum neuen Polizeigesetz war in den zurückliegenden Monaten
wegen verfassungsrechtlicher Bedenken unter intensiver Beteiligung
der SPD mehrfach geändert worden. Künftig können Fahnder in NRW im
Rahmen der Quellen-Telekommunikationsüberwachung (Quellen-TKÜ) auf
verschlüsselte Messengerdienste zugreifen, indem sie mit
Richtererlaubnis Schadsoftware auf die Kommunikationsgeräte der
Bürger plazieren. Außerdem werden Videokameras zur Überwachung im
öffentlichen Raum installiert. Schleierfahndungen sind zulässig, und
elektronische Fußfesseln werden eingeführt. Der
Unterbindungsgewahrsam zur Verhinderung einer mutmaßlich unmittelbar
bevorstehenden Straftat kann für zwei Wochen verhängt und
gegebenenfalls verlängert werden. Bisher betrug die Frist maximal 48
Stunden. Personen, welche sich nicht polizeilich identifizieren
lassen wollen, können bis zu sieben Tage in Gewahrsam genommen
werden.
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SONSTIGES/7971: Tragisches und Kurioses - 13.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Schwerer Feuerwerksunfall in Zentral-Mexiko

Während einer Prozession zur Huldigung der Heiligen Maria von
Guadalupe ist es nördlich der Hauptstadt in der zentralmexikanischen
Kleinstadt Tequisquiapan zu einer unkontrollierten Explosion von vor
einer Kirche gestapelten Feuerwerkskörpern gekommen. Dabei verloren
bisher acht Teilnehmer ihr Leben, weitere etwa 50 Menschen erlitten
teils schwere Verbrennungen und andere Verletzungen.

Durch die Wucht der Detonationen zerbarsten Kirchenfenster, umliegende
Häuser wurden beschädigt.

Der genaue Hergang ist nach einem Bericht der Deutschen Welle
bisher nicht geklärt. Fest steht jedoch, daß etwa 1500 große Böller
und Raketen, die nach dem Umzug abgebrannt werden sollten, auf dem
Kirchplatz gestapelt bereitlagen. Etwas sei schief gegangen, meinte
ein Zivilschutzmitarbeiter des Bundesstaates Querétaro.

Feuerwerk spielt bei Feierlichkeiten in Mexiko immer eine große Rolle.
Das gilt auch für christliche Feste. Dabei kommt es fast zwangsläufig
immer wieder zu kleineren oder größeren Unfällen.
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SOZIALES/7999: Arbeit, Soziales und Familie - 13.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Aufstehen München zeigt Solidarität mit Frankreichs Gelbwesten

"Aufstehen München" hat für Samstag in Bayerns Landeshauptstadt eine
Solidaritätskundgebung für die sogenannten Gelbwesten in Frankreich
angekündigt. Außerdem wendet sich die linke Sammlungsbewegung mit
einer Reihe von Forderungen an die Bundesregierung. Dabei geht es um
Themen wie Wohnraumnot, Mietspekulation, Steuern und Privatisierung
öffentlicher Einrichtungen. Die Demonstration von "Aufstehen München"
wird von der französischen Partei "La France Insoumise" ("Unbeugsames
Frankreich") mit dem Parteivorsitzenden Jean-Luc Mélenchon
unterstützt. Kundgebungen wie in München sollen unter anderem für
Stuttgart und Hamburg geplant sein.
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UMWELT/7980: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 13.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Al Gore kritisiert Bremserländer

Der seinerzeit wegen seines Engagement für den Umweltschutz mit dem
Nobelpreis ausgezeichnete US-Vizepräsident Al Gore hat sich zu Wort
gemeldete und heftig die Bremserrolle der Energiegroßmächte USA,
Saudi-Arabien und Rußland bei der Weltklimagipfel in Kattowitz
kritisiert. Voraus ging dem, daß die drei Länder letztes Wochenende
für einen Eklat gesorgt hatten, als sie auf eine abgeschwächte
Formulierung zu dem 1,5-Grad-Ziel drangen. Obgleich einige der
besonders vom Klimawandel bedrohten Staaten in der Abschlußerklärung
festhalten lassen wollten, daß die Gipfel-Teilnehmer die Befunde des
Weltklimrats IPCC begrüßen, setzten die USA, Saudi-Arabien und
Rußland die deutlich schwächere Formulierung durch, wonach die
Konferenz den IPCC-Bericht lediglich zur Kenntnis genommen hat.
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WIRTSCHAFT/7987: Märkte und Finanzen - 13.12.2018 (SB)




VOM TAGE



UZE Mobility startet mit 500 StreetScootern

Das Aachener Startup UZE Mobility erwirbt von der DHL-Tochter
StreetScooter 500 Elektro-Transporter vom Typ Work und Work L. Die
Fahrzeuge sollen in einige Städten und Regionen im Carsharing
eingesetzt werden. Sie können von Privatpersonen per App zu einem im
Vergleich zur Konkurrenz deutlich niedrigeren Preis angemietet
werden. Mittel- bis langfristig soll die Nutzung kostenlos werden.
Das Projekt finanziert sich dann über innovative Werbung und den
Verkauf von Daten, die die Fahrzeuge im Einsatz von der Umgebung
aufnehmen. UZE Mobility hat erste Niederlassung bereits in Bremen und
Düsseldorf gegründet. Der StreetScooter wurde an der
Rheinisch-Westfälischen Technischen Hochschule Aachen entwickelt. Das
gleichnamige Unternehmen gründeten mehrere Professoren. Vor einigen
Tagen erteilte das Kraftfahrt-Bundesamt StreetScooter die Erlaubnis
zur Großserienfertigung. Bisher wurden die Transporter hauptsächlich
im Zustelldienst der Deutschen Post eingesetzt. Dafür sind sie auch
konzipiert worden.
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WISSENSCHAFT/8003: Aus Forschung und Technik - 13.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Dracula-Ameise ist am schnellsten

Die Natur hält noch immer so manche Überraschung parat. Ein
Forscherteam um Andrew Suarez, Professor für Tierbiologie und
Insektenkunde an der Universität von Illinois, hat bei Messungen
festgestellt, daß eine Ameise die schnellste jemals im Tierreich
gemessene Bewegung vollziehen kann. Es ist die Dracula-Ameise, die dpa
zufolge ihren Kiefer mit bis zu 90 Metern pro Sekunde aufschnappen
lassen kann. Möglich wird dies durch die besondere Bauweise der
Mundwerkzeuge: Anstatt drei verschiedene Teile für Feder, Riegel und
Hebelarm zu verwenden, sind alle drei in der Mandibel zusammengefaßt.
Bislang galten die Schnappkieferameise (Odontomachus) und der
Fangschreckenkrebs (Stomatopoda) als Rekordträger beim
explosionsartigen Bewegen von Gliedmaßen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





INSTRUMENTE/449: Beobachtung der Sternentstehung - Fertigung des Sechs-Meter-Teleskops von CCAT-prime hat begonnen (idw)


Universität zu Köln - 12.12.2018

Beobachtung der Sternentstehung: 

Fertigung des Sechs-Meter-Teleskops von CCAT-prime hat begonnen

Das Teleskop soll ab dem Jahr 2021 Einblicke in die "kosmische
Morgendämmerung" - die Geburt der ersten Sterne nach dem Urknall - sowie
in die Entstehung von Sternen und Galaxien gewähren / Internationale
Kooperation der Universität zu Köln und weiterer Einrichtungen



Die Fertigung des Cerro Chajnantor Atacama Telescope-prime (CCAT-p), eines
auf die großräumige Kartierung spezialisierten Teleskops, das am Himmel
Wellenlängen im Submillimeter- und Millimeterbereich erfassen kann, hat
begonnen. Das markiert einen wichtigen Meilenstein im Projekt. Die CCAT
Corporation ist eine Partnerschaft der amerikanischen Cornell Universität,
der Universitäten Köln und Bonn sowie des Max-Planck-Instituts für
Astrophysik in Garching und des Canadian Atacama Telescope Consortium
(CATC), eines Zusammenschlusses wissenschaftlicher Einrichtungen in
Kanada.

"Mit CCAT-prime haben wir einzigartige Möglichkeiten, die Physik der
Sternentstehung zu untersuchen und zu verstehen, wie sie die Entwicklung
des Universums beeinflusst", sagt Professor Dr. Jürgen Stutzki vom I.
Physikalischen Institut der Universität zu Köln. Das Teleskop biete
aufgrund seines neuartigen optischen Designs und seines extrem hohen
Standortes ganz neue Chancen für die Erforschung des Weltalls. "Es
erfordert zudem die Entwicklung neuartiger Detektor-Technologien an der
Universität zu Köln", sagt Stutzki.

Das Sechs-Meter-Teleskop wird nahe dem Gipfel des Cerro Chajnantor-Berges
in der chilenischen Atacamawüste auf 5.600 Meter Höhe aufgebaut. CCAT-p
wird Einblicke in die "kosmische Morgendämmerung" - die Geburt der ersten
Sterne nach dem Urknall - sowie in die Details der Entstehung von Sternen
und Galaxien im lokalen Universum geben. Das neuartige optische Design des
Teleskops, die hochpräzisen Spiegel und der Standort in großer Höhe werden
den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern wichtige neue Möglichkeiten
in der Astrophysik und der Erforschung des Universums eröffnen.

Die Vertex Antennentechnik GmbH aus Duisburg ist für die Herstellung der
Komponenten des Teleskops verantwortlich. Der Prozess, in dem das Design
immer wieder kritisch überprüft wurde, dauerte fast zwei Jahre. Einige der
Teile, beispielsweise die beiden Spiegel des Teleskops, zusammenzubauen,
wird fast noch einmal so lange dauern.

Nach Abschluss des Zusammenbaus werden die Teile in Europa montiert und
anschließend getestet. Das Teleskop wird dann in Teilstücke zerlegt, die
2020 nach Chile transportiert werden. Dort angekommen, wird es erneut
zusammengebaut und auf einem Betonsockel auf dem Cerro Chajnantor
montiert.

"Dieses Projekt befindet sich seit langem in der Entwicklung, und es ist
spannend, dass es nun so kurz vor der Realisierung steht", sagt Martha
Haynes, Vorsitzende des CCAT Observatory Board und Goldwin Smith Professor
of Astronomy der Cornell Universität. "Das Teleskop sollte bald auf dem
Berg stehen und in etwas mehr als zwei Jahren mit der Sammlung von Daten
beginnen können."

Dieser Moment, in dem das Teleskop das "erste Licht" einfängt, ist für
Mitte 2021 geplant.

Dass CCAT-Prime jetzt gebaut wird, ist vor allem der Unterstützung durch
die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) und der Großzügigkeit des 
US-amerikanischen Spenders Fred Young zu verdanken. "Es ist spannend und
befriedigend, dass wir den ersten Bauabschnitt erreicht haben", sagt
Young.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, 12.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





STERN/386: Doppelstern R Aquarii - Tanz mit dem Feind (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie - ESO Science Outreach Network
- 12.12.2018 

Tanz mit dem Feind



Beim Testen eines neuen Subsystems von SPHERE, dem Instrument zur
Planetensuche am Very Large Telescope der ESO, konnten Astronomen
beeindruckende Details der turbulenten Wechselwirkungen im Doppelstern R
Aquarii mit beispielloser Präzision erfassen - selbst im Vergleich zu
Beobachtungen mit Hubble.




[image: Bild: © ESO/Schmid et al.]

Das Bild besteht aus SPHERE/ZIMPOL-Beobachtungen von R Aquarii und zeigt
den Doppelstern selbst sowie die Materiejets, die von dem Sternenpaar
ausgehen.

Bild: © ESO/Schmid et al



Dieses spektakuläre Bild - die zweite Folge der R Aquarii-Woche der ESO -
liefert detaillierte Einblicke in das dramatische Sternenduo, den
Doppelstern R Aquarii. Obwohl die meisten Doppelsterne durch die
Schwerkraft einen eleganten Walzer aufführen, ist die Beziehung zwischen
den Sternen von R Aquarii weit weniger friedlich. Trotz seiner winzigen
Größe entzieht der kleinere der beiden Sterne dieses Paares seinem
sterbenden Begleiter - einem Roten Riesen - ständig Material.

Jahrelange Beobachtungen haben die besondere Geschichte hinter dem
Doppelstern R Aquarii enthüllt, der im Zentrum dieses Bildes zu sehen ist.
Der größere der beiden Sterne, der rote Riese, gehört zur Klasse der
Sterne, die als Mira-Veränderliche bekannt ist. Am Ende ihres Lebens
beginnen diese Sterne zu pulsieren und werden 1000 mal so hell wie die
Sonne, wenn sich ihre äußeren Hüllen ausdehnen und in die Leere des Alls
geworfen werden.

Der Todeskampf dieses riesigen Sterns ist bereits dramatisch, aber der
Einfluss des begleitenden Weißen Zwergsterns verwandelt diese spannende
astronomische Konstellation in ein dunkles kosmisches Schauspiel. Der
Weiße Zwerg - der kleiner, dichter und viel heißer ist als der Rote Riese
- entzieht seinem größeren Gefährten Material aus den äußeren Schichten.
Die von diesem sterbenden Riesen abgeworfenen Jets aus Sternenmaterial
ragen hier von R Aquarii nach außen hinaus.

Gelegentlich sammelt sich auf der Oberfläche des Weißen Zwerges genügend
Material an, um eine thermonukleare Nova-Explosion auszulösen, ein
gewaltiges Ereignis, das eine große Menge an Material in den Weltraum
wirft. Die Überreste vergangener Nova-Ereignisse sind in dem schwachen
Gasnebel zu sehen, der auf diesem Bild von R Aquarii ausgeht.

R Aquarii liegt nur 650 Lichtjahre von der Erde entfernt - astronomisch
gesehen ein naher Nachbar - und ist einer der symbiotischen Doppelsterne,
die der Erde am nächsten sind. Aus diesem Grund hat dieser faszinierende
Doppelstern seit Jahrzehnten besondere Aufmerksamkeit von den Astronomen
erhalten. Die Aufnahme eines Bildes der unzähligen Merkmale von R Aquarii
war für Astronomen eine perfekte Möglichkeit, die Fähigkeiten des Zurich
IMaging Polarimeter (ZIMPOL) zu testen, einer Komponente des
Planetensuchgeräts SPHERE. Die Ergebnisse übertrafen jenen von
Beobachtungen aus dem Weltraum - das hier gezeigte Bild ist noch schärfer
als die Beobachtungen des berühmten NASA/ESA Hubble-Weltraumteleskops.

SPHERE wurde in jahrelanger Studien- und Konstruktionsarbeit entwickelt,
um sich auf eines der anspruchsvollsten und spannendsten Gebiete der
Astronomie zu konzentrieren: die Suche nach Exoplaneten. Durch den Einsatz
eines hochmodernen adaptiven Optiksystems und spezieller Instrumente wie
ZIMPOL kann SPHERE die anspruchsvolle Aufgabe der Direktabbildung von
Exoplaneten erfüllen. Die Fähigkeiten von SPHERE sind jedoch nicht auf die
Jagd nach schwer zu findenden Exoplaneten beschränkt. Das Instrument kann
auch zum Studium einer Vielzahl astronomischer Quellen verwendet werden -
wie dieses faszinierende Bild der stellaren Besonderheiten von R Aquarii
zeigt.


Weitere Informationen

Diese Forschung wurde in der Arbeit "SPHERE / ZIMPOL observations of the
symbiotic system R Aqr I. Imaging of the stellar binary and the innermost
jet clouds" von H. M. Schmid et. al vorgestellt, die in der Zeitschrift
Astronomy & Astrophysics veröffentlicht wurde.

Das Team bestand aus H. M. Schmid (ETH Zürich, Institut für Astronomie,
Schweiz), A. Bazzon (ETH Zürich, Institut für Astronomie, Schweiz), J.
Milli (European Southern Observatory), R. Roelfsema (NOVA Optical Infrared
Instrumentation Group bei ASTRON, Niederlande), N. Engler (ETH Zürich,
Institut für Astronomie, Schweiz), D. Mouillet (Université Grenoble Alpes
und CNRS, Frankreich), E. Lagadec (Université Côte d'Azur, Frankreich), E.
Sissa (INAF und Dipartimento di Fisica e Astronomia "G. Galilei"
Universitá di Padova, Italien), J.-.F. Sauvage (Aix Marseille Univ,
Frankreich), C. Ginski (Leidener Sternwarte und Anton Pannekoek
Astronomisches Institut, Niederlande), A. Baruffolo (INAF), J.L. Beuzit
(Université Grenoble Alpes and CNRS, Frankreich), A. Boccaletti (LESIA,
Observatoire de Paris, Frankreich), A. J. Bohn (ETH Zürich, Institut für
Astronomie, Schweiz), R. Claudi (INAF, Italien), A. Costille (Aix
Marseille Univ, Frankreich), S. Desidera (INAF, Italien), K. Dohlen (Aix
Marseille Univ, Frankreich), C. Dominik (Anton Pannekoek Astronomisches
Institut, Niederlande), M. Feldt (Max-Planck-Institut für Astronomie,
Deutschland), T. Fusco (ONERA, Frankreich), D. Gisler
(Kiepenheuer-Institut für Sonnenphysik, Deutschland), J.H. Girard (Europäisches
Südobservatorium), R. Gratton (INAF, Italien), T. Henning
(Max-Planck-Institut für Astronomie, Deutschland), N. Hubin (Europäisches
Südobservatorium), F. Joos (ETH Zürich, Institut für Astronomie, Schweiz),
M. Kasper (European Southern Observatory), M. Langlois (Centre de
Recherche Astrophysique de Lyon und Aix Marseille Univ, Frankreich), A.
Pavlov (Max-Planck-Institut für Astronomie, Deutschland), J. Pragt (NOVA
Optical Infrared Instrumentation Group bei ASTRON, Niederlande), P. Puget
(Université Grenoble Alpes, Frankreich), S.P. Quanz (ETH Zürich, Institute
for Astronomy, Switzerland), B. Salasnich (INAF, Italien), R. Siebenmorgen
(European Southern Observatory), M. Stute (Simcorp GmbH, Deutschland), M.
Suarez (European Southern Observatory), J. Szulagyi (ETH Zürich, Institut
für Astronomie, Schweiz), C. Thalmann (ETH Zürich, Institut für
Astronomie, Schweiz), M. Turatto (INAF, Italien), S. Udry (Observatorium
Genf, Schweiz), A. Vigan (Aix Marseille Univ, Frankreich) und F. Wildi
(Observatorium Genf, Schweiz).

Die Europäische Südsternwarte (engl. European Southern Observatory, kurz
ESO) ist die führende europäische Organisation für astronomische Forschung
und das wissenschaftlich produktivste Observatorium der Welt. Die
Organisation hat 16 Mitgliedsländer: Belgien, Dänemark, Deutschland,
Finnland, Frankreich, Großbritannien, Irland, Italien, die Niederlande,
Österreich, Polen, Portugal, Spanien, Schweden, die Schweiz und die
Tschechische Republik. Hinzu kommen das Gastland Chile und Australien als
strategischer Partner. Die ESO ermöglicht astronomische Spitzenforschung,
indem sie leistungsfähige bodengebundene Teleskope entwirft, konstruiert
und betreibt. Auch bei der Förderung internationaler Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der Astronomie spielt die Organisation eine maßgebliche Rolle.
Die ESO verfügt über drei weltweit einzigartige Beobachtungsstandorte in
Chile: La Silla, Paranal und Chajnantor. Auf dem Paranal betreibt die ESO
mit dem Very Large Telescope (VLT) das weltweit leistungsfähigste
Observatorium für Beobachtungen im Bereich des sichtbaren Lichts und zwei
Teleskope für Himmelsdurchmusterungen: VISTA, das größte
Durchmusterungsteleskop der Welt, arbeitet im Infraroten, während das VLT
Survey Telescope (VST) für Himmelsdurchmusterungen ausschließlich im
sichtbaren Licht konzipiert ist. Die ESO ist außerdem einer der
Hauptpartner bei zwei Projekten auf Chajnantor, APEX und ALMA, dem größten
astronomischen Projekt überhaupt. Auf dem Cerro Armazones unweit des
Paranal errichtet die ESO zur Zeit das Extremely Large Telescope (ELT) mit
39 Metern Durchmesser, das einmal das größte optische Teleskop der Welt
werden wird.

Die Übersetzungen von englischsprachigen ESO-Pressemitteilungen sind ein
Service des ESO Science Outreach Network (ESON), eines internationalen
Netzwerks für astronomische Öffentlichkeitsarbeit, in dem Wissenschaftler
und Wissenschaftskommunikatoren aus allen ESO-Mitgliedsländern (und
einigen weiteren Staaten) vertreten sind. Deutscher Knoten des Netzwerks
ist das Haus der Astronomie in Heidelberg.


Originalpublikation:

H. M. Schmid et al., "SPHERE / ZIMPOL observations of the symbiotic system
R Aqr I. Imaging of the stellar binary and the innermost jet clouds",
Astronomy & Astrophysics, 602, A53 (2017)

https://www.aanda.org/articles/aa/pdf/2017/06/aa29416-16.pdf

DOI: 10.1051/0004-6361/201629416


Weitere Informationen unter:

https://www.eso.org/public/germany/news/eso1840/

- Webversion der Pressemitteilung mit weiteren Bildern

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network - 12.12.2018
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WETTER/255: Rekordnasse & -trockene Monate in Regionen weltweit angestiegen (idw)


Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung - 12.12.2018

Rekordnasse & -trockene Monate in Regionen weltweit angestiegen:

Klimawandel bringt mehr Niederschläge



Niederschlagsextreme werden in Regionen auf der ganzen Welt mehr und mehr
beobachtet - sowohl nasse als auch trockene Rekorde, zeigt eine neue
Studie. Dennoch gibt es große Unterschiede zwischen den Regionen: der
Osten und die Mitte der USA, Nordeuropa und Nordasien erleben schwere
Regenfälle, die in jüngster Zeit zu schlimmen Überschwemmungen geführt
haben. Im Gegensatz dazu gibt es in den meisten afrikanischen Regionen
häufiger Monate mit zu wenig Regen. Die Studie ist die erste, die
systematisch die Veränderungen monatlicher Rekord-Niederschlagsereignisse
aus aller Welt analysiert und quantifiziert, basierend auf Daten von rund
50.000 Wetterstationen weltweit.

Es wird seit langem erwartet, dass der Klimawandel verursacht durch die
Treibhausgase aus der Verbrennung fossiler Brennstoffe die
Niederschlagsmuster durcheinander bringt.

"Wir haben die monatlichen Beobachtungsdaten zum Niederschlag genau
untersucht - wenn es nicht nur wenige Tage, sondern mehrere Wochen
rekordnass ist, kann sich das Wasser anstauen und zu großen
Flussüberschwemmungen führen - oder zu Dürren, wenn es rekordtrocken ist",
sagt Leitautor Jascha Lehman vom Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung
(PIK). Die Auswirkungen auf die Lebensgrundlagen der Menschen in den
betroffenen Regionen können gewaltig sein und von überfluteten Häusern bis
hin zu gefährdeter Nahrungssicherheit aufgrund großer landwirtschaftlicher
Ernteverluste reichen.

Regenschauer in Teilen der USA, Europas und Russlands - Dürre in
Teilen Afrikas

In den USA stiegen die rekordnassen Monate in den östlichen und zentralen
Regionen im Zeitraum 1980-2013 um mehr als 25 Prozent an. In Argentinien
und den angrenzenden Länder nahmen sie um 32 Prozent zu. In Mittel- und
Nordeuropa liegt der Anstieg zwischen 19 und 37 Prozent. Im asiatischen
Teil Russlands wuchsen sie um rund 20 Prozent an, während Südostasien
einen Anstieg von rund 10 Prozent aufweist.

Die Wissenschaftler legten strenge Kriterien zur Bestimmung von
statistisch signifikanten Veränderungen an. Signifikante Veränderungen der
Trockenextreme sehen sie bisher nur in Afrika südlich der Sahara und in
der Sahel-Zone, wo die Trockenrekorde um bis zu 50 Prozent zugenommen
haben. "Das bedeutet, dass etwa jeder dritte rekordtrockene Monat in
diesen Regionen nicht ohne langfristigen Klimawandel stattgefunden hätte",
sagt Ko-Autor Dim Coumou vom Institute for Environmental Studies (IVM) an
der Vrije Universiteit Amsterdam. "Eine zentrale Schlussfolgerung unserer
Studie ist, dass die Landregionen in den Tropen und Subtropen im
Allgemeinen mehr Trockenrekorde und die nördlichen mittleren bis hohen
Breiten mehr Nässerekorde erleben - dies entspricht weitgehend den
Mustern, die Wissenschaftler durch den menschgemachten Klimawandel
erwarten."

UN-Klimagipfel entscheidet über zukünftige Niederschlagsextreme

Die Wissenschaftler verglichen die beobachteten nassen und trockenen
Niederschlagsextreme mit der Anzahl an Extremen, die in einem Klima ohne
langfristige Veränderungen zu erwarten wären. "Wir haben nach neuen
Rekorden in den Beobachtungsdaten gesucht - monatliche
Niederschlagsmengen, die noch nie zuvor seit Beginn systematischer
Messungen vor mehr als hundert Jahren in einer bestimmten Region
beobachtet wurden." Natürlich erwartet man aufgrund der natürlichen
Variabilität einige Niederschlagsrekorde. "Normalerweise passieren
Rekordwetterereignisse zufällig und wir wissen, wie viele in einem Klima
ohne Erwärmung passieren würden", erklärt Jascha Lehmann. "Es ist wie beim
Würfeln: Im Durchschnitt bekommt man bei einem von sechs Mal eine sechs.
Aber durch die Einlagerung großer Mengen an Treibhausgasen in der
Atmosphäre hat die Menschheit die Würfel gezinkt. In vielen Regionen
werfen wir viel häufiger Sechsen mit schwerwiegenden Auswirkungen für
Gesellschaft und Umwelt."

"Es ist bedenklich, dass wir bereits bei nur einem Grad globaler Erwärmung
einen so deutlichen Anstieg solcher Extreme sehen", ergänzt Lehmann. "Im
Moment treffen sich Regierungen aus allen Ländern der Welt zum 
UN-Klimagipfel - wenn sie sich nicht auf Lösungen zur Begrenzung der
Erwärmung auf deutlich unter 2 Grad einigen, steuern wir in diesem
Jahrhundert auf drei bis vier Grad zu. Die Physik sagt uns, dass dies die
Niederschlagsextreme noch weiter verstärken würde."


Artikel: Lehmann, J., Mempel, F., & Coumou, D. (2018):
Increased occurrence of record-wet and record-dry months reflect changes in
mean rainfall. Geophysical Research Letters, 45.

Weblink zum Artikel, sobald er veröffentlicht ist:

https://doi.org/10.1029/2018GL079439


Originalpublikation:

Lehmann, J., Mempel, F., & Coumou, D. (2018): Increased occurrence of
record-wet and record-dry months reflect changes in mean rainfall.
Geophysical Research Letters, 45.

https://doi.org/10.1029/2018GL079439

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution406
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ASTRO/388: Bose-Einstein-Kondensate können Gravitationswellen derzeit wohl kaum nachweisen (idw)


Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf - 12.12.2018

Bose-Einstein-Kondensate können Gravitationswellen derzeit wohl kaum
nachweisen



Die von Schwarzen Löchern in den Tiefen des Weltraums ausgelösten
Gravitationswellen erreichen zwar durchaus die Erde. Ihre Wirkungen
sind aber so gering, dass sie bisher nur mit kilometerlangen
Mess-Einrichtungen beobachtet werden konnten. Physiker diskutieren daher,
ob nicht auch superkalte und winzig kleine Bose-Einstein-Kondensate mit
ihren geordneten Quanteneigenschaften diese Wellen aufspüren könnten. Prof.
Ralf Schützhold vom Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf (HZDR) und der TU
Dresden hat diese Vorschläge jetzt genau betrachtet und stellt in der
Zeitschrift Physical Review D ernüchternd fest: Ein solcher Nachweis ist
weit außerhalb der Reichweite der derzeitigen Methoden.

Schon im Juni 1916 reichte Albert Einstein einen Artikel bei der
Preußischen Akademie der Wissenschaften ein, in dem er zeigte, dass
sich bewegende Massen, wie einander umkreisende Riesensterne, eine Delle
in Raum und Zeit hinterlassen, die sich mit der Geschwindigkeit des Lichts
ausbreitet. Diese sogenannten Gravitationswellen sollten sich demnach
genauso wie Radiowellen, Licht und andere elektromagnetische Wellen
bewegen. Allerdings seien die Auswirkungen der Gravitationswellen
normalerweise so schwach, dass man sie wohl kaum jemals messen könne,
war der weltberühmte Physiker überzeugt.

Der Grund für diese Skepsis: Die Leistung dieser Gravitationswellen
ist recht schwach. So erzeugt selbst die recht große Masse der Erde, die
in jeder Sekunde auf ihrem Weg um die vielfach größere Sonne fast 30
Kilometer zurücklegt, Gravitationswellen mit einer Leistung von gerade
einmal 300 Watt. Das aber würde nicht einmal reichen, um einen
handelsüblichen Staubsauger mit Energiespar-Label zu betreiben. Einen
Einfluss dieser Gravitationswellen auf die Bahn der Erde kann man daher
kaum messen.

Wenn Schwarze Löcher verschmelzen

Ein wenig besser sieht die Situation dagegen aus, wenn erheblich größere
Massen beteiligt sind. Als 1,3 Milliarden Lichtjahre von der Erde entfernt
zwei riesige Schwarze Löcher miteinander verschmolzen, von denen eines
ungefähr die Masse von 36 Sonnen und das andere eine Masse von rund
29 Sonnen hatte, erzitterten Weltraum und Zeit. Bei diesem Verschmelzen
verwandelte sich die dreifache Masse unserer Sonne in eine gigantische
Gravitationswelle, deren Ausläufer 1,3 Milliarden Jahre später am 14.
September 2015 um 11.51 Uhr Mitteleuropäischer Sommerzeit die Erde
erreichten. Da sich die Wellen aber in alle Himmelsrichtungen über so
riesige Entfernungen im Weltraum ausgebreitet hatten, verteilten sie
sich auf einen unvorstellbar großen Raum und ihre Leistung verringerte sich
enorm.




[image: Bild: © LIGO / T. Pyle]

Die Illustration zeigt, wie zwei Schwarze Löcher miteinander verschmelzen,
was zur Entstehung von Gravitationswellen führt.

Bild: © LIGO / T. Pyle



Auf der Erde kam daher nur noch ein extrem schwaches Signal an, das
von zwei vier Kilometer langen Mess-Kreuzen in den USA registriert wurde.
Zwischen den Endpunkten dieses Kreuzes schießen spezielle Laser
Lichtstrahlen hin und her. Aus der Zeit, die ein Lichtstrahl von einem
zum anderen Ende der Strecke braucht, können die Forscher sehr exakt die
Entfernung zwischen beiden Punkten berechnen. "Als die Gravitationswellen
auf der Erde eintrafen, verkürzten sie bei beiden Einrichtungen eine
der beiden Mess-Strecken um einen winzigen Bruchteil eines Billionstel
Millimeters, während die im rechten Winkel dazu liegende Strecke ähnlich
stark verlängert wurde", erklärt HZDR-Forscher Ralf Schützhold das
Ergebnis seiner Kollegen. Am 11. Februar 2016 stand nach einer genauen
Analyse der Daten daher fest, dass die Forscher zum ersten Mal die von
Albert Einstein vorhergesagten Gravitationswellen direkt nachgewiesen
hatten. Prompt wurden drei der beteiligten Forscher 2017 mit dem
Physik-Nobelpreis ausgezeichnet.

Atome im Gleichschritt

Astrophysiker können mit diesen Wellen jetzt also gewaltige Ereignisse
im Weltraum beobachten, bei denen zwei schwarze Löcher miteinander
verschmelzen oder riesige Sterne explodieren. Nur fragen sich Physiker,
ob das nicht auch mit deutlich handlicheren Einrichtungen als vier
Kilometer langen Messkreuzen funktioniert. Eine Möglichkeit könnten
sogenannte Bose-Einstein-Kondensate sein, die Satyendranath Bose und Albert
Einstein bereits 1924 vorhergesagt hatten. "Solche Kondensate kann man sich
als stark verdünnten Dampf von einzelnen Atomen vorstellen, die extrem
stark abgekühlt werden und dabei kondensieren", erläutert Ralf Schützhold.
Das gelang drei Forschern in den USA erst 1995.

Bei extrem tiefen Temperaturen, die nur sehr wenig über dem absoluten
Nullpunkt von minus 273,15 Grad Celsius liegen, befinden sich die
allermeisten Atome von Metallen wie Rubidium im gleichen Quantenzustand,
während sie als Dampf bei höheren Temperaturen ein wildes Durcheinander
bilden. "Ähnlich wie die Lichtteilchen in einem Laser bewegen sich die
Atome dieser Bose-Einstein-Kondensate sozusagen im Gleichschritt", erklärt
Schützhold. Gravitationswellen aber können bei diesen Atom-Kondensaten
im Gleichschritt Schall-Teilchen oder Schall-Quanten verändern, die
Physiker als Phononen bezeichnen. "Das ähnelt ein wenig einem großen
Bottich mit Wasser, in dem die Wellen eines Erdbebens die vorhandenen
Wasserwellen verändern", beschreibt Ralf Schützhold diesen Vorgang.

Kleiner Nachweis ist zu klein

Als der Leiter der Abteilung "Theoretische Physik" am HZDR sich allerdings
die Grundlagen dieses Phänomens genauer anschaute, stellte sich heraus,
dass solche Bose-Einstein-Kondensate um etliche Größenordnungen größer
sein müssten, als sie derzeit möglich sind, um Gravitationswellen
aufzuspüren, die von verschmelzenden Schwarzen Löchern ausgehen: "Heute
erhält man mit großem Aufwand Bose-Einstein-Kondensate mit zum Beispiel
einer Million Rubidium-Atomen, man bräuchte aber weit mehr als die
Millionen-fache Menge dieser Atome, um Gravitationswellen nachzuweisen."
Zwar gibt es durchaus eine Alternative, bei der im Bose-Einstein-Kondensat
eine Art Wirbel entstehen, in denen Gravitationswellen Phononen direkt
erzeugen, die sich leichter beobachten lassen. "Aber auch bei solchen
inhomogenen Bose-Einstein-Kondensaten sind wir noch um Größenordnungen
vom Nachweis von Gravitationswellen entfernt", bedauert der Physiker.

Der HZDR-Forscher liefert allerdings einen Hinweis auf einen möglichen
Nachweis: Kühlt man das Edelgas Helium auf Temperaturen ab, die weniger
als zwei Grad über dem absoluten Nullpunkt liegen, entsteht eine
superfluide Flüssigkeit, die zwar kein reines Bose-Einstein-Kondensat
ist, aber immerhin knapp zehn Prozent solcher Helium-Atome im Gleichschritt
enthält. Weil man viel größere Mengen dieses superfluiden Heliums
herstellen kann, erhält man damit um viele Größenordnungen mehr
Bose-Einstein-Kondensat-Atome als mit der direkten Herstellung. "Ob
superfluides Helium aber wirklich ein Weg ist, um Gravitationswellen
nachzuweisen, könnten nur extrem komplizierte Berechnungen zeigen",
fasst Ralf Schützhold zusammen. Die Mini-Detektoren für Gravitationswellen
liegen daher noch einige Zeit in der Zukunft.


Originalpublikation:

R. Schützhold: Interaction of a Bose-Einstein condensate with a
gravitational wave, in Physical Review D, 2018 (DOI:
10.1103/PhysRevD.98.105019)

Weitere Informationen unter:

https://www.hzdr.de/presse/nachweis_gravitationswellen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution222
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GESUNDHEIT/692: Deutschland als E-Health-Standort zukunftsfest machen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 12. Dezember 2018

Deutschland als E-Health-Standort zukunftsfest machen

Digitalisierung macht Gesundheitssystem effizienter



Zum heutigen Fraktionskongress "Zukunft E-Health" hat die Junge
Gruppe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion ein Papier vorgelegt. Dazu
erklärt der Vorsitzende der Jungen Gruppe, Mark Hauptmann:

"Wir wollen Deutschland als E-Health-Standort zukunftsfest machen.
Unser Gesundheitssystem muss für digitale Anwendungen und
Technologien offener werden. Deshalb begrüßen wir, dass
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn auf der Basis des
Koalitionsvertrages bereits viele wichtige Vorhaben auf den Weg
gebracht hat, um die Chancen zu nutzen, die uns die Digitalisierung
auch im Gesundheitswesen bietet. Mit dem heutigen Kongress machen wir
deutlich, dass das Thema E-Health auch für die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion oben auf der Agenda steht und zu den
Prioritäten der Gesetzgebung gehört.

Medizinische Apps und die telemedizinische Sprechstunde können zu
einer besseren Patientenversorgung gerade auch im ländlichen Raum
beitragen. Die smarte Datenverarbeitung bietet enormes Potenzial für
ein effizienteres und nachhaltigeres Gesundheitssystem. Versicherte
und Patienten sollten die Möglichkeit erhalten, ihre eigenen Daten
anonymisiert und pseudonymisiert für Forschungszwecke spenden zu
können. Die elektronische Patientenakte sowie das elektronische
Rezept sollten zeitnah eingeführt werden. Auch begrüßen wir die
Einrichtung der 'Zukunftsregion digitale Gesundheit' ab 2020 in
Berlin, wo digitale Anwendungen in der Praxis getestet werden sollen,
bevor sie deutschlandweit zum Einsatz kommen."


Den Beschluss der Jungen Gruppe finden Sie hier:

www.cducsu.cc/E-Health

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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MILITÄR/659: Transparenz steht an erster Stelle


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 13. Dezember 2018

Transparenz steht an erster Stelle

Wir respektieren Wunsch der Opposition auf Einsetzung eines
Untersuchungsausschusses



Die Oppositionsfraktionen im Bundestag haben sich im Zusammenhang mit
den vom Verteidigungsministerium in Auftrag gegebenen
Beraterverträgen am gestrigen Donnerstag für die Einsetzung eines
parlamentarischen Untersuchungsausschusses ausgesprochen. Dazu
erklärt der verteidigungspolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag, Henning Otte:

"Transparenz in die aktuelle Diskussion über Beratungsleistungen des
Verteidigungsministeriums zu bringen ist wichtig. Das Ministerium hat
in den zurückliegenden Sondersitzungen des Verteidigungsausschusses
sehr ausführlich zu den Vorwürfen Stellung genommen. Offensichtlich
ist es bei der Vergabe von einzelnen Beratungsleistungen zu
Rechtsverstößen gekommen. Das ist nicht hinnehmbar. Das
Verteidigungsministerium hat in der Folge Schritte unternommen, um
die Missstände aufzuklären und Kontrollmechanismen verbessert. Das
begrüßen wir.

Die Opposition sieht trotzdem weiteren Aufklärungsbedarf. Dieses
parlamentarische Recht ist zu respektieren. Gemeinsam mit unserem
Koalitionspartner, der SPD, prüfen wir nun Schritte zur konstruktiven
Begleitung dieses Prozesses."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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RECHT/892: "Werden Vorschlag der Bundesregierung zu § 219a im Januar bewerten"


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 13. Dezember 2018

"Werden Vorschlag der Bundesregierung zu § 219a im Januar
bewerten"



Die zuständigen Bundesminister haben am 12. Dezember 2018 einen
Vorschlag zur Verbesserung der Information und Versorgung in
Schwangerschaftskonfliktlagen umrissen, dazu können Sie den
Fraktionsvorsitzenden Ralph Brinkhaus wie folgt zitieren:

Die zuständigen Bundesminister haben einen Vorschlag zur Verbesserung
der Information und Versorgung in Schwangerschaftskonfliktlagen
umrissen. Dies ist ein erster Schritt zur Klärung der anstehenden
Fragen in der Koalition. Die Koalitionsfraktionen warten nun die
weitere Konkretisierung der angesprochenen Punkte ab. Den genauen
Vorschlag der Bundesregierung werden wir dann im Januar in
CDU/CSU-Bundestagsfraktion bewerten."

 * 
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CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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SOZIALES/1940: Gegen Kindesmissbrauch mit umfassendem Konzept vorgehen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 12. Dezember 2018

Gegen Kindesmissbrauch mit umfassendem Konzept vorgehen

Giffey-"Konzept" ist viel zu wenig



Am heutigen Mittwoch hat das Bundeskabinett ein "Konzept" von
Bundesfamilienministerin Giffey zum Schutz vor sexualisierter Gewalt
in Kindheit und Jugend beschlossen. Dazu erklären die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Nadine Schön, und der familienpolitische Sprecher, Marcus
Weinberg:

Nadine Schön: "Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion begrüßt, dass
Familienministerin Giffey ein wichtiges Vorhaben des
Koalitionsvertrags endlich auf die Agenda setzt. Das Amt des
Unabhängigen Beauftragten und die Arbeit des Betroffenenbeirats
werden verstetigt und die Laufzeit der Aufarbeitungskommission
verlängert. Die drei Punkte sind notwendig und wichtig. Sie aber als
"Konzept" zu verkaufen, ist übertrieben.

Wir sind der Meinung, dass es einer über diese Punkte hinausgehenden
umfassenden Agenda bedarf, um Kinder wirksam vor sexuellem Missbrauch
zu schützen und Opfern zu helfen. Dazu haben wir als
Familienpolitiker bereits 20 Punkte vorgelegt. Einer der Punkte sind
die von der CDU/CSU-Fraktion angestoßenen "mobilen
Fachberatungsstellen zu sexuellem Missbrauch", für die wir im
Bundeshaushalt Mittel erkämpft haben. In bisher nicht versorgten
ländlichen Regionen werden mobile Teams aufgebaut, um Betroffene und
ihre Familien künftig vor Ort beraten und unterstützen zu können."

Marcus Weinberg: "Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion gehört
der Kampf gegen sexuellen Missbrauch von Kindern und Jugendlichen zu
den wichtigsten kinderpolitischen Aufgaben. Mit der Stärkung der
Stelle des Unabhängigen Beauftragten, der Aufarbeitungskommission und
des Betroffenenrats wird ein Teil des Koalitionsvertrages von der
Regierung umgesetzt. Das reicht aber bei weitem nicht aus. Es müssen
jetzt konkrete Gesetzesänderungen, Projekte und Maßnahmen auf den Weg
gebracht werden. Wir brauchen eine bessere Unterstützung der
Betroffenen, zum Beispiel durch den Ausbau von Trauma- und
Gewaltschutzambulanzen sowie spezialisierter Fachberatung, wir
brauchen konsequente und harte Strafverfolgung bei der Bekämpfung von
Missbrauch im Netz. Wir brauchen mehr Forschung im Bereich des
Kinderschutzes. Und wir müssen die Ausbeutung von Kindern durch
organisierte Kriminalität mit aller Härte verhindern. Frau Giffey's
Konzept kann daher nur ein erster Aufschlag sein. Das
Bundesfamilienministerium und das Bundesjustizministerium müssen
nachliefern."

 * 
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SOZIALES/2567: Zahlen im Armutsbericht sind dramatisch


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. Dezember 2018

Zahlen im Armutsbericht sind dramatisch



"Armut hat sich bis weit in die Mitte unserer Gesellschaft
hineingefressen. Sie ist kein Randproblem", erklärt der Vorsitzende
der Fraktion DIE LINKE, Dietmar Bartsch, mit Blick auf die heute
vorgestellte Studie "Wer die Armen sind. Der Paritätische
Armutsbericht 2018" des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes. Bartsch
weiter:

"Die Zahlen, die heute vorgestellt wurden, sind dramatisch. Die
Armutsquote hat seit der Wiedervereinigung jetzt ihren Höchststand
erreicht. Fast 14 Millionen Menschen, also jede sechste Person in
Deutschland und jedes fünfte Kind, sind von Armut betroffen. Das ist
unfassbar.

Der Paritätische Wohlfahrtsverband stellt zudem fest, dass die
Mehrheit der erwachsenen Armen berufstätig oder in Rente ist. Beinahe
jeder zehnte Erwerbstätige ist arm. Die meisten Armen verfügen über
ein mindestens mittleres, viele auch über ein höheres Bildungs- bzw.
Qualifikationsniveau.

Wenn in unserem Land nicht einmal mehr Arbeit oder Bildung davor
schützen, in Armut zu fallen, ist das ein Offenbarungseid. Mehr noch,
es geht an die Grundfesten dieses Landes. Armut ist kein Naturgesetz,
sondern politisch verursacht. Das Problem ist hausgemacht, die
herrschende Politik trägt für diesen Zustand wesentliche
Verantwortung. Es ist Zeit zum Umsteuern. Wir brauchen einen
Sozialstaatsdialog über die Zukunft unserer sozialen Sicherungssysteme
und konkretes Engagement der Bundesregierung zur Bekämpfung von
Armut."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 13. Dezember 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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BUNDESTAG/7836: Heute im Bundestag Nr. 988 - 13.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 988

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 13. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 10.30 Uhr

1. Deutsch-chinesischer Menschenrechtsdialog

2. Werbung für Schwangerschaftsabbrüche

3. Prekäre Bedingungen in Wissenschaft



1. Deutsch-chinesischer Menschenrechtsdialog

Menschenrechte/Ausschuss

Berlin: (hib/AHE) Deutschland hat die Lage der Uiguren, Tibeter und
anderer Minderheiten in China im November bei der regelmäßigen
Staatenüberprüfung des Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen (UPR)
in Genf thematisiert. Das berichtete die Menschenrechtsbeauftragte der
Bundesregierung, Bärbel Kofler (SPD), am Mittwoch im
Menschenrechtsausschuss. Weitere Nachfragen in Genf hätten auf die
Gewährung fairer Gerichtsverfahren und den Zugang unabhängiger
Beobachter in allen Regionen Chinas gezielt. Kofler, die sich im
Rahmen des gerade stattgefundenen deutsch-chinesischen
Menschenrechtsdialogs selbst eine Übersicht über Berichte von
Umerziehungslagern für Uiguren im autonomen Gebiet Xinjiang machen
wollte, berichtete, dass ihr eine Reise dorthin verwehrt worden sei
mit der Begründung, dass es sich um eine "selbständige Republik"
handle die "noch nicht so weit" sei.

China nehme für sich in Anspruch, dass das Recht auf Entwicklung das
entscheidende Menschenrecht sei. Chinesische Vertreter würden dieses
Narrativ auf internationaler Bühne auch immer mehr in den Mittelpunkt
stellen und damit Bündnispartner finden, sagte Kofler. Für die
Universalität und Gleichwertigkeit der Menschenrechte zeigten
chinesische Vertreter kein Verständnis. Kofler kritisierte, dass
bereits eine Meinungsäußerung, die die Eigenständigkeit einer
Minderheit oder einer Kultur in China betone, als Aufruf zum
Separatismus gewertet werden und zu mehrjährigen Haftstrafen führen
könne. China rechtfertige solche Maßnahmen mit der Begründung, auf
diese Weise Terroranschläge verhindern zu wollen. Dass im Gegenteil
die Gewährung von Minderheitenrechten Sicherheit stärken und Terror
präventiv entgegenwirken könne, auch dafür finde man auf der
chinesischen Seite kein Verständnis, sagte Kofler. Die
Menschenrechtsbeauftragte verteidigte trotz dieser Probleme den
deutsch-chinesischen Menschenrechtsdialog als einziges regelmäßiges
Format zu Menschenrechtsfragen, bei dem zudem auch das Schicksal von
inhaftierten oder bedrängten Menschenrechtsaktivisten in China zur
Sprache käme.

Kritik kam im Ausschuss unter anderem aus der Unionsfraktion, deren
Vertreter darauf hinwies, dass China Mitgliedern des
Menschenrechtsausschusses die Einreise bis heute verweigere. Zuletzt
habe der chinesische Botschafter in einer Demarche den Bundestag
angegriffen, als dieser die Lage der Uiguren in einer Plenardebatte
thematisiert hatte. Fragen der anderen Fraktionen zielten auf
Einschüchterungsversuche auf Diaspora-Chinesen und Vertreter
chinesischer Minderheiten im Ausland, auf die wachsende digitale
Überwachung in China, die Lage der Wanderarbeiter sowie auf die
Kohärenz der Chinapolitik der Bundesregierung.

 * 

2. Werbung für Schwangerschaftsabbrüche

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Die FDP-Fraktion hat einen Antrag (19/6425)
vorgelegt, mit dem die Streichung des Paragrafen 219a, der Werbung für
Schwangerschaftsabbrüche verbietet, aus dem Strafgesetzbuch erreicht
werden soll. Der Bundestag soll dem Antrag zufolge die Bundesregierung
auffordern, unverzüglich einen entsprechenden Gesetzentwurf
vorzulegen. Zur Begründung heißt es, die Regelung sei weder sach- noch
zeitgemäß. Der Schwangerschaftsabbruch sei eine medizinische Leistung
für Frauen in einer Notlage. Gerade sie bräuchten leicht zugängliche,
sachliche Informationen. Dies verhindere der Paragraf, denn der
Straftatbestand erfasse bereits die bloße Information über
Schwangerschaftsabbrüche. Wie es weiter in dem Antrag heißt, liegen
dem Bundestag bereits seit Februar 2018 Gesetzentwürfe mehrerer
Fraktionen zur Streichung beziehungsweise Änderung des Paragrafen vor.
Die Bundesregierung habe daraufhin angekündigt, einen eigenen
Gesetzentwurf vorzulegen. Es sei nicht nachvollziehbar, dass dies
bisher nicht geschehen ist. Der Antrag steht als Zusatzpunkt am
heutigen Donnerstag auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums.

 * 

3. Prekäre Bedingungen in Wissenschaft

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Der im Februar 2017 erschienene Bundesbericht
Wissenschaftlicher Nachwuchs hat aus Sicht der Fraktion Die Linke
erneut die überbordende Prekarisierung der Arbeitsverhältnisse im
Wissenschaftsbetrieb offengelegt. Das schreiben die Abgeordneten in
einem Antrag (19/6420). Im Jahr 2014 seien demnach 93 Prozent aller
wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiter unter 45 Jahren an
Hochschulen befristet beschäftigt gewesen.

Die Linke fordert die Bundesregierung auf, in Abstimmung mit den
Ländern die Politik der durch temporäre Pakte befristeten Finanzierung
des Wissenschaftssystems zu beenden und stattdessen eine dauerhafte,
umfängliche Finanzierung sicherzustellen. Diese soll nach Auffassung
der Linken die wachsenden Aufgaben der Hochschulen, die aktuelle
Unterfinanzierung und die Preis- und Einkommensentwicklung
berücksichtigen. Zudem soll mittelfristig die Einnahmesituation der
Länder durch die stärkere Besteuerung von Vermögen und hohen
Einkommen, insbesondere durch die Ausschöpfung des
Aufkommenspotentials der Erbschaftsteuer sowie die Wiedererhebung der
Vermögensteuer verbessert werden. Ferner fordert die Linke die
Überarbeitung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes und es soll
gemeinsam mit den Ländern eine Reform der Karrierewege und
Personalstrukturen im Wissenschaftsbereich unter Berücksichtigung der
Förderung der Chancengerechtigkeit eingeleitet werden. So soll eine
breitere Berufsperspektive für Wissenschaftler neben der Professur
möglich werden.

 * 
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BUNDESTAG/7835: Heute im Bundestag Nr. 987 - 13.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 987

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 13. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 09.50 Uhr

1. Bericht der Datenschutzbeauftragten

2. Wagniskapital für Gründer

3. Runder Tisch zu Wagniskapitalmarkt

4. Stand bei Mercosur-Abkommen

5. Zahlungsforderungen nach Usbekistan

6. Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt



1. Bericht der Datenschutzbeauftragten

Ausschuss Digitale Agenda/Anhörung

Berlin: (hib/LBR) "Bedenkt man unsere eingeschränkte Zuständigkeit,
sind beachtliche Zahlen an Eingaben und Beschwerden zu
Datenschutzverstößen im ersten Halbjahr eingegangen", sagte die
Bundesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit (BfDI),
Andrea Voßhoff (CDU), am Mittwochnachmittag in einem öffentlichen
Fachgespräch im Ausschuss Digitale Agenda unter Vorsitz von Hansjörg
Durz (CSU). Voßhoff stellte dem Ausschuss ihren Bericht zu sechs
Monaten Datenschutz-Grundverordnung (EU-DSGVO) vor, die zum 25. Mai
2018 in Kraft getreten war. "Die Zahlen zeigen, dass die DSGVO bei
aller Kritik angenommen wird und Bürger ihre Rechte wahrnehmen", sagte
Voßhoff. Bis Ende Oktober 2018 seien in ihrem Haus rund 3.700 Eingaben
eingegangen - sowohl allgemeine, als auch Beschwerden über
Verletzungen des Datenschutzes sowie 4.667 Meldungen mit
Datenschutzverstößen.

Bundesweit wurden bis Anfang September 11.000 Beschwerden gezählt,
davon 6.100 Datenschutzverstöße. Diese Zahlen umfassen die
öffentlichen Stellen. Im nicht-öffentlichen Bereich habe das BfDI nur
sektorielle Aufsichtskompetenzen, da in allen übrigen Fällen die
Landesdatenschutzbeauftragten beziehungsweise Behörden der Länder
zuständig seien, erklärte Voßhoff.

"In der gesamten EU sind bis Ende September 55.000 Beschwerden sowie
18.900 Meldungen von Datenschutzverletzungen eingegangen", berichtete
Voßhoff weiter. Im Europäischen Datenschutzausschuss (EDSA) arbeite
man auf einer guten Basis zusammen und habe "in den vergangenen
Monaten eine Vielzahl von Leitlinien herausgegeben", so Voßhoff. Der
Ausschuss habe zudem auch "eine verbindliche Entscheidungsbefugnis.
Das ist ein Novum", sagte die Datenschutzbeauftragte. In der zentralen
Anlaufstelle bearbeite man grenzüberschreitende Fälle des
Datenschutzes - bis Anfang Dezember seien dort 517 Meldungen
verzeichnet worden.

Was die nationale Zusammenarbeit betreffe, arbeite man in der
Konferenz der unabhängigen Datenschutzbehörden des Bundes und der
Länder (DSK) an einem einheitlichen Vorgehen der Länder hinsichtlich
der Datenschutzgrundverordnung. In diesem freiwilligen Zusammenschluss
aus 18 Mitgliedern tausche man sich regelmäßig über gemeinsame
Positionen und Appelle aus. Darüber hinaus habe man eine gemeinsame
Homepage aufgebaut: "Im Lichte der sehr starken Verunsicherung in der
Bevölkerung wurden dort Handlungsempfehlungen und Leitfäden etwa für
Vereine und Verbände erarbeitet", sagt Voßhoff und räumte gleichzeitig
ein, dass diese teils sehr unterschiedlich seien.

"Die Vielzahl an Fehlinformationen hat mich überrascht", sagte Voßhoff
und regte eine zentrale Informationskampagne an, wie sie etwa über die
Bundesstiftung Datenschutz bereitgestellt werden könne. Das Gesetz
sehe zudem in zwei Jahren eine Evaluierung der DSGVO vor, endete
Voßhoff ihre Ausführungen. Ihre Amtszeit als Datenschutzbeauftragte
endet mit dem Jahresende 2018. Neuer Datenschutzbeauftragter wird dann
Ulrich Kelber (SPD).

Die Abgeordneten konzentrierten sich in ihren Nachfragen auf die
ausgebliebene Abmahnwelle, fragten nach dem Personalmangel in den
zuständigen Behörden sowie nach einer Auflistung von "DSGVO-Mythen".
Außerdem interessierten sich die Politiker für die aktuelle Lage
bezüglich der Adoption der DSGVO in den Unternehmen und dafür, ob für
die Evaluation bereits Felder identifizierbar seien, auf die man
zukünftig genauer schauen müsse.

 * 

2. Wagniskapital für Gründer

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um den Zugang zu Wagniskapital für Gründer geht es
in einer Kleinen Anfrage (19/6347) der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten
interessieren sich unter Verweis auf einen Zeitungsbericht für Pläne
einer KfW-Tochter, die gezielt die Gründerszene mit Wagniskapital
unterstützen will. Sie möchten wissen, auf welchen Gesetzen diese
Gründung beruht. Darüber hinaus fragen sie nach Konzept, zu Grunde
liegenden Berechnungen und Studien.

 * 

3. Runder Tisch zu Wagniskapitalmarkt

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion möchte Konkretes zu einem Runden
Tisch des Bundeswirtschaftsministeriums wissen, bei dem es um die
Präsenz der Versicherungswirtschaft am Wagniskapitalmarkt gegangen
sein soll. Die Abgeordneten erkundigen sich in einer Kleinen Anfrage
(19/6346) nach den Teilnehmern des für 8. November 2018 anberaumten
Treffens. Sie fragen darüber hinaus nach Inhalten und Ergebnissen.

 * 

4. Stand bei Mercosur-Abkommen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion interessiert sich für den
Verhandlungsstand beim Assoziierungsabkommen zwischen der EU und den
Mercosur-Staaten. Hinter letzterem Begriff stecken die Länder
Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay. Die Abgeordneten möchten
in einer Kleinen Anfrage (19/6268) wissen, in welchen Bereichen
Einigkeit erzielt worden ist, und welche Ergebnisse vorliegen. Sie
erkundigen sich auch nach Schätzungen für den weiteren zeitlichen
Aufwand bis zur Unterzeichnung des Abkommens.

 * 

5. Zahlungsforderungen nach Usbekistan

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um Zahlungsforderungen deutscher Unternehmen im
Zusammenhang mit einem Bauprojekt in Usbekistan geht es in einer
Kleinen Anfrage (19/6273) der FDP-Fraktion. Die Abgeordneten nehmen
Bezug auf Medienberichte, wonach deutsche Unternehmen nach wie vor auf
Zahlungen in dreistelliger Millionenhöhe (in Euro) warten. Die
Unternehmen seien am Bau eines Repräsentations-Gebäudes in Taschkent
beteiligt gewesen, die Auftrag gebende Firma habe vor Jahren Insolvenz
angemeldet. Nun möchten die Abgeordneten wissen, welche Kenntnis die
Bundesregierung von den Vorgängen hat.

 * 

6. Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen stellt die
Problematik von Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt in den
Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/6314). Die Abgeordneten
erkundigen sich detailliert nach Fällen von Diskriminierung
verschiedener Art auf dem Markt. Außerdem stellen sie Fragen zu
demographischen Daten wie etwa der Zahl Alleinerziehender. Im Weiteren
geht es um Zusammenhänge etwa zwischen der familiären Situation und
Wohnungsgrößen.

 * 
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BUNDESTAG/7834: Heute im Bundestag Nr. 986 - 13.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 986

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 13. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 09.09 Uhr

1. Gremium für das Bundesschuldenwesen

2. Marcus Bühl erneut vorgeschlagen

3. AfD schlägt Boehringer erneut vor

4. Abführung der SMP-Gewinne

5. Bericht zur Mobilfunkstrahlung



1. Gremium für das Bundesschuldenwesen

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion hat erneut die Abgeordneten
Albrecht Glaser und Volker Münz als Mitglieder für das Gremium gemäß
Paragraf 3 des Bundesschuldenwesengesetzes nominiert. Dies geht aus
einem Wahlvorschlag der Fraktion (19/6403) hervor. Die Wahl ist für
Donnerstag vorgesehen. Glaser und Münz hatten bisher keine Mehrheit im
Bundestag erzielt, die Sitze der Fraktion sind daher vakant.

 * 

2. Marcus Bühl erneut vorgeschlagen

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion hat erneut den Abgeordneten Marcus
Bühl als Mitglied für das Vertrauensgremium gemäß Paragraf 10a Absatz
2 der Bundeshaushaltsordnung vorgeschlagen. Dies geht aus einem
Wahlvorschlag der Fraktion (19/6402) hervor. Die Wahl ist für
Donnerstag vorgesehen. Bühl konnte bisher keine Mehrheit im Bundestag
erringen.

 * 

3. AfD schlägt Boehringer erneut vor

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion hat erneut den Abgeordneten Peter
Boehringer als Mitglied und die Abgeordnete Birgit Malsack-Winkemann
als stellvertretendes Mitglied des Sondergremiums gemäß Paragraf 3
Absatz 3 des Stabilisierungsmechanismusgesetzes vorgeschlagen. Dies
geht aus einem Wahlvorschlag der Fraktion (19/6404) hervor. Die Wahl
ist für Donnerstag angesetzt. Die AfD-Sitze in dem Gremium sind
vakant. Bisher konnten die beiden Kandidaten keine Mehrheit im
Bundestag erringen.

 * 

4. Abführung der SMP-Gewinne

Haushalt/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Das Bundesministerium für Finanzen hat den Bundestag
über Details zu der geplanten Fortführung der Abführung des Gegenwerts
der sogenannten SMP-Gewinne an Griechenland unterrichtet (19/6365).
Die Abführung ist Teil der Maßnahmen der in der Eurogruppe
vereinbarten mittelfristigen schuldenbezogenen Maßnahmen für
Griechenland. Laut Unterrichtung schlägt der Europäische
Stabilitätsmechanismus (ESM) vor, dass die ESM-Mitglieder ihre
Beiträge, den "rechnerischen Gegenwert der Zentralbankgewinne aus dem
Halten griechischer Staatsanleihen im Rahmen des SMP-Programms", auf
ein ESM-Sonderkonto überweisen. Der ESM soll dann, sofern die in einem
sogenannten Letter of Instruction aufgeführten Bedingungen erfüllt
werden, die Beiträge halbjährlich an Griechenland auszahlen. Zu den
Bedingungen gehört laut Bundesfinanzministerium, "dass Griechenland
seine Zusicherungen für die Nachprogrammphase umsetzt".

Laut Unterrichtung soll Deutschland zwischen dem 15. Juli 2019 und dem
15. Januar 2022 halbjährlich insgesamt 840,85 Millionen Euro dafür an
den ESM überweisen. Der Entwurf des Letter of Instruction wurde vom
Bundesfinanzministerium als Verschlusssache ("VS - Nur für den
Dienstgebrauch") eingestuft.

 * 

5. Bericht zur Mobilfunkstrahlung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung hat den achten Bericht über die
"Forschungsergebnisse in Bezug auf die
Emissionsminderungsmöglichkeiten der gesamten Mobilfunktechnologie und
in Bezug auf gesundheitliche Auswirkungen" (19/6270) vorgelegt. Der
Bericht gibt unter anderem Auskunft über Forschungs- und
Entwicklungsvorhaben im Bereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit. Berichtszeitraum ist der 1.
September 2016 bis 31. August 2018.

 * 
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BUNDESTAG/7833: Heute im Bundestag Nr. 985 - 12.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 985

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 18.22 Uhr

1. Homophobie und Sexismus im Fußball

2. AfD-Vorstoß zur Deutschen Welle abgelehnt

3. Boom im Deutschland-Tourismus

4. Schutz von Geschäftsgeheimnissen



1. Homophobie und Sexismus im Fußball

Sport/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Homosexualität im Fußball stellt nach wie vor ein
Tabu dar. Diese Einschätzung vertraten am Mittwoch vor dem
Sportausschuss sowohl Jörg Litwinschuh von der Bundesstiftung Magnus
Hirschfeld (BMH) als auch Professor Martin Schweer von der Universität
Vechta, der das von der BMH initiierte Projekt "Fußball für Vielfalt -
Fußball gegen Homophobie und gegen Sexismus" wissenschaftlich
begleitet.

Ziel sei es, das Tabu aufzubrechen, sagte Litwinschuh. Mit dem Projekt
und starken Partnern wie dem Deutschen Fußball-Bund (DFB) und der
Deutschen Fußball Liga (DFL) wolle man Verbände und Vereine für das
Thema sensibilisieren. Langfristig sollten Sportler ganz
selbstverständlich zu ihrer sexuellen Orientierung stehen können,
sagte der BMH-Vertreter.

Aus Sicht des Psychologen Schweer ist derzeit zwar durchaus ein
Wertewandel in der Gesellschaft in Richtung einer Kultur der Akzeptanz
zu konstatieren. Auf der anderen Seite sei aber festzustellen, dass es
weiterhin im sozialen Miteinander Diskriminierungen gebe - so auch im
organisierten Sport. Teilweise sei gar ein Anstieg an Vorurteilen
festzustellen, verbunden mit ablehnenden Haltungen und Handlungen
gegenüber bestimmten Gruppen. Das habe damit zu tun, dass die Menschen
versuchten, durch Kategorisierungen sich die immer komplexer werdende
Welt zu vereinfachen.

Dem Sport, als Vermittler von Werten und Normen, komme eine hohe
soziale Verantwortung zu, sagte Schweer. Das gelte insbesondere für
den Fußball. Hier gelte es zu sensibilisieren. Manchem
Nachwuchstrainer sei es vielfach gar nicht bewusst, dass einzelne
Sprüche homophob oder sexistisch sind. Wo genau Homophobie und
Sexismus anfingen, sei nicht genau zu definieren, machte der
Psychologe deutlich. Es gehe dabei aber immer um Abwertung und darum,
"sich über eine Gruppe zu stellen", erläuterte er. Dies könne durch
subtile Äußerungen, verbale Angriffe oder körperliche Attacken
erfolgen. "Das Kriterium, was sexistisch oder homophob ist, ist immer
derjenige, den es trifft", sagte Schweer.

DFB-Vizepräsident Eugen Gehlenborg - im Verband zuständig für Sozial-
und Gesellschaftspolitik - sagte, der Fußball sei "nicht der geborene
Partner beim Kampf gegen Homophobie, aber ein naheliegender". Der
Fußball stelle sich der Verantwortung, weil er sehr viele Menschen
erreiche. Dem DFB sei auch bewusst, dass gerade bei der Ausbildung von
Nachwuchstrainern und Nachwuchsbetreuern eine Sensibilisierung für das
Thema nötig sei.

Sven Kistner vom Queer Football Fanclub (QFF), einem Netzwerk
schwul-lesbischer Fanclubs in Europa, sprach sich ebenfalls für eine
Stärkung der Kompetenz von Übungsleitern aus. So könnten
Nachwuchssportler schon in jungen Jahren vorurteilsfrei gemacht
werden, "was in der Regel dazu führt, dass sie es auch bleiben". Was
die Fanszene im Fußball angeht, so sei es in den vergangenen Jahren
immer besser gelungen, diese für die Problematik Homophobie und
Sexismus zu sensibilisieren. Kistner verwies auf einen Begebenheit bei
einem Bundesligaspiel von RB Leipzig. Nachdem Auswärtsfans eines
anderen Bundesligisten den schwul-lesbischen Fanblock der Leipziger
massiv homophob beleidigt hätten, habe es im folgenden Heimspiel eine
sehr starke Solidarisierung der anderen Fans mit dem Fanclub
Rainbow-Bulls gegeben, sagte er.

 * 

2. AfD-Vorstoß zur Deutschen Welle abgelehnt

Kultur und Medien/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Die AfD ist mit ihrer Forderung nach einer
Umbesetzung der Aufsichtsgremien der Deutschen Welle gescheitert. Der
Kulturausschuss lehnte den Gesetzentwurf der AfD zur Änderung des
Deutschen-Welle-Gesetzes (19/1697) mit den Stimmen aller anderen
Fraktionen ab. Die AfD hatte gefordert, das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts vom 25. März 2014 zum ZDF-Fernsehrat auf den
deutschen Auslandssender zu übertragen und die Zusammensetzung der
Aufsichtsgremien am Gebot der Staatsferne auszurichten. So dürfte nach
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichtes der Anteil der staatlichen
und staatsnahen Mitglieder in den jeweiligen Gremien ein Drittel nicht
übersteigen. Dieses Gebot werde aber im aktuellen Rundfunkrat und
Aufsichtsrat des Senders nicht realisiert. Der Gesetzentwurf der AfD
sieht unter anderem vor, dass der aktuell 17-köpfige Rundfunkrat auf
15 Mitglieder verkleinert wird und dass die drei Sitze der
Bundesregierung gestrichen werden. Statt dessen sollte der Bundestag
künftig drei statt zwei Mitglieder des Rundfunkrates wählen.

Vertreter von CDU/CSU, SPD, Linken, FDP und Bündnis 90/Die Grünen
wiesen die Forderungen der AfD übereinstimmend zurück. Das Urteil des
Bundesverfassungsgerichtes zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk sei
eben nicht übertragbar auf den Auslandssender. Er werde vom Bund
finanziert und unterliege auch nicht der dualen Rundfunkordnung. Die
Berichterstattung der Deutschen Welle sei auch nicht propagandistisch
oder staatsnah, sondern seriös und kritisch. In Wirklichkeit wolle die
AfD über die angestrebte Änderung des Deutsche-Welle-Gesetzes auch
lediglich die Voraussetzung schaffen, um selbst ein Mitglied aus den
eigenen Reihen in den Rundfunkrat entsenden zu können.

 * 

3. Boom im Deutschland-Tourismus

Tourismus/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Deutschland erfreut sich als Reiseziel ausländischer
Besucher weiterhin wachsender Beliebtheit. So erwartet die Deutsche
Zentrale für Tourismus (DZT) nach den Worten ihrer
Vorstandsvorsitzenden Petra Hedorfer in diesem Jahr zum neunten Mal in
Folge einen Übernachtungsrekord. Erneut zeichne sich dabei ab, dass
die Entwicklung die Prognosen hinter sich lassen werde, sagte Hedorfer
am Mittwoch dem Tourismusausschuss. Habe ihre Organisation zu
Jahresanfang den Zuwachs der Zahl ausländischer Übernachtungsgäste auf
drei bis vier Prozent für 2018 geschätzt, so habe er im Oktober im
Vergleich zum Vorjahresmonat sechs Prozent betragen. Für das
Gesamtjahr sei mit einer Steigerung um fünf Prozent zu rechnen.

Besonders erfreulich sei das hohe Ansehen, das Deutschland in den
Augen ausländischer Beobachter und Tourismusexperten genieße, sagte
Hedorfer. So habe die Redaktion des in Australien erscheinenden
Individual-Reiseführers "Lonely Panet" Deutschland erst kürzlich
hinter Sri Lanka auf Platz zwei der weltweit besten Reiseländer für
2019 gesetzt. Anlässe wie das bevorstehende 100-jährige Jubiläum der
Bauhaus-Gründung und der 30. Jahrestag des Mauerfalls im nächsten
übten hier unverkennbar ihren Reiz aus. In einer anderen Umfrage halte
Deutschland unter 50 Ländern den Spitzenplatz als beliebtestes
Reiseziel. Unter dem Gesichtspunkt der Umweltfreundlichkeit und
Nachhaltigkeit belege es unter 80 Nationen nach Skandinavien und der
Schweiz den fünften Platz. In einer Rangliste des
Weltwirtschaftsforums in Davos, die den Faktor Wettbewerbsfähigkeit
bewerte, sei Deutschland vom fünften auf den dritten Platz gerückt.

Im Segment Kulturreisen belege Deutschland mit einem Marktanteil von
zwölf Prozent in Europa den Spitzenplatz, führte Hedorfer weiter aus.
Aus Europa stammten drei Viertel der ausländischen Übernachtungsgäste.
Ihre Anzahl habe sich in diesem Jahr um vier Prozent erhöht. In
Übersee seien die USA mit einer Steigerung der Übernachtungszahlen um
sieben Prozent der wichtigste Wachstumsmarkt. Ebenfalls um sieben
Prozent habe die Zahl der Übernachtungen chinesischer Besucher
zugenommen. Freilich seien aus dieser Region in früheren Jahren
zweistellige Zuwachsraten verzeichnet worden - "wir sind da etwas
verwöhnt", sage Hedorfer.

Weit über 50 Prozent der ausländischen Gäste verbringen nach ihren
Worten den Urlaub in Deutschland, weitere 27 Prozent seien
Geschäftsreisende. Etwas verbessert habe sich die Bewertung der
Sicherheitslage in Deutschland in den Augen ausländischer Beobachter.
Hätten in Umfragen des Vorjahres noch 30 Prozent der Teilnehmer
geäußert, von einer Deutschlandreise aus Sicherheitsbedenken derzeit
lieber Abstand zu nehmen, so seien es neuerdings nur noch 22 Prozent.
Allerdings stünden Länder wie Österreich oder die Schweiz mit Werten
von um die neun Prozent noch wesentlich besser da: "Jeder Vorfall wird
in diesem Kontext gesehen", mahnte Hedorfer. "Antisemitismus und
Fremdenfeindlichkeit sind Gift für das Reiseland Deutschland."

Dass sich ausländische Besucher auch von Negativschlagzeilen nicht
unbedingt beeindrucken lassen, war den Worten von Matthias Gilbrich
vom Tourismus-Marketing Sachsen zu entnehmen. Er wies darauf hin, dass
sein Bundesland nach wie vor "sehr erfolgreich" sei. So habe 2017 die
Übernachtungsquote ausländischer Gäste um das Zweieinhalbfache über
dem Bundesdurchschnitt gelegen, in diesem Jahr um das Doppelte.

 * 

4. Schutz von Geschäftsgeheimnissen

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/MWO) Von grundsätzlicher Ablehnung bis zu vorsichtiger
Zustimmung reichte die Bandbreite der Äußerungen der Sachverständigen
in der öffentlichen Anhörung des Rechtsausschusses zum Entwurf eines
Geheimnisschutzgesetzes (19/4724) am Mittwoch. Die acht Experten
machten in der vom Ausschussvorsitzenden Stephan Brandner (AfD)
geleiteten Runde eine ganze Reihe von Vorschlägen, wie der Entwurf den
Anforderungen des EU-Rechts besser gerecht werden kann.

In der zweistündigen Anhörung bewegten sich die Fragen der
Ausschussmitglieder vor allem um den Begriff Geschäftsgeheimnis und
den Unterschied zwischen der in der dem Entwurf zugrundeliegenden
EU-Richtlinie vorgesehenen Bereichsausnahme und den im Entwurf
vorgesehenen Rechtfertigungsgrund sowie um mögliche Auswirkungen des
geplanten Gesetzes auf die Pressefreiheit. Unter Verweis auf die
aktuellen Ermittlungen gegen den als Besucher auf der Tribüne
anwesenden Chefredakteur der Rechercheorganisation Correctiv, Oliver
Schröm, betonten Abgeordnete wie Sachverständige die Notwendigkeit des
Schutzes von investigativen Recherchen, der in dem Entwurf zu kurz
komme.

Mit dem Gesetz will die Bundesregierung die Richtlinie (EU) 2016/943
zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen vor rechtswidrigem Erwerb sowie
rechtswidriger Nutzung und Offenlegung umsetzen. Durch ein neues
Stammgesetz solle ein in sich stimmiger Schutz vor rechtswidriger
Erlangung, Nutzung und Offenlegung von Geschäftsgeheimnissen erreicht
werden, heißt es in dem Entwurf. Er enthält aber auch Gründe, bei
deren Vorliegen im Einzelfall ein Verstoß gerechtfertigt sein kann.
Der Schutz von Geschäftsgeheimnissen wird im deutschen Recht bislang
über das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) sowie über das
Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) gewährleistet.

Grundlegende Kritik an dem Entwurf kam vom Deutschen Gewerkschaftsbund
(DGB). Marta Böning, Rechtsreferatsleiterin im DGB-Bundesvorstand,
bezeichnete das Gesetz in ihrer Stellungnahme als "Maulkorb zu Lasten
der Beschäftigten und ihrer Interessenvertretungen". Das geplante
Gesetz beeinträchtige die Interessen der Beschäftigten und ihrer
Interessenvertretungen in nicht zu rechtfertigender Weise. Der DGB
fordere eine ausdrückliche Vorrangregelung für die geltenden
arbeitsrechtlichen Regeln, sagte Böning. Mit den geplanten Regelungen
drohe "eine Legalisierung der ausufernden, missbräuchlichen
Geheimhaltungspraxis, die jetzt schon in vielen Unternehmen auf der
Tagesordnung ist".

Dagegen bewertete die Referatsleiterin im Bereich Recht des Deutschen
Industrie- und Handelskammertags, Doris Möller, die Schaffung eines
eigenen Gesetzes zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen als positiv, da
so deren Besonderheiten besser Rechnung getragen werden könne. Trotz
Unklarheiten bei Definitionen und erheblichem zusätzlichen Aufwand für
die Unternehmen würden die neuen Regelungen, die auch für höhere
Transparenz sorgten, von der Wirtschaft überwiegend befürwortet. Ziel
der Richtlinie wie des Gesetzes sei die Stärkung des
Innovationsschutzes und der Schutz von Know-how. Dies werde in der
Diskussion oft vergessen.

Der Berliner Rechtsanwalt Christoph Partsch untersuchte den
Gesetzentwurf insbesondere aus dem Blickwinkel der Medien und kam in
seiner Stellungnahme zu dem Schluss, dass die Medien und ihre
Vertreter durch eine Rechtfertigungslösung statt einer von der von
Richtlinie vorgesehenen Bereichsausnahme deutlich schlechter gestellt
und die Recherche und die Veröffentlichung gefährdet würden. Der
Regierungsentwurf werde einen "chilling effect auf Journalisten" haben
und die Tätigkeit investigativer Journalisten erheblichen neuen
strafrechtlichen Risiken unterwerfen, erklärte Partsch. Wie auch
andere Sachverständige monierte Partsch unzureichende
Begriffsdefinitionen im Entwurf. So weiche der Regierungsentwurf bei
der Definition des Geschäftsgeheimnisses ohne Not von der Richtlinie
ab. Er bezeichnete die Pressefreiheit als "Kollateralschaden" des
geplanten Gesetzes.

Lob an dem Gesetzentwurf kam von dem Münchener Rechtsprofessor
Christoph Ann und dem Hamburger Rechtsanwalt Henning Harte-Bavendamm.
Angesichts der unübersichtlichen Materie überzeuge die Konsolidierung
des über 100 Jahre alten deutschen Geheimnisschutzrechts in einem
Stammgesetz, erklärte Ann. Seiner Ansicht nach gehe es bei der
Stoßrichtung des Gesetzes in erster Linie um Konkurrenzspionage.
Unbefriedigend sei unter anderem die Regelung zum Whistleblowing. Hier
sollte nur eine Interimslösung angestrebt werden. Auch andere
Sachverständige verwiesen darauf, dass derzeit auf EU-Ebene der
Entwurf einer Whistleblower-Richtlinie vorliegt. Harte-Bavendamm
erklärte in seiner Stellungnahme, der Entwurf sei im Grundsatz als
sehr gelungen zu bewerten. Er bewege sich - von kleineren Grauzonen
abgesehen - sicher auf dem Boden der Geschäftsgeheimnis-Richtlinie.
Dabei schöpfe er den verbliebenen Gestaltungsspielraum in weitgehend
überzeugender Weise aus. In das Arbeitsrecht greife der Entwurf seiner
Meinung nach nicht ein.

Der Hamburger Fachanwalt für Strafrecht Mayeul Hiéramente befasste
sich in seiner Stellungnahme mit der Fragestellung der Offenlegung von
Geschäftsgeheimnissen durch Unternehmensmitarbeiter und Führungskräfte
in Fällen des sogenannten Whistleblowings. Er betonte, dass sowohl die
Richtlinie als auch der Entwurf den Schutz "rechtswidriger
Geheimnisse" zuließen. Daran sollte festgehalten werden. Es wäre
vorschnell, dem Bestreben von Unternehmen zur internen Aufklärung und
Selbstreinigung pauschal die Legitimität abzusprechen.

Dem widersprach Arne Semsrott von dem gemeinnützigen Verein Open
Knowledge Foundation Deutschland. Zu den "schwerwiegenden
Regelungslücken" des Entwurfs zählte er die Neufassung der Definition
von Geschäftsgeheimnissen. Dadurch sei zu befürchten, dass Unternehmen
erweiterte Möglichkeiten erhalten, illegitim gegen die Aufdeckung von
rechtswidrigen Vorgängen vorzugehen. Anders als bisher könnten auch
rechtswidrige Praktiken Geschäftsgeheimnisse darstellen, kritisierte
Semsrott. Es liege allerdings grundsätzlich im allgemeinen
öffentlichen Interesse, diese offenzulegen.

Korrekturbedarf meldete auch die Generalsekretärin der
Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten
(ARD), Susanne Pfab, an. Es gebe die klare Vorgabe der Richtlinie, die
Medienfreiheit nicht einzuschränken. Der Informationsschutz für
investigative Medien sei daher zwingend notwendig. Deren Arbeit dürfe
nicht erschwert, sondern müsse erleichtert werden. Wie Partsch hält
sie eine Medienschutzklausel für dringend geboten. Die Absicht des
Gesetzes sei nachvollziehbar, sagte Pfab, es schieße jedoch über das
Ziel hinaus.

 * 
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1. Digitalstrategie vorgestellt

2. AfD fordert Prüfung ausländischer Ärzte

3. AfD will weniger Importarzneimittel

4. FDP will neue Bedarfsplanung für Ärzte

5. AfD gegen Einlagensicherungsfonds

6. Armenische Mafia in Deutschland



1. Digitalstrategie vorgestellt

Ausschuss Digitale Agenda/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Über die kürzlich veröffentlichte
Umsetzungsstrategie "Digitalisierung gestalten" gab Dorothee Bär
(CSU), Staatsministerin für Digitalisierung, dem Ausschuss Digitale
Agenda am Mittwochnachmittag Auskunft. In der 21. Sitzung des
Ausschusses unter Vorsitz von Hansjörg Durz (CSU) sagte Bär: "Die
Umsetzungsstrategie liegt als liquid document vor, sodass wir immer
sehen können, was der aktuelle Stand ist." Dies bedeute auch, dass sie
nicht abschließend sei, sondern stetig weiterentwickelt werde. In der
Strategie habe man die fünf Handlungsfelder "Digitale Kompetenz",
"Infrastruktur und Ausstattung", "Innovation und digitale
Transformation", "Gesellschaft im digitalen Wandel" sowie "Moderner
Staat" aus dem Koalitionsvertrag abgeleitet, berichtete Bär.

Zudem gebe es ein politisches monitoring der Strategie und des
Digitalkabinetts, sodass Fortschritte regelmäßig evaluiert würden,
kündigte die Staatsministerin dem Ausschuss an. Das Erarbeiten der
Strategie, alle Ressorts analog zusammenzubringen, sei "ein neuer Weg
im Kanzleramt" gewesen, bei dem sich unterschiedlicher Workshops und
Methoden bedient wurde, sagte Bär.

In ihren Nachfragen interessierte sich die CDU-Fraktion für die
Umsetzung und einen konkreten Zeitrahmen zum Thema e-Government. Die
SPD-Fraktion fragte nach der Einbindung des Ausschusses in die
Umsetzung der Digitalstrategie. Ein Vertreter der AfD begrüßte die
Strategie, kritisierte aber, dass der Breitbandausbau schleife. Ein
Vertreter der FDP-Fraktion kritisierte, dass es sich bei der Strategie
um eine "Zusammenstellung zum Abhaken ohne ein Zusammenspiel" handele
und fragte, ob es ein Konzept gebe, das die einzelnen Projekte
verbinde und einzelne Inhalte priorisiere. Die Fraktion Die Linke
kritisierte, dass eine langfristige Strategie fehle und fragte nach
einem Ausblick auf die kommenden Jahrzehnte hinsichtlich der sozialen
Folgen der Digitalisierung. Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
bemängelte eine Vertreterin, dass es an klaren Prioritäten in der
Strategie und an Vorhaben für mehr Frauen in der Digitalbranche fehle.

 * 

2. AfD fordert Prüfung ausländischer Ärzte

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion fordert ein einheitliches
Prüfverfahren für ausländische Ärzte aus Drittstaaten. Durch fehlende
Fachkenntnisse solcher Mediziner, die in Deutschland arbeiteten,
drohten Gefahren für die Patienten, heißt es in einem Antrag (19/6423)
der Fraktion.

Es müsse sichergestellt sein, dass eine Berufserlaubnis oder
Approbation grundsätzlich erst nach einer dem dritten Staatsexamen des
Medizinstudiums entsprechenden Prüfung erteilt werden. Zudem müssten
die ausländischen Mediziner gute Kenntnisse der deutschen Sprache
nachweisen.

 * 

3. AfD will weniger Importarzneimittel

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion spricht sich dafür aus, weniger auf
Importarzneimitteln zurückzugreifen. Die zur Preisdämpfung eingeführte
Förderung von Importarzneimitteln habe durch andere Einsparinstrumente
ökonomisch nur noch eine geringe Bedeutung, heißt es in einem Antrag
(19/6419) der Fraktion.

Außerdem bringe das bisherige Verfahren vermeidbare Risiken mit sich,
etwa durch Hehlerbanden oder Arzneimittelfälscher.

Die Abgeordneten fordern in dem Antrag, die Verpflichtung des
Apothekers zur Abgabe eines Importarzneimittels aufzuheben, sofern der
Arzt es nicht ausdrücklich verordnet hat.

 * 

4. FDP will neue Bedarfsplanung für Ärzte

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Nach Ansicht der FDP-Fraktion muss die Bedarfsplanung
für niedergelassene Ärzte angepasst werden, damit künftig auch in
ländlichen Regionen genug Haus- und Fachärzte zur Verfügung stehen.
Dazu seien flexible Niederlassungsmöglichkeiten nötig, heißt es in
einem Antrag (19/6417) der Fraktion.

Mit einer kleinteiligeren Bedarfsplanung könne die tatsächliche
Versorgungslage genauer festgestellt werden. Konkret fordern die
Abgeordneten, die Niederlassungssperren in regionale Verantwortung zu
geben.

Die Zulassungsbeschränkungen bei Überversorgung sollten zudem in eine
Kann-Regelung umgewandelt werden, damit bei einem Versorgungsgrad von
mehr als 110 Prozent Zulassungen nicht mehr unmittelbar beschränkt
werden. Die Niederlassungsfreiheit sollte der Regelfall sein. Es
obliege den Landesausschüssen der Ärzte und Krankenkassen, bei einer
festgestellten Überversorgung die Zulassungen zu beschränken.

Für ländliche und strukturschwache Gebiete sollte im Einheitlichen
Bewertungsmaßstab (EBM) ein Strukturzuschlag eingeführt werden.

 * 

5. AfD gegen Einlagensicherungsfonds

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung soll dem Einheitlichen
Europäischen Einlagensicherungsfonds (EDIS), der die dritte Säule der
EU-Bankenunion bilden soll, nicht zustimmen. Dies verlangt die
AfD-Fraktion in einem Antrag (19/6418). Auch der Letztabsicherung für
den Einheitlichen Bankenabwicklungsfonds soll die Regierung nicht
zustimmen. Wie die Abgeordneten unter Berufung auf wissenschaftliche
Angaben schreiben, wären allein für die Abwicklung eines Instituts wie
der Deutschen Bank ab 500 Milliarden Euro aufwärts erforderlich.
Dieser Betrag wäre von allen Intuitionen zusammen vermutlich "nur
unter gewaltigen Kraftakten" aufzubringen.

Ferner soll der Europäischen Zentralbank (EZB) die Bankenaufsicht
entzogen werden. Die Aufsichtsfunktion solle wieder in nationale Hände
übergehen, verlangt die AfD-Fraktion. Begründet wird dies mit den
geschäftlichen Beziehungen der EZB zu Bankenbranche. "Eine
Aufsichtsinstitution sollte jedoch gegenüber den zu Beaufsichtigenden
neutral und unbefangen sein", heißt es in dem Antrag, in dem dazu
aufgerufen wird, "rote Linien zu ziehen".

Außerdem soll Deutschland im EZB-Rat einen Stimmrechtsanteil gemäß
seinem Haftungsanteil erhalten, was nach Angaben der Fraktion 27
Prozent an den Stimmrechten entsprechen würde. Derzeit habe
Deutschland nur einen Anteil von einem Neunzehntel (circa 5,6
Prozent). Die Forderung soll notfalls mit Drohung der
Vertragskündigung durchgesetzt werden. Zudem soll die regulatorische
Bevorzugung von Staatsanleihen beendet werden.

Wie die Abgeordneten in dem Antrag schreiben, werden durch die
Aufkäufe von Anleihen im Volumen von rund drei Billionen Euro durch
die EZB die Marktpreise der entsprechenden Staatsanleihen und privaten
Wertpapiere durch das Eurosystem faktisch garantiert. "Die EZB schützt
damit das Eigenkapital der Banken beziehungsweise - aus ,worst
case'-Perspektive - kauft den Banken diese ,faulen Papiere' ab, bevor
der aufgrund seiner Fehlkonstruktion über kurz oder lang nicht
abwendbare Kollaps des Eurosystems - wahrscheinlich ausgehend von den
fiskalischen Problemen Frankreichs und Italiens - die Banken mit
verheerenden Verlusten konfrontiert. Zugespitzt lässt sich die EZB
beziehungsweise das Eurosystem als eine Art ,GroßBadbank' ansehen, die
dafür vorgesehen ist, dem europäischen Bankensystem als Ganzem das
systemische Risiko des Eurosystems bis zu einem gewissen Grade
abzunehmen", erläutert die AfD-Fraktion.

 * 

6. Armenische Mafia in Deutschland

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um "Aktivitäten und Strukturen der ,armenischen
Mafia' in Deutschland" geht es in einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/6349). Darin erkundigt sich die Fraktion danach, ob
die Bundesregierung die Existenz einer "armenischen Mafia" bestätigen
kann. Auch fragt sie nach den Erkenntnissen der Bundesregierung "in
Hinblick auf Verbindungen zwischen der armenischen und der
italienischen Mafia". Ferner möchten die Abgeordneten unter anderem
wissen, welche Verbindungen zwischen der "armenischen Mafia" in
Deutschland und Armenien der Bundesregierung bekannt sind.

 * 
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1. Mehr tun für Familienplanung in Afrika

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Anhörung

Berlin: (hib/JOH) Angesichts des massiven Bevölkerungswachstums in
Subsahara-Afrika haben sich Experten am Mittwochmittag in einer
öffentlichen Anhörung des Entwicklungsausschusses für ein größeres
Engagement Deutschlands bei der Stärkung der sexuellen und
reproduktiven Gesundheit und der Rechte von Frauen und Mädchen
ausgesprochen. "Deutschland als wichtiger und angesehener Akteur in
der Entwicklungspolitik sollte das Thema voranbringen", urteilte Sonja
Birnbaum von Plan International Deutschland. Wenn Mädchen und junge
Frauen in Ländern mit hohen Geburtenraten die Selbstbestimmheit und
die Mittel hätten, gemäß der eigenen Wünsche und Vorstellungen über
Familienplanung zu entscheiden, würden sie weniger Kinder bekommen.

Dorothee Klüppel vom Bischöflichen Hilfswerk Misereror betonte den
engen Zusammenhang zwischen Bildung und Geschlechterrollen. "Je länger
die Mädchen in der Schule sind, desto später bekommen sie Kinder. Und
sie bekommen weniger." Wenn man die Situation von Frauen verbessern
wolle, sei es aber auch wichtig, Jungen und Männer einzubeziehen,
ergänzte sie.

Nadine Krysostan vom Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen (UNFPA)
verwies beispielhaft auf die 2008 in Niger initiierten
"Ehemann-Schulen" ("Husbands' school"), die große Fortschritte mit
Blick auf die reproduktive Gesundheit von Frauen gebracht hätten. Die
Frauen würden nun häufiger zu Vorsorgeuntersuchungen gehen und ihre
Kinder öfter in Krankenhäusern statt zu Hause bekommen. Auch sei die
Akzeptanz von Verhütungsmitteln gestiegen.

Gisela Schneider von "Brot für die Welt" betonte die Bedeutung von
Zivilgesellschaft und religiösen Führern bei der Umsetzung von
Familienplanungsprogrammen. So könnten lokale "Community Workers" in
ganz besonderer Weise Einfluss auf die Menschen nehmen, weil sie
Kultur und Sprache kennen würden. Auch Pastoren, Priester oder Imame
seien extrem wichtig, um mit den Menschen ins Gespräch zu kommen.

Katrin Erlingsen von der Deutschen Stiftung Weltbevölkerung (DSW) warb
für eine frühe und umfassende Sexualaufklärung von Kindern und
Jugendlichen und bedauerte, dass das vom Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) initiierte
Regionalvorhaben zur Verbesserung von sexueller und reproduktiver
Gesundheit und HIV-Prävention unter jungen Menschen im östlichen und
südlichen Afrika im Januar 2019 auslaufen wird. Sie appellierte an die
Bundesregierung, innovative Ansätze im Bereich der Sexualaufklärung
weiterzuführen und auf weitere Regionen auszuweiten.

Besorgt zeigte sich Erlingsen über mögliche Auswirkungen der 2017
durch die US-Regierung reaktivierte so genannte Global Gag Rule. Der
Richtlinie zufolge bekommen ausländische Nichtregierungsorganisationen
(NGOs), die zum Thema Schwangerschaftsabbruch beraten, Abtreibungen
anbieten oder sich für deren Legalisierung einsetzen, keine
US-amerikanischen Entwicklungsgelder mehr. Dies gelte auch für die
Finanzierung von Angeboten, die nichts mit Abtreibungen zu tun hätten,
erklärte Katrin Erlingsen von der DSW. Ihrer Ansicht nach würden
dadurch schon jetzt zivilgesellschaftliche Netzwerke "erheblich
geschädigt".

Frank Strelow, Vize-Präsident des Global HealthCare Programs der Bayer
AG, sprach von einer "Neuordnung der Geberlandschaft durch die
US-Politik" und warnte vor "bestehenden und zu erwartenden
Finanzierungslücken im dreistelligen Millionenbereich". Er betonte
außerdem, dass die Zahl der Frauen in Subsahara-Afrika, die
Verhütungsmittel benutzten, stetig ansteige. Um dem wachsenden Bedarf
gerecht zu werden, gelte es, die Mittel für die internationalen
Familienplanungsprogramme deutlich zu erhöhen.

Sabine Baunach von der Kinderrechtsorganisation "Save the Children"
betonte, nur mit dem Zugang zu qualitativ hochwertiger und bezahlbarer
Basisgesundheitsversorgung könnte vermeidbare Mütter-, Neugeborenen-
und Kindersterblichkeit beendet werden. Die Regierungen müssten dafür
die Gesundheitssysteme stärken und entsprechende finanzielle Ressoucen
mobilisieren. Die globale Finanzierungslücke betrage jedoch
schätzungsweise 33 Milliarden US-Dollar jährlich.

 * 

2. FDP: Mehr Auskunftpflichten für Regierung

Auswärtiges/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/AHE) Die FDP-Fraktion dringt auf mehr
Auskunftverpflichtungen der Bundesregierung gegenüber dem Bundestag.
"Für einen vitalen Parlamentarismus ist zunehmend erforderlich, dass
die Regierung das Parlament aktiv und frühzeitig über die Lage
innerhalb der europäischen und internationalen Gremien aufklärt und
dem Parlament auf diese Weise auch die Möglichkeit einräumt, die
Verhandlungslinie Deutschlands mitzuprägen", schreiben die
Abgeordneten in der Begründung eines Entwurfs zu einem "Gesetz zur
Sicherung der Gewaltenteilung bei internationalen
Entscheidungsprozessen" (19/6399). Die Bundesregierung müsse die
Positionen, die sie vertrete, erklären und zur Diskussion stellen, sie
dürfe den Bundestag nicht vor vollendete Tatsachen stellen. "Sonst
droht im Rahmen der Internationalisierung der Politik eine Umgehung
der Aufsichtsfunktion des Parlaments."

Nach den Vorstellungen der Liberalen sollen künftig bei Treffen des
Europäischen Rates, der G7- und G20-Staaten sowie der Nato- und
OSZE-Staaten sowie bei Sitzungen der UN-Generalversammlung auf Ebene
der Staats- und Regierungschefs jeweils eine Vor- und eine
Nachbereitungsdebatte im Bundestag stattfinden. "Der Bundeskanzler
soll verpflichtet werden, vor jedem dieser Treffen im Deutschen
Bundestag eine Regierungserklärung über Lage, Themen und Ziele der
Bundesregierung bei diesen Treffen abzugeben." In
Nachbereitungsdebatten sollen Fraktionen und auf Verlangen von 25
Prozent der Mitglieder des Deutschen Bundestages das Recht haben, eine
Debatte mit dem Bundeskanzler oder der Bundeskanzlerin "dazu zu
führen, inwieweit sich die Ergebnisse eines Gipfels mit den
Erläuterungen aus der Vorbereitungsdebatte in Einklang bringen
lassen".

 * 

3. FDP für Überprüfung von Meister-Regelung

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung auf,
die Folgen der abgeschafften Meisterpflicht in zahlreichen
Handwerksberufen zu überprüfen. Das Handwerk kritisiere, dass die
Abschaffung der Meisterpflicht in diesen Berufen keinen messbaren
Beitrag geleistet habe, um mehr und qualifizierte Fachkräfte
heranzubilden, begründen die Abgeordneten ihren Antrag (19/6415). Nach
einer Evaluation solle bis zur Wahl zum Europäischen Parlament im Mai
2019 ein entsprechender Gesetzentwurf vorgelegt werden, "der in seiner
Ausrichtung Ausgangspunkt ist für weitere Initiativen zur Verbreitung
des bewährten Modells der handwerklichen Aufstiegsfortbildung und des
Meisterbriefs in einem Europäischen Bildungsraum gemäß des
,Kopenhagen-Prozesses' für die verstärkte europäische Zusammenarbeit
in der beruflichen Aus- und Weiterbildung". Für bereits bestehende
Betriebe, für die nach derzeitiger Gesetzeslage kein Meisterabschluss
notwendig ist, solle es Bestandsschutz geben, heißt es in dem Antrag
weiter.

 * 

4. Italien muss 224,6 Milliarden refinanzieren

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Euroland Italien muss von Januar bis September
2019 rund 224,6 Milliarden Euro Staatsschulden durch Herausgabe von
neuen Staatsanleihen refinanzieren. Wie aus der Antwort der
Bundesregierung (19/6079) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/5767) weiter hervorgeht, stehen allein im ersten Quartal des
nächsten Jahres kurzfristige Anleihen mit einem Volumen von 39,2
Milliarden Euro zur Refinanzierung an. Bei mittel- und langfristigen
Anleihen sind es 47,6 Milliarden Euro in diesem Zeitraum.

Die durchschnittliche Verzinsung von öffentlichen Schulden wird für
Deutschland für das Jahr 2018 mit 1,5 Prozent angegeben. In Italien
rechne die EU-Kommission mit einer durchschnittlichen Verzinsung von
rund 2,9 Prozent. Während die Rendite deutscher Staatsanleihen mit
zehnjähriger Laufzeit 0,4 Prozent betrage, würden italienische
Staatsanleihen mit dieser Laufzeit mit 3,6 Prozent rentieren. Der
öffentliche Schuldenstand Italiens erhöhte sich seit 2013 von 2,07
Billionen Euro auf 2,26 Billionen Euro (Ende 2017). Im Verhältnis zum
Bruttoinlandsprodukt stieg der Schuldenstand in diesem Zeitraum von
129 auf 131,2 Prozent.

Die Bundesregierung erklärt in der Antwort, sie beurteile "die
Einhaltung der Vorgaben des Stabilitäts- und Wachstumspakts als
zentral für die Glaubwürdigkeit des Paktes und die Gewährleistung der
Stabilität der Eurozone". Der Rat der Finanzminister (ECOFIN) habe in
seinen Empfehlungen vom Juli 2018 besonderen Handlungsbedarf für
Italien gesehen, da von dessen erheblichen gesamtstaatlichen
Schuldenstand "Risiken von grenzüberschreitender Bedeutung" ausgehen.
Die Bundesregierung will die Schuldentragfähigkeit Italiens nicht
bewerten.

 * 

5. Neue Technologien am Finanzmarkt

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie viele Finanzinstitute in Deutschland und Europa
einen "Chief Digital Officer" haben, will die FDP-Fraktion in einer
kleinen Anfrage (19/6207) erfahren. Außerdem soll die Bundesregierung
angeben, warum bei neuen Finanzprodukten nur Einzelerlaubnisse erteilt
werden und welche Hindernisse für die Schaffung einheitlicher
Standards bestehen.

 * 

6. Nachfragen zum Antidepressivum Zoloft

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Fraktion Die Linke richtet sich mit einer Kleinen
Anfrage (19/6345) zur Zulassung des Antidepressivums Zoloft erneut an
die Bundesregierung. Es gehe um den Verdacht, dass die Risiken des
Mittels im Zulassungsverfahren möglicherweise verschleiert worden
seien. Die Abgeordneten wollen nun mehr erfahren über das damalige
Prüfungs- und Zulassungsverfahren.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 982

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 14.51 Uhr

1. Hilfen für strukturschwache Gegenden

2. Antrag zu Berlin-Umzug abgelehnt

3. Fachgespräch zu Share Deals

4. Grünes Licht für Gute-Kita-Gesetz

5. Keine Neuverhandlung beim Brexit



1. Hilfen für strukturschwache Gegenden

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Angesichts schrumpfender EU-Mittel für
strukturschwache Regionen in Deutschland hat der Wirtschaftsausschuss
über einen unkomplizierteren Zugang zu Fördergeldern diskutiert.
Vertreter der Koalitionsfraktionen aus CDU, CSU und SPD sprachen sich
dabei für einen Abbau von bürokratischen Hemmnissen aus. Derzeit gebe
es viele Akteure, die auf EU-Mittel verzichteten, weil ihnen das
Prozedere zu lange dauere, sagte eine CDU-Abgeordnete bei der Sitzung
am Mittwoch. Die SPD-Fraktion verwies auf den Vorschlag einer Art
Spange, die verschiedene Programme und Aktivitäten bündelt und für
mehr Transparenz sowie einen niedrigschwelligen Zugang zu Förderungen
sorgen sollen. Von Ministeriumsseite hieß es, es werde an einer
Justierung von Förderkriterien gearbeitet. So sollten etwa der
Bruttoarbeitslohn, die Erwerbsfähigkeitsprognose und weitere
demographische Faktoren eine Rolle spielen.

Grundlage der Aussprache war der als Unterrichtung vorgelegte
"Fortschrittsbericht der Bundesregierung zur Weiterentwicklung eines
gesamtdeutschen Fördersystems für strukturschwache Regionen ab 2020"
(18/13590). Darin erklärt die Bundesregierung, dass strukturschwache
Regionen möglichst erfahren können sollen, welche Förderprogramme mit
welcher Ausstattung und entsprechenden Konditionen für sie in Frage
kommen. Die Ausgangslage beurteilten die Abgeordneten unterschiedlich;
während Vertreter der Koalitionsfraktionen Fortschritte beim
Angleichen der Lebensverhältnisse sahen, kritisierte ein
AfD-Abgeordneter, es sei gar nichts erreicht worden. Er schlug vor,
Sonderwirtschaftszonen einzurichten, auch um wieder mehr Menschen in
ökonomisch und strukturell schwache Gebiete zu bekommen.

Die FDP-Fraktion sah einen stockenden Angleichungsprozess. Maßnahmen
wie das gezielte Ansiedeln von Bundesbehörden bewertete ein
Abgeordneter kritisch. Er brachte statt dessen eine Förderung
universitärer Strukturen ins Gespräch. Die Linksfraktion warf eine
Reihe von Fragen auf, beispielsweise die nach einem Fortschritt bei
der Breitbandversorgung. Von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hieß
es, der Fortschritt sei noch nicht ausreichend. Eine Abgeordnete
erkundigte sich danach, was mit den nicht abgerufenen Mitteln
geschehe.

In der Unterrichtung ist vom Ziel die Rede, Eckpunkte wie etwa eine
effiziente Erfolgskontrolle der Maßnahmen bis 2019 abzuschließen. Dann
endet der Solidarpakt II, ab 2020 beginnt eine neue Förderperiode, für
die die betroffenen Regionen planen können sollten. Der Ausschuss nahm
die Drucksache zur Kenntnis.

 * 

2. Antrag zu Berlin-Umzug abgelehnt

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Der Bauausschuss hat die Forderung der Fraktion Die
Linke nach einem Komplettumzug der Bundesregierung nach Berlin
abgelehnt. Es sprächen zwar Argumente für ein Ende der Teilung
zwischen Bonn und Berlin, allerdings solle dieser Prozess im Dialog
mit den Betroffenen geführt werden, sagte ein CDU-Abgeordneter bei der
Sitzung am Mittwoch. Die SPD-Fraktion stellte die Sinnhaftigkeit eines
vollständigen Umzugs nach Berlin in Frage. Er glaube nicht, dass man
dadurch einer Einheit näher käme, sagte ein Abgeordneter.

Die AfD-Fraktion erklärte, die Zielrichtung des Antrags sei richtig,
das Thema solle aber langsamer angegangen werden. Die FDP-Fraktion
forderte, zunächst die bisherigen Entwicklungen zu evaluieren, auch
etwa mit Blick auf die Forschungslandschaft. Von den Grünen hieß es,
die Diskussion solle angestoßen werden, allerdings ebenfalls eher mit
dem Ziel eines langfristigen Szenarios.

Die Linksfraktion begründete den Antrag (19/4562) mit den Reisekosten
für Dienstwege zwischen Bonn und Berlin. Die Abgeordneten
argumentierten zudem mit den schädlichen Auswirkungen auf die Umwelt.
Der Ausschuss lehnte den Antrag mit den Stimmen von CDU, CSU, SPD und
FDP ab, AfD und Grüne enthielten sich.

 * 

3. Fachgespräch zu Share Deals

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Der Bauauschuss will sich bei einem öffentlichen
Fachgespräch über Hintergründe und Auswirkungen von Share Deals bei
Immobiliengeschäften informieren. Wie der Ausschuss in seiner Sitzung
am Mittwoch beschloss, wird das Gespräch für den 13. Februar 2019
anberaumt. Share Deals bewirken eine Grunderwerbsteuerbefreiung beim
Kauf von Unternehmensanteilen, in denen Grundstücke enthalten sind.
Nach Ansicht von Kritikern befeuern sie die Spekulation mit
Immobilien.

 * 

4. Grünes Licht für Gute-Kita-Gesetz

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Der Familienausschuss hat den Weg frei gemacht für
die Verabschiedung des sogenannten Gute-Kita-Gesetzes. Mit den Stimmen
von CDU/CSU und SPD billigte der Ausschuss den Gesetzentwurf der
Bundesregierung "zur Weiterentwicklung der Qualität und zur Teilhabe
in der Kindertagesbetreuung" (19/4947) in der durch den Ausschuss
geänderten Fassung gegen das Votum der Oppositionsfraktionen. Der
Bundestag wird voraussichtlich am Freitag abschließend in zweiter und
dritter Lesung über die Gesetzesvorlage entscheiden. Anschließend muss
noch der Bundesrat zustimmen.

Das Gesetz sieht Investitionen des Bundes in Höhe von 5,5 Milliarden
Euro in den qualitativen Ausbau der Kita-Betreuung bis 2022 vor, die
den Bundesländern über Umsatzsteuerpunkte zur Verfügung gestellt
werden sollen. Zudem sollen soziale Staffelungen der Elternbeiträge
finanziert beziehungsweise einkommensschwache Familien ganz von der
Kita-Gebühr befreit werden können. Damit die zur Verfügung gestellten
Mittel zielgenau eingesetzt werden, sollen die Länder mit dem Bund
individuelle Verträge über die Ziele und Maßnahmen zur Steigerung der
Qualität der Kita-Betreuung abschließen. Finanziert werden können
zudem Maßnahmen zur Gewinnung, Qualifizierung und Weiterbildung von
Fachkräften, zur Verbesserung der Kind-Betreuer-Relation, zur
Inklusion von Kindern mit Behinderungen und zur kindgerechten
Gestaltung von Innen- und Außenflächen von Kindertageseinrichtungen.

Mit dem vom Familienausschuss angenommen Änderungsantrag der
Koalitionsfraktionen wurde zudem festgelegt, dass Maßnahmen zum Schutz
von Kindern vor sexualisierter Gewalt, Misshandlung und
Vernachlässigung ebenfalls mit den Mitteln des Bundes finanziert
werden können. Gelockert wurden hingegen Auflagen des Bundes an die
Länder bei der sozialen Staffelung der Kita-Gebühren.

Die Unionsfraktion räumte in der Sitzung des Familienausschusses ein,
dass sie sich strengere Auflagen an die Länder im Gesetz bei der
Verwendung der Gelder gewünscht hätte. Allerdings sei die Situation in
den Ländern eben sehr unterschiedlich. Sie könnten letztlich am besten
entscheiden, wo die Gelder eingesetzt werden. Man hoffe jedoch, dass
die Gelder von den Ländern auch wirklich zur Verbesserung der
Kita-Betreuung eingesetzt werden.

Die SPD wies darauf hin, dass die Länder strengere Auflagen bei der
Verwendung der Gelder im Bundesrat nicht akzeptiert hätten. Zudem
setzte der von Bundesfamilienministerin Franziska Giffey (SPD)
vorgelegte Gesetzesentwurf die Ergebnisse der Verhandlungen zwischen
Bund und Ländern über die Qualität der Kita-Betreuung um.

Bei den Oppositionsfraktionen stieß das Gesetz aus unterschiedlichen
Gründen aus Ablehnung. Sie verwiesen darauf, dass neun von zehn
Sachverständigen das Gesetz in der öffentlichen Anhörung des
Ausschusses abgelehnt hätten. Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke
monierten übereinstimmend, dass im Gesetz bundeseinheitliche und
verpflichtende Qualitätsstandards fehlen und die Finanzierung über
2022 nicht gesichert ist. Einen entsprechenden Antrag der Grünen
(19/5078) lehnte der Ausschuss mit den Stimmen der
Koalitionsfraktionen ab. Die Linke kritisierte, mit dem Gesetz würden
Qualität und Beitragsfreiheit gegeneinander ausgespielt. Um beides zu
gewährleisten, müssten mindestens zehn Milliarden Euro investiert
werden. Auch die FDP plädierte für verbindliche Qualitätsstandards und
bemängelte ein unzureichendes Monitoring der durch den Bund
finanzierten Maßnahmen in den Ländern.

Die AfD kritisierte, dass der Bund nicht die Gesetzgebungskompetenz
habe, um Maßnahmen zur geschlechtsneutralen Erziehung in Kitas zu
fördern. Ebenso sei der Abschluss von Staatsverträgen zwischen Bund
und Ländern über einzelne Maßnahmen zur Steigerung der Kita-Qualität
nicht mit dem Grundgesetz vereinbar. Die AfD berief sich dabei auf die
Ausführungen des Verfassungsrechtlers Gregor Kirchhof in der
öffentlichen Anhörung des Ausschusses über die Gesetzesvorlage.

 * 

5. Keine Neuverhandlung beim Brexit

Europa/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD setzen
sich für einen geordneten Brexit ein und dringen darauf, den
EU-Austritt des Vereinigten Königreichs so zu gestalten, dass der
wechselseitige Schaden möglichst gering ausfällt. In einem Antrag
(19/6412), der am Donnerstag auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht, schließen die Abgeordneten Nachverhandlungen
zu dem von Großbritannien und der EU ausgehandelten Austrittsabkommen
aus: "Als trügerisch wird sich jede Hoffnung herausstellen müssen,
dass eine Ablehnung des Abkommens zu dessen Neuverhandlung führen
könnte." Es müsse allen klar sein, dass das fein ausbalancierte
Gesamtpaket nicht wieder aufgeschnürt werden kann. "Denn der
Zusammenhalt der EU und die Integrität des Binnenmarktes werden auch
künftig zentrale Anliegen der Union der 27 sein."

Als Eckpfeiler des Brexit-Abkommens nennen die Abgeordneten neben
einer Regelung zur Wahrung des Friedens auf der irischen Insel den
Schutz der EU-Bürgerinnen und Bürger, die im Vereinigten Königreich
leben, die Erfüllung der bereits eingegangenen finanziellen
Verpflichtungen des Landes gegenüber der EU, die Vereinbarung einer
Übergangsphase bis voraussichtlich Ende 2020 sowie die zentrale Rolle
des Europäischen Gerichtshofs bei der Überwachung und Durchsetzung des
Abkommens als letztinstanzliche Institution für EU-Recht.

Mit Blick auf die künftigen Beziehungen zwischen EU und dem
Vereinigten Königreich legen Union und SPD wert auf eine möglichst
enge Partnerschaft, "obwohl das Land nach dem Austritt zum Drittstaat
wird und die künftigen Beziehungen hinter der Qualität einer
EU-Mitgliedschaft zurückbleiben werden". Hervorgehoben werden im
Antrag unter anderem die Kooperation bei Forschung, im
Bildungsaustausch und bei der Jugendförderung sowie die
Handelsbeziehungen, die in Form eines Freihandelsabkommens
ausgestaltet werden sollen. Sichergestellt werden soll zudem die
Einhaltung gleicher Rahmenbedingungen und "fairer
Wettbewerbsbedingungen (insbesondere in den Bereichen Steuern,
Regulierung, Arbeitnehmer- und Umwelt- und Klimaschutz, soziale
Sicherheit)". Außerdem bekunden die Abgeordneten das Interesse der EU
an einer engen Partnerschaft mit dem Königreich in außen-,
sicherheits- und verteidigungspolitischen Fragen.

"Nach einer erfolgreichen Ratifizierung des Austrittsabkommens muss
der Blick nach vorne gerichtet werden", heißt es im Antrag weiter. Das
Ziel sei eine enge und vertrauensvolle künftige Partnerschaft. "Da
diese ein Verhältnis anderer Qualität sein wird, als es durch die
fortgeführte Mitgliedschaft des Vereinigten Königreichs in der EU
gewährleistet wäre, muss die Tür zur Europäischen Union für das
Vereinigte Königreich auch in Zukunft offengehalten werden."

 * 
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BUNDESTAG/7829: Heute im Bundestag Nr. 981 - 12.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 981

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 14.06 Uhr

1. Novelle zu Angaben im Geburtenregister

2. Förderung von Digital-Investitionen

3. FDP will schnelleren Glasfaserausbau



1. Novelle zu Angaben im Geburtenregister

Inneres und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Bei der Beurkundung der Geburt eines Neugeborenen
soll künftig neben den Angaben "weiblich" und "männlich" oder der
"Eintragung des Personenstandsfalls ohne eine solche Angabe" auch die
Bezeichnung "divers" gewählt werden können, wenn das Kind weder dem
weiblichen noch dem männlichen Geschlecht zugeordnet werden kann. Dies
geht aus einem Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/4669) zur
Änderung des Personenstandsgesetzes hervor, dem der Innenausschuss am
Mittwoch mit Koalitionsmehrheit zugestimmt hat. Gegen die Vorlage, die
am Donnerstag zur abschließenden Beratung auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht, votierten die AfD-Fraktion und die Fraktion
Die Linke, während die FDP-Fraktion und die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen sich enthielten.

Danach soll zugleich Betroffenen in Fällen, in denen auch die weitere
Geschlechtsentwicklung nicht zu einer Zuordnung zum weiblichen oder
männlichen Geschlecht führt oder in denen die Zuordnung nach der
Geburt unrichtig erfolgte, ermöglicht werden, durch Erklärung
gegenüber dem Standesamt die Zuordnung im Geburtseintrag ändern zu
lassen und - soweit gewollt - neue Vornamen zu wählen.

Dass eine "Variante der Geschlechtsentwicklung" vorliegt, ist dem
Gesetzentwurf zufolge durch Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung
nachzuweisen. Mit den Stimmen der CDU/CSU- und der SPD-Fraktion nahm
der Ausschuss einen Änderungsantrag der Koalition an, wonach dies
nicht für Personen gelten soll, "die über keine ärztliche
Bescheinigung einer erfolgten medizinischen Behandlung verfügen und
bei denen das Vorliegen der Variante der Geschlechtsentwicklung wegen
der Behandlung nicht mehr oder nur durch eine unzumutbare Untersuchung
nachgewiesen werden kann, sofern sie dies an Eides statt versichern".

Gegen die Stimmen der AfD-Fraktion nahm der Ausschuss zudem eine
weitere Passage des Änderungsantrags der Koalition an. Damit soll
klargestellt werden, dass auch zum Zeitpunkt der Geburt eines Kindes,
das eine Variante der Geschlechtsentwicklung aufweist, keine
Beschränkung auf die Angabe "divers" oder die Beurkundung des
Personenstandsfalls ohne eine Geschlechtsangabe besteht, sondern auch
die Angabe "weiblich" oder "männlich" eingetragen werden kann.

Wie die Bundesregierung in der Begründung des Gesetzentwurf ausführt,
hat das Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung vom 10.
Oktober 2017 (1 BvR 2019/16) festgestellt, dass das allgemeine
Persönlichkeitsrecht auch die geschlechtliche Identität derjenigen
schützt, die sich dauerhaft weder dem männlichen noch dem weiblichen
Geschlecht zuordnen lassen. Dieser Personenkreis sei auch vor
Diskriminierungen wegen des Geschlechts geschützt und werde in beiden
Grundrechten verletzt, "wenn das Personenstandsrecht dazu zwingt, das
Geschlecht zu registrieren, aber keinen anderen positiven
Geschlechtseintrag als ,weiblich' oder ,männlich' zulässt".

Der Gesetzentwurf soll daher "die vom Bundesverfassungsgericht für das
Personenstandsrecht geforderte Möglichkeit für Personen mit Varianten
der Geschlechtsentwicklung" schaffen, einen anderen positiven
Geschlechtseintrag zu wählen. Die Wahl des Begriffs "divers"
entspricht laut Bundesregierung "dem Wunsch der Betroffenen, der in
der Länder- und Verbändebeteiligung zum Ausdruck gekommen ist". Unter
"Varianten der Geschlechtsentwicklung" werden der Vorlage zufolge nach
der aktuellen medizinischen Terminologie "Diagnosen zusammengefasst,
bei denen die Geschlechtschromosomen, das Genitale oder die Gonaden
inkongruent sind".

Mit den Stimmen von CDU/CSU, SPD, AfD und FDP lehnte der Ausschuss am
Mittwoch zugleich einen Antrag der Fraktion Die Linke (19/4828) ab.
Danach soll die Bundesregierung einen Gesetzentwurf vorlegen, mit dem
das Transsexuellengesetz aufgehoben und das Personenstandsgesetz
erweitert wird. Das Personenstandsrecht soll dem Antrag zufolge so
geändert werden, "dass alle Menschen ohne gravierende Hürden ihren
Personenstand und/oder Vornamen frei wählen dürfen". Eine "neue
Gutachten- oder Attestpflicht" soll laut Antrag im
Personenstandsgesetz nicht eingeführt werden.

In der Ausschusssitzung wertete die CDU/CSU-Fraktion die Bezeichnung
"divers" als Kompromisslösung. Sie betonte zugleich die Notwendigkeit
einer validen Registrierung, für die man objektiv prüfbare Belege
brauche. Ferner verwies sie darauf, dass die Koalition sich einig sei,
eine Reform des Transsexuellengesetzes angehen zu wollen.

Die SPD-Fraktion sah die Notwendigkeit eines ärztlichen Attests als
nicht verhältnismäßig an, nannte den mit dem Änderungsantrag
vorgelegten Kompromiss indessen eine gangbare Lösung. Sie unterstrich
zugleich ihren Willen, das Transsexuellengesetz zu reformieren.

Die AfD-Fraktion plädierte dafür, die Bezeichnung "divers" durch den
Begriff "inter" zu ersetzen, Zudem sprach sie sich dafür aus, dass das
Vorliegen einer Variante der Geschlechtsentwicklung mit einem
amtsärztlichen Gutachten nachzuweisen ist.

Die FDP-Fraktion wandte sich gegen die von der Koalition vorgelegte
Regelung zum Nachweis, dass eine Variante der Geschlechtsentwicklung
vorliegt. Mit Blick auf die vorgesehene eidesstattlichen Erklärung
sprach sie von einer Zumutung für die Betroffenen.

Die Fraktion Die Linke kritisierte, der Gesetzentwurf werde dem
sexuellen Selbstbestimmungsrecht der Betroffenen nicht gerecht. Ein
Gutachten einzufordern, sei nicht im Sinne der Betroffenen.

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen bemängelte, dass der Gesetzentwurf
nicht den Auftrag des Bundesverfassungsgerichts erfülle und der
Geschlechtseintrag nicht selbstbestimmt erfolge.

Ein Vertreter der Bundesregierung verwies darauf, dass fast alle
Betroffenen eine ärztliche Bescheinigung, mit der das Vorliegen einer
Variante der Geschlechtsentwicklung nachgewiesen werden könne,
vorrätig hätten.

 * 

2. Förderung von Digital-Investitionen

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Alle Fraktionen im Finanzausschuss sind sich einig,
dass die digitale Transformation stärker gefördert werden soll. Ein
Antrag der FDP-Fraktion (19/959) für eine verbesserte Abschreibung für
digitale Wirtschaftsgüter fand in der vom stellvertretenden
Ausschussvorsitzenden Albrecht Glaser (AfD) geleiteten Sitzung am
Mittwoch dennoch keine Mehrheit. Die Koalitionsfraktionen von CDU/CSU
und SPD lehnten den Antrag ebenso ab wie die Linksfraktion, während
sich die Fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen und AfD der Stimme
enthielten. Nur die FDP-Fraktion votierte für den Antrag.

Die FDP-Fraktion erhofft sich einen steuerlichen Innovationsschub für
die digitale Transformation von Unternehmen. Die Unternehmen hätten
erkannt, dass die Digitalisierung von Geschäftsmodellen und
Geschäftsprozessen Treiber von Innovation und Wachstum seien. Die
Bundesregierung solle sich daher gemeinsam mit den Ländern für eine
Überarbeitung der Abschreibungsvorschriften einsetzen, wird von der
FDP-Fraktion gefordert. Für digitale Innovationsgüter beziehungsweise
für Wirtschaftsgüter, die der digitalen Transformation dienen, fordert
die FDP-Fraktion eine einheitliche, maximale Nutzungsdauer von drei
Jahren. Auch bei Aufwendungen zur Einführung betriebswirtschaftlicher
Softwaresysteme und bei Anschaffung betrieblich genutzter Software
soll eine einheitliche Nutzungsdauer von drei Jahren gelten. Außerdem
soll die Möglichkeit der Sofortabschreibung geringwertiger
Wirtschaftsgüter auch auf digitale Innovationsgüter ausgeweitet
werden.

Die CDU/CSU-Fraktion erklärte, im Ziel, digitale Informationen zu
unterstützen, sei man sich einig. Allerdings würden in dem Antrag zu
viele unbestimmte Begriffe verwendet. Die SPD-Fraktion verwies auf den
Koalitionsvertrag, der einen Prüfauftrag für digitale
Investitionsförderung enthalte. Der FDP-Antrag sei nicht hinreichend
spezifiziert, so die Kritik der Sozialdemokraten. Auch die
AfD-Fraktion begrüßte die Entlastung vor allem des Mittelstands, hielt
den Antrag aber für "unspezifisch und ungenau". Die FDP-Fraktion
verteidigte den Antrag in der Aussprache mit dem Hinweis auf veraltete
steuerliche Regelungen. Die Abschreibungstabellen würden noch aus den
1980-er Jahren stammen, "da hatte mein Telefon noch eine Schnur", so
ein Sprecher der FDP-Fraktion. Die Fraktion Die Linke zeigte sich
grundsätzlich offen für eine Debatte über Abschreibungen. In dem
Antrag der FDP-Fraktion vermisse man aber die Zielgenauigkeit.
Sympathie für die Initiative zeigte auch die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen.

 * 

3. FDP will schnelleren Glasfaserausbau

Verkehr und digitale Infrastruktur/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HAU) "Digitalisierung im 21. Jahrhundert - Digitale
Infrastruktur im Glasfaserausbau" hat die FDP-Fraktion einen Antrag
(19/6398) betitelt, der am Donnerstag durch den Bundestag beraten
werden soll. Die Liberalen fordern darin die Bundesregierung unter
anderem auf, die Attraktivität des Glasfaserausbaus in ländlichen
Regionen zu erhöhen, indem der Ausbau von Regionen mit Förderbedarf
beim Glasfaserausbau gebündelt in Regions-Clustern ausgeschrieben
wird. Im Interesse eines schnelleren Ausbaus der
Glasfaserinfrastruktur in der Fläche sollen nach den Vorstellungen der
FDP-Fraktion auch innovative Verlegetechniken, wie beispielsweise
Micro-Trenching, gefördert werden, "um Glasfaser bis zur Haustür als
Standard und nicht als Privileg zu etablieren".

Weiterhin plädieren die Abgeordneten dafür, die Versorgung von
Unternehmen mit schnellem Internet mit Hilfe von Gigabit-Gutscheinen
zu fördern. Unternehmen sollten sich nach dem "First
Come-First-Serve"-Prinzip um eine Teilfinanzierung der Einrichtung
eines Glasfaseranschlusses bewerben können. Unter den insgesamt acht
Forderungen findet sich auch jene nach Einrichtung eines
Gigabit-Grundbuches, in dem alle staatlichen, teilstaatlichen und
privaten Institutionen ihre Glasfaserinfrastruktur verpflichtend,
unabhängig des Anwendungsbereiches des Netzes, eintragen müssen. Dies
sei nötig, um eine transparente Übersicht über die mit Breitband
unterversorgten Gebiete zu erhalten und die Fördermittel zum
Glasfaserausbau zielgerichtet einsetzen zu können.

Zur Begründung ihres Vorstoßes verweist die FDP Fraktion darauf, dass
sowohl für innovative Wirtschaftsfelder als auch für Smart Home und
Smart Living schnelle Datennetze eine unabdingbare Grundvoraussetzung
seien. Dies bedeute, dass überall und flächendeckend in Deutschland
modernste und leistungsfähige Netze gebraucht werden, sowohl als
Festnetz als auch als Mobilfunknetz, da beides einander bedinge.
Schließlich sei eine Grundlage für ein flächendeckendes, schnelles
Mobilfunknetz ein bundesweites Glasfasernetz, an das die Sendemasten
angeschlossen werden können.

Kritisiert wird von den Liberalen in diesem Zusammenhang die
"Stückwerk-Politik der Großen Koalition". Festnetz gesondert vom
Mobilfunk und beim Mobilfunk 3G, 4G und 5G jeweils isoliert zu
betrachten, sei "weder innovativ noch zielführend". Gerade für den
anstehenden 5G-Ausbau sei ein modernes
Hochgeschwindigkeitsglasfasernetz notwendig. "Nur eine Strategie, die
alle Netze zusammendenkt, kann am Ende erfolgreich sein und eine echte
Verbesserung der digitalen Infrastruktur in Deutschland bewirken",
heißt es in dem Antrag.

Dass dies notwendig sei, zeige eine Studie aus dem Jahr 2017, wonach
Deutschland bei einem weltweiten Vergleich der durchschnittlich
verfügbaren Breitbandgeschwindigkeiten nur Rang 25 belege. Ebenso
gravierend zeige ein Bericht des Bundesministeriums für Verkehr und
digitale Infrastruktur (BMVI) zur aktuellen Breitbandverfügbarkeit aus
dem Mai 2018 auf, dass im ländlichen Raum sogar jeder Zweite keinen
Zugang zu schnellem Internet mit mindestens 50 Mbit/s habe. Die
gleiche Erhebung stelle auch dar, dass in Gewerbegebieten nur 88
Prozent aller Firmen Breitbandinternet mit mindestens 50 Mbit/s nutzen
könnten. Von Firmen in Mischgebieten seien es nur 79 Prozent. Diese
mangelhafte Breitbandabdeckung gefährde den wirtschaftlichen Erfolg
Deutschlands, da Unternehmen schnelles Internet benötigten, um
innovative Produkte entwickeln zu können, schreibt die FDP-Fraktion.

 * 
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BUNDESTAG/7828: Heute im Bundestag Nr. 980 - 12.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 980

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 13.33 Uhr

1. Anträge zur Finanzkrise abgelehnt

2. Bahn-Vorstand informiert über ICE-Brand

3. AfD nominiert erneut Harder-Kühnel



1. Anträge zur Finanzkrise abgelehnt

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat am Mittwoch zwei Anträge von
Oppositionsfraktionen für eine weitere Regulierung der Finanzmärkte
zum Schutz vor neuen krisenhaften Entwicklungen abgelehnt.

In der vom stellvertretender Ausschussvorsitzenden Albrecht Glaser
(AfD) geleiteten Sitzung stimmten die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und
SPD sowie AfD- und FDP-Fraktion gegen einen Antrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/4052), die ein Bündel von Maßnahmen zur
Verhinderung einer neuen Finanzkrise fordert. So soll es eine stärkere
Fusionskontrolle geben, damit verhindert wird, "dass Kreditinstitute
zu groß zum Scheitern werden. Sind sie bereits zu groß, sollen sie
entflochten werden." Ein Trennbankengesetz soll dafür sorgen, dass
Einlagen- und Handelsgeschäft getrennt werden. Für Banken soll es
zudem eine Schuldenbremse geben. Weitere Forderungen sind die
Einführung einer Finanztransaktionssteuer zur Entschleunigung des
Handels, die Schaffung eines geordneten Staateninsolvenzverfahrens
sowie die Ausbremsung finanzmarktgetriebener Immobilienspekulationen.
Förderpolitik und Kapitalanlagen des Bundes sollen auf die Ziele der
deutschen Nachhaltigkeitsstrategie ausgerichtet werden. Die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen stimmte ebenso wie die Linksfraktion für den
Antrag.

Ebenfalls von der Koalitionsmehrheit von CDU/CSU- und SPD-Fraktion
sowie von den Fraktionen der AfD und der FDP abgelehnt wurde ein
Antrag (19/4241) der Linksfraktion, die sich auch für eine
Finanztransaktionssteuer ausspricht. Mit umfangreichen
Regulierungsmaßnahmen solle eine erneute Finanzkrise verhindert
werden. Auf EU-Ebene soll sich die Bundesregierung zudem für die
Einführung eines Finanz-TÜV für Finanzprodukte einsetzen. Weitere
Forderungen betreffen die Einführung einer Millionärssteuer und die
Erhöhung der öffentlichen Investitionsausgaben. Die Linksfraktion
votierte für den Antrag, die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen enthielt
sich.

In der Aussprache erklärte ein Sprecher der CDU/CSU-Fraktion, man
setze auf eine Regulierung mit Augenmaß. Maßnahmen wie ein höherer
Mindestlohn und Steuererhöhungen hätten nicht mit
Finanzmarktregulierung zu tun. Die SPD-Fraktion schloss sich dieser
Sichtweise an, sprach sich aber außerdem dafür aus, das Thema
Behandlung von Staatsanleihen in den Bank-Bilanzen anzupacken. Die
AfD-Fraktion erklärte, die Forderungen in beiden Anträge hätten nicht
mit Marktwirtschaft zu tun: "Das ist nicht das, was wir wollen." Nach
Ansicht der FDP-Fraktion bedarf es zu einer vernünftigen Regulierung
einer funktionierenden Aufsichtsbehörde und einer möglichst hohen
Eigenkapitalquote der Banken. Eine Finanztransaktionssteuer lehnte die
FDP-Fraktion strikt ab, weil sie letztlich von den Kunden bezahlt
werden müsse.

Die Fraktion Die Linke forderte eine Regulierung der sogenannten
Schattenbanken. Das hatten auch mehrere Sachverständige in der
öffentlichen Anhörung des Finanzausschusses zu beiden Anträgen
gefordert. Nach wie vor sei auch das Problem ungelöst, dass einige
Banken so groß seien, so dass sie überhaupt nicht abgewickelt werden
könnten. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sprach besonders das
Eigenkapital der Finanzhäuser an. Notwendig sei eine Eigenkapitalquote
von etwa zehn Prozent. Da man nicht wissen könne, wo die nächste Krise
herkomme, sei dieser allgemeine Puffer notwendig.

 * 

2. Bahn-Vorstand informiert über ICE-Brand

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Aus den bisherigen Ergebnissen der Untersuchung des
Brandes eines ICE-Zuges am 12. Oktober 2018 haben sich nach Aussage
von Philipp Nagl, Vorstand Produktion der DB Fernverkehr AG, keine
Hinweise auf Instandsetzungsmängel ergeben. Das sagte der
Bahnvertreter am Mittwoch vor dem Verkehrsausschuss. Ebenso könne
aktuell eine Überbrückung des sogenannten Buchholz-Relais - einer
elektrische Schutzeinrichtung in flüssigkeitsisolierten
Leistungstransformatoren - als Brandursache ausgeschlossen werden.
"Das Relais war nicht überbrückt, sondern hat konform ausgelöst",
sagte Nagl vor den Abgeordneten.

Erwiesen sei, das Transformatoröl ausgetreten sei und sich entzündet
habe. Untersucht würden daher die Transformatoren aber auch
Nebenaggregate wie Trafoölpumpe und Trafoölkühler. Da es sich bei den
Transformatoren um eine dauerfeste Baugruppe handle, würden diese
während der regelmäßigen Wartung nicht geöffnet, erläuterte Nagl. Sie
seien nach Auskunft des Herstellers für die lebenslange Nutzungsdauer
eines Zuges konzipiert.

Auch wenn die Brandursache durch die Bundesstelle für
Eisenbahnunfalluntersuchung (BEU) noch nicht abschließend geklärt sei,
habe die Bahn Maßnahmen ergriffen, sagte der DB Fernverkehr Vorstand.
So würden künftig die Transformatoren engmaschiger überprüft.
Zusätzlich seien schon vorhandene Prüfverfahren weiterentwickelt
worden. Überprüft würden zudem die Brandschutzkonzepte.

Nagl machte zugleich deutlich, dass die im Zusammenhang mit dem Brand
eingeleiteten Notfallprozesse "völlig richtlinienkonform" funktioniert
hätten. Die Mitarbeiter an Bord hätten genau das getan, was in solchen
Fällen vorgegeben sei. Es sei zu einer völlig ruhigen Evakuierung der
etwa 500 Reisenden gekommen, sagte der Bahn-Vertreter. Dabei habe der
Grundsatz gegolten: Erst retten, dann löschen. Die in den Medien
gezeigten Bilder eines mit lodernden Flammen brennenden Zuges habe es
erst deutlich nach der Rettung der Passagiere gegeben, betonte Nagl.

Der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesministerium für Verkehr
und digitale Infrastruktur (BMVI), Enak Ferlemann (CDU), kündigte an,
dass vom BEU spätesten ein Jahr nach dem Unfall ein Bericht vorgelegt
werde. Sollte ein Abschlussbericht dann noch nicht möglich sein, werde
es einen Zwischenbericht geben. Eventuelle Konsequenzen seitens des
BMVI könnten erst nach Abschluss der Untersuchungen gezogen werden,
sagte Ferlemann.

 * 

3. AfD nominiert erneut Harder-Kühnel

Bundestagsnachrichten/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion schlägt erneut ihre Abgeordnete
Mariana Iris Harder-Kühnel als Bundestagsvizepräsidentin vor. Das geht
aus einem Wahlvorschlag (19/6401) der Fraktion hervor.

Die 44 Jahre alte Juristin stammt aus Hessen und vertritt im Bundestag
den Wahlkreis Main-Kinzig - Wetterau II - Schotten. Sie hatte beim
ersten Wahlgang Ende November nicht die erforderliche Zustimmung
erhalten.

Die AfD-Fraktion war zu Beginn der Legislaturperiode bereits mit ihrem
Wahlvorschlag für das Vizepräsidentenamt gescheitert. Der von ihr
nominierte Kandidat Albrecht Glaser erhielt in drei Wahlgängen nicht
die nötige Mehrheit.

 * 
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BUNDESTAG/7827: Heute im Bundestag Nr. 979 - 12.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 979

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 12.49 Uhr

1. Sicherheit von Medizinprodukten

2. Die Zukunft von Künstlicher Intelligenz

3. Zukunft der Max-Planck-Gesellschaft

4. Rechtsausschuss beschließt Anhörungen

5. EU-weite Regelung zum Familiennachzug



1. Sicherheit von Medizinprodukten

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) Mit der Sicherheit von Medizinprodukten hat sich in
einem Expertengespräch der Gesundheitsausschuss des Bundestages
befasst. Die Fachleute stellten sich am Mittwoch den Fragen der
Abgeordneten und schilderten aus ihrer Sicht die aktuelle Lage. Anlass
war unter anderem eine kritische Dokumentation in der ARD unter dem
Titel "The implant files", in der drastische Fälle von minderwertigen
Implantaten und die Folgen für die Gesundheit der Patienten
dargestellt wurden.

Ein Vertreter des Bundesverbandes Medizintechnologie (BVMed) sagte im
Ausschuss, die gezeigten Fälle lägen schon länger zurück. Sie würden
zudem "aufgebauscht und fehlinterpretiert". Dies sei unverantwortlich,
weil die Menschen dadurch verunsichert würden. Das regulatorische
System für Medizinprodukte sei ähnlich aufwendig wie das für
Arzneimittel, die Zulassung zudem zeitlich befristet.

Ähnlich äußerte sich ein Sprecher der Zentralstelle der Länder für
Gesundheitsschutz bei Arzneimitteln und Medizinprodukten (ZLG). Das
System sei deutlich besser geworden. Wenn in Einzelfällen
minderwertige Implantate auffielen, sei das schlimm. In der
Dokumentation sei aber unter anderem behauptet worden, ein
Mandarinennetz aus dem Supermarkt habe die Zulassung als medizinisches
Beckenbodennetz bekommen. Dies stimme nicht.

Ein Sachverständiger vom GKV-Spitzenverband erklärte dagegen, es seien
durchaus noch Verbesserungen denkbar, etwa in der Zusammenarbeit mit
Kliniken. Er fügte hinzu, wenn in Deutschland ein Medizinprodukt auf
den Markt komme und später in den USA in Studien als schädlich erkannt
werde, sei das ein "hochrelevantes Problem".

Ein Vertreter des TÜV verwahrte sich gegen Vorwürfe der mangelnden
Unabhängigkeit und Kompetenz bei der Bewertung von Medizinprodukten.
Es würden alle gesetzlichen Auflagen eingehalten. Zudem gelte jeweils
das Vier-Augen-Prinzip.

Der parlamentarische Gesundheits-Staatssekretär Thomas Gebhart (CDU)
verwies auf europaweite Regularien, die zuletzt deutlich verschärft
worden seien. 2017 seien EU-Verordnungen über Medizinprodukte (MDR)
und In-vitro-Diagnostika (IVDR) in Kraft getreten, die ab 2020
beziehungsweise 2022 Geltung bekämen. In der Folge sei die Zahl der
Benannten Stellen von etwa 80 auf derzeit 57 gesunken. Benannte
Stellen, darunter der TÜV, sind für die Bewertung und Überwachung der
Medizinprodukte zuständig.

Gebhart betonte, die Sicherheit von Medizinprodukten werde sehr ernst
genommen. Jeder Problemfall sei tragisch und müsse untersucht werden,
denn Medizinprodukte müssten höchsten Ansprüchen genügen. Ein
Systemwechsel sei jedoch nicht geplant.

 * 

2. Die Zukunft von Künstlicher Intelligenz

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) Die Zukunftstechnologie Künstliche Intelligenz soll
vorangetrieben und gefördert werden. Darüber waren sich alle
Fraktionen im Ausschuss für Bildung und Forschung am Mittwochvormittag
in Berlin einig. Grundlage der Debatte waren der Antrag der FDP
(19/5629) und der Antrag von Bündnis 90/Die Grünen (19/5667). Der
Antrag der AfD (19/6062) stand zwar nicht offiziell auf der
Tagesordnung, wurde aber ebenfalls diskutiert.

Der Vertreter der FDP-Fraktion forderte die Bundesregierung auf, die
für Dezember angekündigte Strategie zur Künstlichen Intelligenz (KI)
erfolgsorientiert auszurichten. Er kritisierte, dass noch immer nicht
das Kriterium der Messbarkeit von KI in der Strategie der
Bundesregierung eingeführt worden sei.

Die Grünen betonten, sie wollten die KI viel mehr als die
Bundesregierung international ausrichten und forderten unter anderem
einen globalen KI-Gipfel. Außerdem machten sie deutlich, dass man der
KI auch gesetzliche Grenzen, insbesondere datenschutzrechtliche
Grenzen setzen müsste, damit in Deutschland und Europa nicht ein
"Social Scoring" möglich werde, wie es derzeit schon in China
praktiziert wird. Die Vertreterin der Grünen unterstrich zudem, wie
sinnvoll es sei, dass der Deutsche Bundestag eine Enquetekommission zu
dem Thema KI eingerichtet hat.

Die AfD betonte, wie wichtig ihr die Zusammenarbeit und der Aufbau des
virtuellen deutsch-französischen Forschungs- und Innovationsnetzwerkes
und dem europäischen Innovationscluster zu KI sei. Um deutsche
Forschung und Entwicklung im Bereich KI in wirtschaftlich erfolgreiche
Anwendungen umzusetzen, soll die Entwicklung offener und
internationaler Standards öffentlich gefördert werden. Zudem betonte
die AfD die Wichtigkeit des Datenschutzes.

In ihrem Antrag hatte die AfD formuliert, dass das Finanzierungsmodell
des DIN als selbsttragende Einrichtung der Wirtschaft in innovativen
Bereichen wie KI international nicht mehr konkurrenzfähig sei, da zum
Beispiel in China Normungsexperten und -gremien massiv staatlich
gefördert würden. Dies wies insbesondere die Vertreterin der SPD
zurück.

Der Vertreter der CDU/CSU verteidigte den Ansatz die nationale KI
zunächst mit einer dezentralem Strategie, so wie von der
Bundesregierung vorgeschlagen, aufzubauen. In Zukunft soll es vier
Kompetenzzentren zur Grundlagenforschung von KI geben und acht Zenten
von denen der Transfer in die Gesellschaft unterstützt werden soll.

 * 

3. Zukunft der Max-Planck-Gesellschaft

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) "Intellektuelle Durchbrüche lassen sich nicht
planen." Das sagte Professor Martin Stratmann, Präsident der
Max-Planck-Gesellschaft (MPG), am Mittwochvormittag vor dem Ausschuss
für Bildung und Forschung in Berlin. Die MPG sei die deutsche
Wissenschaftsorganisation, die sich durch eine international
wettbewerbsfähige, erkenntnisgeleitete sowie risikoreiche
Grundlagenforschung auszeichne. Im Zentrum der MPG stehe die Förderung
herausragender Forscherpersönlichkeiten. Sie seien Garant für
maximalen Erkenntnisgewinn. Die MPG rekrutiere mittlerweile mehr als
die Hälfte ihrer Direktoren aus dem Ausland und habe einen erheblichen
Anteil daran, den viel beklagten brain drain aus Deutschland in einen
brain gain zu verwandeln.

Mit der Rekrutierung exzellenter Persönlichkeiten auf allen
Karrierestufen leiste die MPG einen grundlegenden Beitrag zur Stärkung
des deutschen Wissenschaftssystems. So stelle für die Mehrzahl der
Nachwuchsgruppenleiterinnen und -leiter ihre Zeit bei der MPG ein
Sprungbrett dar - für Karrieren in Wissenschaft, Wirtschaft und
anderen Gesellschaftsbereichen.

Stratmann verwies zudem darauf, dass die MPG sich engagiert an
Campus-Modellen beteilige, insbesondere im Rahmen der
Exzellenzstrategie. Weitere Beiträge der MPG zur Stärkung und
Weiterentwicklung des Wissenschaftssystems seien gemeinsame
Berufungen, Forschungskooperationen und eine steigende Anzahl von Max
Planck Fellows. Hinzu kämen die derzeit 66 International Max Planck
Research Schools, an denen junge Talente Forschungsprojekten an einem
Max-Planck-Institut und einer nahegelegenen Universität nachgehen. Zur
Steigerung der internationalen Standortattraktivität sollen die neuen
Max Planck Schools beitragen - eine ortsübergreifende Initiative, an
der sowohl Universitäten als auch außeruniversitäre
Forschungseinrichtungen beteiligt sind.

Zudem engagiere sich die MPG auf vielfältige Weise für einen Transfer
in Wirtschaft und Gesellschaft. Max Planck Innovation betreibe
erfolgreich Technologie- und Innovationstransfer, um Erkenntnisse aus
der Grundlagenforschung wirtschaftlich zu verwerten. Darüber hinaus
lege die MPG Wert auf einen intensiven gesellschaftlichen Dialog, etwa
durch wissenschaftsbasierte Beratungsleistungen oder die
Bereitstellung außerschulischer Lernorte an den Max-Planck-Instituten.

Eine entscheidende Rolle werde in den kommenden Jahren Europa
einnehmen. Ein zentrales Ziel sei es, das Zusammenwachsen des
Europäischen Forschungsraums sowie die wissenschaftliche
Leistungsfähigkeit einzelner Regionen zu unterstützen. Daher habe die
MPG mit dem BMBF sowie in einem ersten Schritt mit der polnischen
Regierung das Dioscuri-Programm auf den Weg gebracht: Innovative
Forschungsfelder und internationale Exzellenzstandards sollen in
Mittel- und Osteuropa etabliert werden, um dazu eizutragen, bestehende
Leistungsgefälle in Europa zu überwinden.

Stratmann betonte die Wichtigkeit institutioneller wie finanzieller
Stabilität. Ein wettbewerbsfähiger und stabiler Etat, wie ihn der Pakt
für Forschung und Innovation gewährleiste, sei für die 84
MPG-Einrichtungen der Natur-, Lebens-, Geistes- und
Sozialwissenschaften für ein langfristiges, stabiles Arbeiten
unerlässlich.

 * 

4. Rechtsausschuss beschließt Anhörungen

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/mwo) Weitere öffentliche Anhörungen hat der Ausschuss für
Recht und Verbraucherschutz auf seiner 29. Sitzung am Mittwoch unter
Leitung seines Vorsitzenden Stephan Brandner (AfD) beschlossen. So
soll die Anhörung zum Gesetzentwurf von Bündnis 90/Die Grünen zur
Anpassung der abstammungsrechtlichen Regelungen an die Ehe für alle
(19/2656) am 18. März 2019 stattfinden. Laut Entwurf soll unter
anderem die sogenannte gesetzliche Fiktion, wonach der Ehemann der
Mutter automatisch der zweite rechtliche Elternteil des Kindes ist,
auf die Ehefrau der Mutter erweitert werden. Dem Grunde nach
beschlossen wurde eine öffentliche Anhörung zu dem Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Umsetzung einer EU-Richtlinie im Strafverfahren
und zur Anpassung datenschutzrechtlicher Bestimmungen (19/4671). Der
Entwurf sieht unter anderem Änderungen in der Strafprozessordnung, im
Einführungsgesetz zur Strafprozessordnung und im Gesetz über die
internationale Rechtshilfe in Strafsachen vor.

Einen Anhörungsantrag der AfD zur Befreiung von Antennengemeinschaften
von der Vergütungspflicht für die Kabelweitersendung von Fernseh- und
Hörfunksignalen (19/5911) und einen Antrag der Grünen, die dem Grunde
nach beschlossene Anhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur Entlastung
von Verbrauchern beim Kauf und Verkauf von Wohnimmobilien (19/4557) am
13. Februar 2019 durchzuführen, lehnte der Ausschuss mehrheitlich ab.
Abgelehnt wurde auch ein Antrag der Grünen zum Thema "Sofortprogramm
Wohnoffensive - Mieten bremsen, nachhaltig bauen" (19/4549).

Der Ausschuss empfahl die Annahme des Gesetzentwurfs der
Bundesregierung für ein Viertes Gesetz zur Änderung des
Umwandlungsgesetzes (19/5463) zusammen mit einem Entschließungsantrag
der Koalition, mit dem nach den Worten von Heribert Hirte (CDU) der
Regierungsentwurf verbessert wird. Mit dem Gesetz soll vor dem
Hintergrund des Brexit die Verschmelzung von Kapitalgesellschaften auf
Personenhandelsgesellschaften ermöglicht werden.

Nach ausführlicher Diskussion beschloss der Ausschuss mit der Mehrheit
der Koalitionsabgeordneten die Absetzung der erneut auf der
Tagesordnung stehenden Gesetzentwürfe von FDP, Die Linke und Bündnis
90/Die Grünen zur Einschränkung beziehungsweise Aufhebung des
Werbeverbots für Schwangerschaftsabbrüche (19/820, 19/93, 19/630).
Johannes Fechner (SPD) verwies auf eine in Kürze zu erwartende
Erklärung der Bundesjustizministerin zu diesem Thema und kündigte für
Januar einen Gesetzentwurf der Bundesregierung an. Jan-Marco Luczak
(CDU) ergänzte, dass die Gespräche auf gutem Wege seien. Gegen die
Absetzung sprachen sich Vertreter aller anderen Fraktionen aus. Weiter
beschloss der Ausschuss, zwei Anträge der AfD, unter anderem zum Pakt
für den Rechtsstaat, und einen Antrag der Linken zum Thema
Energiearmut nicht zu behandeln.

Der Parlamentarische Staatssekretär Christian Lange (SPD) erläuterte
den Abgeordneten den schriftlich vorliegenden Nachbericht des
Bundesjustizministeriums zum EU-Justizministertreffen am 7. Dezember
2018 in Brüssel. Mit Blick auf die E-Evidence-Verordnung, der
Deutschland nicht zugestimmt habe, betonte Lange, dass es bei der
Sicherung des Grundrechtsschutzes keine Kompromisse geben werde. Er
hoffe, dass den deutschen Bedenken in den anstehenden
Trilog-Gesprächen Rechnung getragen werde. Ob das zu einem Erfolg
führen werde, könne er nicht prophezeien, ergänzte Lange und verwies
darauf, dass das Europäische Parlament in dieser Frage tief gespalten
sei. Zu möglichen Auswirkungen könne er nichts sagen. Die Verordnung
soll es Mitgliedstaaten erlauben, in anderen Ländern ohne
Einverständnis der dortigen Behörden Daten von Online- und
Kommunikationsanbietern anzufordern. Deutschland sieht dabei die
Möglichkeit eines Grundrechtsverstoßes und besteht auf einer eine
staatliche Kontrolle. Der Ausschuss stimmte ferner über eine Reihe von
Gesetzentwürfen, Anträgen und Vorlagen ab, bei denen er nicht
federführend ist.

 * 

5. EU-weite Regelung zum Familiennachzug

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/Hau) Der Petitionsausschuss hält eine einheitliche
EU-weite Regelung zum Familiennachzug für erstrebenswert. In der
Sitzung am Mittwoch beschloss der Ausschuss mehrheitlich, eine
Petition mit der Forderung, hinsichtlich der Familienzusammenführung
keine Benachteiligung von Bundesbürgern gegenüber Bürgern anderer
EU-Staaten mehr stattfinden zu lassen, dem Europäischen Parlament
zuzuleiten, "soweit eine einheitliche Regelung in der EU angestrebt
wird", und das Petitionsverfahren im Übrigen abzuschließen.

Die Petenten begründen ihr Anliegen damit, dass Bundesbürger gegenüber
Bürgern anderer EU-Staaten dahingehend benachteiligt würden, dass für
deren Ehegatten, die nicht Unionsbürger sind, ein kostenpflichtiges
Visum erforderlich sei. Kindern von Ehepartnern über 18 Jahren werde
zudem der Zuzug nicht gestattet und ein Sprachtest verlangt. Außerdem
würden unterschiedliche Ämter unterschiedliche Kriterien bei der
Beurteilung von Visaanträgen zugrunde legen, wodurch keine
Rechtssicherheit und kein direkt einklagbarer Anspruch bestünden, wird
kritisiert.

Die EU-Freizügigkeitsrichtlinie gewähre hingegen Ehegatten oder
Kindern von Unionsbürgern bis zum 21. Lebensjahr das Recht auf ein
Einreisevisum sowie den Aufenthalt in allen EU-Staaten, heißt es in
der Petition weiter. Sie hätten im Gegensatz zu ausländischen
Ehegatten von Bundesbürgern einen Anspruch auf ein kostenfreies
Express-Visa, seien von der Pflicht zum Ablegen eines Sprachtests
befreit und hätten einen Anspruch auf eine Aufenthaltskarte samt
Arbeitserlaubnis, schreibt der Petent.

In der Begründung zur Beschlussempfehlung des Petitionsausschusses
heißt es, der Familiennachzug zu Unionsbürgern erfolge nach den
europarechtlichen Vorgaben der Freizügigkeitsrichtlinie. Das
Aufenthaltsgesetz, welches den Nachzug zu Deutschen und
Drittstaatsangehörigen regle, finde auf Unionsbürger und deren
Familienangehörige "grundsätzlich keine Anwendung".

Wie der Ausschuss schreibt, sei die Bundesregierung durch den
EU-Vertrag verpflichtet, die unionsrechtlichen Vorgaben zu befolgen
und effektiv in deutsches Recht umzusetzen. Dagegen komme dem
deutschen Gesetzgeber bei der Regelung des Nachzuges zu seinen
eigenen, also deutschen Staatsbürgern, ein weiter Handlungs- und
Gestaltungsspielraum zu. Einschränkend habe er dabei zu
berücksichtigen, dass Ehe und Familie durch Artikel 6 des
Grundgesetzes und Artikel 8 der Europäischen Menschenrechtskonvention
"unter besonderem Schutz stehen".

Als Folge des Nebeneinanders von unionsrechtlichen und nationalen
Rechtsregimen könne es zur sogenannten "Inländerdiskriminierung"
kommen, heißt es in der Vorlage. Nach den europäischen Vorgaben würden
Regelungen erlassen, die von den nationalen Vorschriften abwichen und
gelegentlich günstiger seien. Auf die eigenen Staatsangehörigen finde
dann dennoch das nationale Recht Anwendung. Wenngleich die
"Inländerdiskriminierung" zwar grundsätzlich zulässig sei, stünden
jedoch - wie erwähnt - Ehe und Familie unter besonderem Schutz.
Insofern soll aus Sicht des Ausschusses eine europaweite Regelung
angestrebt werden.

Der Petitionsausschuss beriet in seiner Sitzung auch einen Antrag der
Fraktion Die Linke auf Änderung der Verfahrensgrundsätze. Die Fraktion
hatte gefordert, eine Petition, die das Quorum von 100.000
Unterstützern erreicht, müsse dem Plenum des Deutschen Bundestages
überwiesen werden. Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen lehnte der
Ausschuss den Antrag ab.

 * 
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BUNDESTAG/7826: Heute im Bundestag Nr. 978 - 12.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 978

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 12. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 11.33 Uhr

1. FDP-Antrag zu Sambia abgelehnt

2. Daten zur Überwachung von Fahrverboten

3. Keine Streichung von Hilfen



1. FDP-Antrag zu Sambia abgelehnt

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Der Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung hat am Mittwochmorgen einen Antrag (19/4839) der
FDP-Fraktion abgelehnt, in dem diese die Bundesregierung auffordert,
nach schweren Korruptionsvorwürfen die Entwicklungszusammenarbeit (EZ)
mit Sambia gemeinsam mit den EU-Partnern zu überprüfen. Für den Antrag
stimmte neben den Antragstellern nur die AfD-Fraktion.

Die Bundesregierung müsse in enger Abstimmung auf europäischer Ebene
klare Stoppschilder mit Blick auf Korruption aufstellen, begründete
ein FDP-Vertreter die Initiative. Die Partner müssten hierbei mit
einer Stimme sprechen. Anders als die AfD-Fraktion, die einen
entsprechenden Änderungsantrag vorlegte, fordere seine Fraktion aber
nicht das Einstellen der gesamten Entwicklungszusammenarbeit mit
Sambia.

Die AfD forderte die Bundesregierung zu konsequentem Handeln auf,
nachdem im November 2016 bei Vorhaben zur städtischen Wasser- und
Sanitärversorgung Mittelfehlverwendungen festgestellt worden sind.

Union und SPD betonten, die deutsche Entwicklungszusammenarbeit
engagiere sich in Sambia besonders im Bereich gute Regierungsführung
und Finanzmanagement, also genau an den zu Recht kritisierten Punkten.
Es sei daher nicht sinnvoll, die EZ zu kürzen oder zu streichen.

Eine Vertreterin der Linksfraktion sagte, das Problem der Korruption
sei komplex. So bezögen sich die Vorwürfe in dem konkreten Fall auf
die Diskrepanz zwischen den geschätzten Projektkosten und den
tatsächlichen Ausgaben. Es könne sich damit auch um eine Fehlplanung
handeln und nicht um Korruption.

Die Grünen wiesen darauf hin, dass manche Projekte sehr klein und nur
auf wenige Personen beschränkt seien. Die Frage sei, wie effizient in
diesem Fall die Beschwerdesysteme zur Aufdeckung von Korruption und
anderem Fehlverhalten seien.

Die Parlamentarische Staatssekretärin im Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, Maria Flachsbarth
(CDU), informierte die Abgeordneten darüber, dass die sambische
Regierung die Mittel am 27. November rückerstattet habe.

 * 

2. Daten zur Überwachung von Fahrverboten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung plant Maßnahmen zur Überwachung
angeordneter Fahrverbote wegen Überschreitung der Grenzwerte bei
Stickstoffdioxid-Emissionen. Der dazu vorgelegte "Entwurf eines
Neunten Gesetzes zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes" (19/6334)
sieht vor, dass Verkehrsüberwachungsbehörden auf die Daten des
Zentralen Fahrzeugregisters zugreifen können, um fahrzeugindividuell
anhand der dort gespeicherten technischen Daten über das Fahrzeug die
Einhaltung der Verkehrsbeschränkungen und Verkehrsverbote überprüfen
zu können.

Dazu plant die Bundesregierung die Aufnahme des Paragrafen 63c in das
Straßenverkehrsgesetz. Darin ist vorgesehen, dass die zuständigen
Landesbehörden spezielle Daten für Kontrollen "auch automatisiert,
erheben, speichern und verwenden" dürfen. Dazu gehören der Vorlage
zufolge "das Kennzeichen des Fahrzeugs oder der Fahrzeugkombination,
die in einem Gebiet mit Verkehrsbeschränkungen oder Verkehrsverboten
am Verkehr teilnehmen", die "für die Berechtigung zur Teilnahme am
Verkehr in Gebieten mit Verkehrsbeschränkungen oder Verkehrsverboten
erforderlichen Merkmale des Fahrzeugs oder der Fahrzeugkombination",
das "Bild des Fahrzeugs und des Fahrers" sowie "den Ort und die Zeit
der Teilnahme am Verkehr im Gebiet mit Verkehrsbeschränkungen oder
Verkehrsverboten".

Die Behörden sollen zudem die Möglichkeit erhalten, für ein bestimmtes
Fahrzeug anhand des Fahrzeugkennzeichens die Fahrzeugdaten beim
Zentralen Fahrzeugregisters abzurufen, um auf Basis dieser Daten einen
Vergleich mit der Reichweite der angeordneten Verkehrsbeschränkung
oder des Verkehrsverbotes vorzunehmen. Diese Datenverarbeitung soll es
ermöglichen, Bußgeldverfahren gegen Personen einzuleiten, die mit
Fahrzeugen in den betreffenden Gebieten am Verkehr teilgenommen haben,
für die eine Verkehrsbeschränkung oder ein Verkehrsverbot galt,
schreibt die Regierung. Die Verfolgung von Verstößen gegen andere
straßenverkehrsrechtliche Vorschriften, wie etwa gegen die
Gurtanlegepflicht, ist laut Regierung von der Neuregelung nicht
erfasst.

In dem Gesetzentwurf ist für die erhobenen Daten eine "absolute
Löschungsfrist von sechs Monaten" vorgesehen. Diese Frist sei
ausreichend, um im Rahmen der fachlichen Prüfung festzustellen, ob das
Fahrzeug zur Teilnahme am Verkehr im Gebiet mit Verkehrsbeschränkungen
oder Verkehrsverboten berechtigt oder nicht berechtigt ist.
Unverzüglich zu löschen seien die Daten, "sobald feststeht, dass das
Fahrzeug berechtigt ist, am Verkehr im Gebiet mit
Verkehrsbeschränkungen oder Verkehrsverboten teilzunehmen" sowie bei
Verstoß gegen das Fahrverbot "nach der Übermittlung an die für die
Verfolgung von diesbezüglichen Ordnungswidrigkeiten zuständige
Verwaltungsbehörde", heißt es in dem Gesetzentwurf.

 * 

3. Keine Streichung von Hilfen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Der Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung hat am Mittwochmorgen gegen einen Antrag (19/5042) der
AfD-Fraktion gestimmt, in dem diese die Bundesregierung auffordert,
Staaten die Entwicklungszusammenarbeit (EZ) zu streichen, wenn sie
ihren in Deutschland nicht aufenthaltsberechtigten Staatsbürgern keine
Papiere ausstellen und so deren Rückführung verhindern.

Ein Vertreter der AfD sagte zur Begründung, Brandbriefe der
Bundesregierung an die entsprechenden Staaten hätten keinen Erfolg
gebracht. Deutschland dürfe sich nicht erpressbar machen.

Die übrigen Fraktionen bezeichneten diesen Ansatz übereinstimmend als
kontraproduktiv. Wenn Deutschland die Entwicklungszusammenarbeit mit
diesen Staaten einstelle, würde sich von dort noch mehr Menschen auf
den Weg nach Europa machen, zeigte sich ein Unionsvertreter überzeugt.
Die SPD warf der AfD vor, die EZ als Druckmittel und politischen Hebel
benutzen zu wollen. Es gehe aber um die Schaffung von Perspektiven für
Menschen in Entwicklungsländern. Die Linke sprach von einem
"Erpressungsinstrument" und einem "menschenverachtenden Antrag", mit
dem gängige Regierungspraxis formalisiert und bestätigt werden solle.

Ein Vertreter der FDP bezeichnete die Streichung der EZ-Mittel als
wirkungslos, weil diese viel zu gering und im Gegenzug die
Rücküberweisungen von Migranten aus Deutschland viel höher seien. Wenn
man über Sanktionen nachdenke, müssten diese außerdem die Eliten und
Entscheidungsträger treffen und nicht die Hilfsbedürftigen. Die Grünen
betonten, sie würden jeden Antrag ablehnen, der mehr Fluchtursachen
schaffe.

 * 
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SICHERHEIT/749: Parlamentarischer Untersuchungsausschuss muss Licht in Berateraffäre bringen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. Dezember 2018

STRACK-ZIMMERMANN: Parlamentarischer Untersuchungsausschuss muss
Licht in Berateraffäre bringen



Zur Berateraffäre im Bundesverteidigungsministerium erklärt die
verteidigungspolitische Sprecherin Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann:

"Nach der Sitzung des Verteidigungsausschusses sind wir in der
Berateraffäre immer noch nicht viel schlauer. Deswegen haben sich die
Fraktionen der Freien Demokraten, Grünen und Linken heute auf einen
Parlamentarischen Untersuchungsausschuss geeinigt, der im Januar
seine Arbeit aufnehmen soll. Er soll thematisch und zeitlich klar
umrissen sein. Dieser ist nun unumgänglich, da
Bundesverteidigungsministerin von der Leyen nach wie vor nicht für
die notwendige Transparenz sorgen wollte. Dass Frau Suder heute nicht
einmal persönlich im Verteidigungsausschuss zu den Fragen Stellung
bezog, ist dabei die Krönung einer verkorksten Aufarbeitung und
Informationspolitik der Bundesregierung. Die im Raum stehenden
Vorwürfe der Vetternwirtschaft und der möglichen missbräuchlichen
Verwendung von Steuergeld belasten die Truppe und das Ansehen unserer
Soldaten. Von der Leyen und ihr Ministerium müssen ihrer
Verantwortung gegenüber der Bundeswehr und der Öffentlichkeit endlich
gerecht werden und alle Karten auf den Tisch legen. Mit einem
Untersuchungsausschuss werden wir sie an diese Pflicht erinnern."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1065: Maßnahmenpaket gegen Autorennen auf der A81 probates Mittel zur Abschreckung (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 138/2018

Ausschuss für Verkehr

Rombach: Maßnahmenpaket gegen Autorennen auf der A81 probates
Mittel zur Abschreckung



Stuttgart - Mit den Wirkungen des im März 2018 eingeführten
Tempolimits gegen illegale Autorennen auf der Autobahn A 81 befasste
sich der Verkehrsausschuss des Landtags. "130 Kontrollen, vier
bestätigte Autorennen, 16 Meldungen durch Anwohnerinnen und Anwohner
16.000 Geschwindigkeitsverstöße belegen aus Sicht der
Ausschussmehrheit die Notwendigkeit des Maßnahmenpakets aus
Tempolimit, Info-Kampagnen, häufigen Kontrollen durch deutsche und
schweizerische Polizei sowie die Einführung des Straftatbestandes
§ 315 Strafgesetzbuch (verbotene Kraftfahrzeugrennen)", so der
Vorsitzende des Verkehrsausschuss, Karl Rombach (CDU). Auch wenn sich
die Unfallbelastung auf diesem A 81-Abschnitt im unteren
Landesdurchschnitt bewege, sei der in der Landesregierung
ausgehandelte Kompromiss zielführend.

Ein Antrag der Grünen hatte die Wirksamkeit der Präventionsmaßnahmen
abgefragt. Zwischen März und Ende November 2018 wurden auf dem
Streckenabschnitt der A 81 zwischen Bad Dürrheim und Engen 16.000
Geschwindigkeitsverstöße festgestellt. 184 führten zu Fahrverboten.
Vier Autorennen seien als solche identifiziert worden, in zwei Fällen
mit Schweizer Zulassung. Die Kategorie selbst wird statistisch vom
Innenministerium nicht erfasst. Ein Polizeiexperte habe das Problem
illegaler Autorennen als ein regionales Problem ohne landesweiten
Bezug bezeichnet. Im Jahr 2016 wurden sechs, 2017 zwei "bestätigte
Rennsituationen" registriert. Der Ausschuss habe mit überwiegender
Mehrheit alle Maßnahmen begrüßt, die einen hohen Überwachungsdruck
gewährleisteten. Einig sei sich das Gremium gewesen über eine
notwendige Erhöhung der drohenden Geldstrafe. Manche Verkehrssünder
führten 1000 oder mehr Euro für die Begleichung der Geldbuße gleich
mit sich, habe der Polizeivertreter berichtet.

Ein weiterer Antrag habe sich nach der Verkehrssicherheit für Kinder
und Jugendlichen erkundigt, berichtete der Vorsitzende Rombach. Die
Zahl der Verkehrsunfälle mit Kindern und Jugendlichen zwischen 2 und
18 Jahren ging konstant zurück von 9698 im Jahr 2010 bis 8456 im Jahr
2017. Im laufenden Jahr gab es bis Ende August 5384 Unfälle, davon mit
2514 leicht Verletzten, 575 Schwerverletzten sowie 15 Getöteten. Die
Hauptursache nach wie vor: überhöhte Geschwindigkeit sowie Missachtung
der Vorfahrt, gefolgt von geringem Abstand und Manöver wie Abbiegen.

Die vom Innen- und Verkehrsministerium gelieferten umfangreichen
Zahlen seien den Ausschussmitgliedern nur in einem Punkt negativ
aufgefallen: Von allen Kindern, die sich zur Radfahrprüfung meldeten,
würden nur 87,5 Prozent bestehen. 2013 waren es noch 92 Prozent. Laut
Polizeivertreter seien die Rückgänge erklärbar, erstens durch
veränderte Lebensführung und offenbar auch ein schwindendes Interesse
der Elternhäuser, ihren Kindern das Radfahren beizubringen. "Die
schulische Verkehrserziehung habe nicht zum Gegenstand, den
Schülerinnen und Schülern das Radfahrern beizubringen, sondern das
korrekte Bewegen im Verkehrsraum. Diese Klarstellung ist wichtig, um
falsche Erwartungen zu drosseln", so Rombach nach der Sitzung. Die
Ausschussmitglieder unterstützten die Landesregierung im Bemühen, sich
im Bund für eine Erhöhung des Sanktionsniveaus für
Verkehrsordnungswidrigkeiten mit besonderem Gefährdungspotenzial
einzusetzen.
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HAMBURG/4595: Langzeitarbeitslose endlich auch fördern, nicht nur fordern (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 12. Dezember 2018

Langzeitarbeitslose endlich auch fördern, nicht nur fordern!



Zum Einzelplan 4 (Arbeit) erklärt die arbeitsmarktpolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft,
Carola Ensslen:

"Seit der Einführung von Hartz IV, seit 2005 wird die Förderung von
Langzeitarbeitslosen in Hamburg sträflich vernachlässigt. Daran hat
auch der rot-grüne Senat nichts geändert. Wenn SPD und Grüne jetzt
500.000 Euro pro Jahr zusätzlich für Beschäftigungspolitik beantragen,
ist das eine homöopathische Dosis. Obendrein ist es Augenwischerei:
Erst wird rund eine Million Euro beim Programm Tagwerk gestrichen,
dann gibt man gnädig wieder eine halbe Million dazu.

Wir wollen, dass die 128.000 erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in
Hamburg 2019 mit 62 Millionen und 2020 mit 100 Millionen Euro
zusätzlich gefördert werden. Der Schwerpunkt muss auf Qualifizierung
und geförderter Beschäftigung nach Hamburger Kriterien liegen. Das
bringt allen etwas: Teilhabe und Armutsbekämpfung für Betroffene,
Stabilisierung von benachteiligten Stadtteilen durch besondere
Projekte, auf Dauer weniger Kosten, mehr und bessere öffentliche
Dienstleistungen sowie mehr Fachkräfte."
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HAMBURG/4594: Hamburgs Kultur braucht Stabilität und langfristige Sicherung (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 12. Dezember 2018

Hamburgs Kultur braucht Stabilität und langfristige Sicherung



In der heutigen Haushaltsdebatte der Hamburgischen Bürgerschaft zum
Einzelplan 3.3 (Kultur und Medien) sagte der kulturpolitische Sprecher
der Fraktion DIE LINKE, Norbert Hackbusch:

"Einmal mehr fordern wir die langfristige Absicherung der kulturellen
Infrastruktur Hamburgs. Denn weiterhin bleiben im Haushaltsplan
wesentliche Bereiche unserer Kulturlandschaft strukturell
unterfinanziert. Es gibt zwar sinnvolle Steigerungen, sie bleiben aber
weit unter dem realen Bedarf und können die Kosten- und
Tarifsteigerungen nicht ausgleichen. Von der Freien Szene über die
Stadtteilkultur oder die bildende Kunst bis zur Museumslandschaft
bedeutet das: Die Kulturbehörde läuft mit zu wenig Löschwasser den
Bränden der Unterfinanzierung hinterher. Und weite Bereiche wie die
Interkultur oder die Laienmusik werden gar nicht erst erreicht.

Insgesamt schlagen wir im Kulturbereich Aufstockungen von rund 15
Millionen Euro vor. Damit lässt sich zum Beispiel vom verheerenden
Sparkurs bei den Museen hin zu einer Modernisierung wechseln, die
zusammen mit einen kostenfreien Eintritt wieder mehr Menschen in die
Häuser bringen würde."
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HAMBURG/4593: Ermittlungen gegen "Correctiv" sind Anschlag auf die Demokratie (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 12. Dezember 2018

Ermittlungen gegen "Correctiv" sind Anschlag auf die Demokratie



Weil er zusammen mit vielen anderen Journalist_innen den größten
Steuerraub Europas, den so genannten Cum-Ex-Skandal, aufgedeckt hat,
ermittelt die Schweizer Justiz gegen Correctiv-Chefredakteur Oliver
Schröm - wegen angeblicher Spionage. Die Hamburger Staatsanwaltschaft
zieht nach und ermittelt wegen vermeintlicher "Anstiftung zum Verrat
von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen" gegen ihn.

"Das ist ein unglaublicher Anschlag auf die Pressefreiheit!
Investigativer Journalismus ist kein Verbrechen, sondern
unverzichtbarer Bestandteil der Demokratie", erklärt dazu Norbert
Hackbusch, finanzpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. "Nicht die Journalist_innen sollten
verfolgt werden, die das Verbrechen aufgedeckt haben, sondern
diejenigen, die es begangen haben: die Steuerräuber_innen! Es ist mir
völlig unklar, warum die Staatsanwaltschaft Hamburg dieses Spiel der
Banken mitmacht. Die Ermittlungen gegen Oliver Schröm gehören sofort
eingestellt."
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3236: Kita - Beitragsfreiheit für Geschwisterkinder wichtiger Schritt (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 12. Dezember 2018

Beitragsfreiheit für Geschwisterkinder wichtiger Schritt zu mehr Bildungs- und Chancengerechtigkeit



Der Landtag hat die Änderung des Kindertagesförderungsgesetzes
beschlossen. Dazu erklärt der sozialpolitische Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion Jörg Heydorn:

"Die bisher stärkste Familienentlastung in der Geschichte unseres
Landes kommt im Januar. Die Krippen-, Kita- oder Hortbeiträge fallen
für alle Geschwisterkinder weg. Zudem sollen mögliche Kostensteigerung
beim ersten Kind mit einer weiteren Entlastung um bis zu 20 Euro
gedämpft werden.

Mecklenburg-Vorpommern geht damit einen wichtigen Schritt hin zur
kompletten Beitragsfreiheit, die ab dem Jahr 2020 kommt. Die
Beitragsfreiheit ist aber auch ein entscheidender Beitrag für mehr
Bildungs- und Chancengerechtigkeit. Wenn Hochschule und Schule
kostenfrei sind, dann muss das gerade auch für die frühkindliche
Bildung in der Kindertagesbetreuung gelten. Davon profitieren gerade
Kinder aus Familien mit kleinem Geldbeutel.

Wir haben mit einer Entschließung auch deutlich gemacht, dass wir in
der nächsten Gesetzesänderung nicht nur die Beitragsfreiheit umsetzen,
sondern auch Qualitätsaspekte erörtern werden. Denn für uns gilt:
Beitragsentlastung und Qualität dürfen nicht gegeneinander ausgespielt
werden. Beides ist für Familien wichtig."
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3235: Pflege im Land wird gestärkt (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 12. Dezember 2018

Pflege im Land wird gestärkt



Zur heute vom Landtag beschlossenen Änderung des Landespflegegesetzes
erklärt der seniorenpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Jörg
Heydorn:

"Die Pflege im Land wird mit dem neuen Gesetz gestärkt. Es ist ein
wichtiger Beitrag für eine bedarfsgerechte und bezahlbare Pflege.
Weitere Anreize für neue Pflegeangebote werden gesetzt. Die
Refinanzierungsmöglichkeiten für stationäre Pflegeangebote sowie für
die Kurzzeitpflege wurden verbessert. Kommunen bekommen zudem mehr
Möglichkeiten für Modellvorhaben. Uns war dabei aber wichtig, dass
Modellvorhaben mit den örtlichen Pflegestützpunkten kooperieren, damit
die gut funktionierenden Pflegestützpunkte im Land nicht geschwächt,
sondern gestärkt werden.

Das neue Gesetz umfasst auch, dass das Land die Kommunen dabei
unterstützt, seniorenpolitische Gesamtkonzepte zu entwickeln und dabei
die kommunalen Pflegeplanungen zu integrieren. Seniorenpolitische
Gesamtkonzepte berücksichtigen neben pflegerischen Versorgungsaspekten
weitere Lebensbereiche älterer Menschen. Das ist ein wichtiger Beitrag
für ein möglichst selbstständiges Leben im Alter bei größtmöglicher
gesellschaftlicher Teilhabe. Damit fließt eine wichtige Forderung der
Enquetekommission 'Älter werden in Mecklenburg-Vorpommern' in das
Gesetz ein."
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BILDUNG/1499: Eine starke Ausbildung für alle


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 12. Dezember 2018

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Eine starke Ausbildung für alle



Yasmin Fahimi, zuständige Berichterstatterin:

Das Bundesinstitut für Berufsbildung hat heute seine Ausbildungsbilanz
für 2018 vorgestellt. Die Bilanz wirft Licht und Schatten. Sie macht
deutlich, dass die Novelle des Berufsbildungsgesetzes (BBIG)
überfällig ist. Die bisher bekannten Vorschläge der
Bundesbildungsministerin greifen noch in jeder Hinsicht viel zu kurz.
Wir wollen mit der Modernisierung das weltweit anerkannte, kooperative
Zusammenspiel von Sozialpartnern, Staat und Wirtschaft stärken.

"Erfreulich ist, dass mit 574.200 Ausbildungsplätze so viele angeboten
wurden, wie seit 2009 nicht mehr. Das ist ein starkes Fundament. Was
Bundesministerin Karlizcek allerdings verschweigt: Mit 57.700 ist die
Zahl der unbesetzten Ausbildungsplätze dreimal so hoch wie 2009 - ein
Negativrekord. Dies bestätigt, dass die Passgenauigkeit und der Zugang
zu Ausbildungsplätzen ein Thema sind, das wir dringend angehen müssen,
wenn wir den Zugang für alle, die eine Ausbildung machen möchten,
ermöglichen wollen.

Die Tatsache, dass die Zahl junger Frauen, die eine Ausbildung
beginnen, auf einem historischen Tiefstand ist, gibt ebenfalls Anlass
zur Sorge. Das Ungleichgewicht wird dadurch verstärkt, dass die Zahl
ihrer männlichen Altersgenossen steigt. Die berufliche Bildung ist
eine Erfolgsgeschichte. Damit dies so bleibt, müssen jetzt die Weichen
gestellt werden. Davon hören wir von der Ministerin nach wie vor
nichts Konkretes.

Die Zeit drängt: Wir müssen Qualität und Rahmenbedingungen in den
Blick nehmen. Das betrifft die Finanzierung der Ausbildung über eine
Mindestausbildungsvergütung und die Erhöhung der Mobilitätshilfen und
Wohnkostenzuschüsse. Dazu gehört außerdem ganz klar das Thema
Weiterbildung. Mit den Veränderungen der Arbeitswelt - dem sogenannten
digitalen Wandel - wachsen neue Berufsfelder und Tätigkeiten. Die
Novelle des BBiG bietet die Chance, erste Wegmarken zu setzen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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WIRTSCHAFT/2828: Nicht nur zur Weihnachtszeit - Handlungsbedarf bei Spielzeugsicherheit


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 12. Dezember 2018

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Nicht nur zur Weihnachtszeit: Handlungsbedarf bei Spielzeugsicherheit



Ursula Schulte, stellvertretende ernährungspolitische Sprecherin:

Beim Thema Spielzeugsicherheit offenbarte sich heute im
Ernährungsausschuss erneut dringender Handlungsbedarf. Laut Bericht
der Stiftung Warentest sind viele Produkte für Kinder
schadstoffbelastet oder entsprechen den Sicherheitsanforderungen
nicht. Der Schutz der Kindergesundheit muss Priorität haben vor
wirtschaftlichen Interessen.

"Von insgesamt 278 getesteten Produkten, wie zum Beispiel Kinderwagen,
Fahrradsitze, Buntstifte und Spielschleim wurden bei 79 schwerwiegende
Sicherheitsprobleme festgestellt. In beinahe jedem fünften
Kinderprodukt sind Schadstoffe für das schlechte Testurteil
verantwortlich.

Es darf nicht sein, dass Kinderprodukte deutlich häufiger
Sicherheitsmängel vorweisen, als Produkte für Erwachsene. Wir müssen
die Hersteller verpflichten, die Sicherheit von Spielzeug durch
unabhängige Dritte überprüfen zu lassen, bevor diese in den Handel
gelangen. Eltern müssen sich darauf verlassen können, dass auf dem
Markt erhältliches Spielzeug keine Gefahr für die Gesundheit ihrer
Kinder darstellt.

Der Schutz der Kindergesundheit muss Priorität haben vor
wirtschaftlichen Interessen. Hier muss das für den gesundheitlichen
Verbraucherschutz zuständige Bundesernährungsministerium eine aktivere
Rolle übernehmen - im Interesse der Kinder."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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BERUF/1905: Betriebliches Ausbildungsangebot legt kräftig zu (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 12.12.2018

Betriebliches Ausbildungsangebot legt kräftig zu

BIBB-Analyse zur Entwicklung des Ausbildungsmarktes 2018



Die Bilanz der Ausbildungsmarktentwicklung 2018 hat - gemessen am
Zeitraum der letzten zehn Jahre - viele Spitzenwerte hervorgebracht. So
stieg das betriebliche Ausbildungsplatzangebot gegenüber dem Vorjahr um
+17.800 beziehungsweise +3,2 % an und war mit 574.200 so hoch wie noch nie
seit 2009. Auf eine neue Höchstmarke stieg jedoch auch die Zahl der
Ausbildungsplätze, die unbesetzt blieben. Mit 57.700 fiel diese mehr als
dreimal so hoch aus wie 2009 und lag um +8.700 beziehungsweise +17,7 %
höher als 2017.

Rein rechnerisch waren die Chancen der jungen Menschen auf einen
Ausbildungsplatz so gut wie seit vielen Jahren nicht mehr: Auf 100
Ausbildungsplatznachfragende kamen 2018 rund 97 Angebote.

Die Bemühungen der Wirtschaft, angesichts der zunehmenden
Besetzungsprobleme das Interesse junger Menschen nach einer dualen
Berufsausbildung zu steigern, hatten bei jungen Männern Erfolg: 384.900
fragten einen Ausbildungsplatz nach - ebenfalls ein neuer Spitzenwert seit
2009. Völlig gegensätzlich verlief allerdings die Entwicklung bei den
jungen Frauen: Lediglich 225.100 wurden gezählt, die eine duale
Berufsausbildung nachfragten - ein historischer Tiefstand. Dieser
Negativrekord dämpfte auch den Zuwachs bei der Zahl der neu
abgeschlossenen Ausbildungsverträge, die mit 531.400 um +8.100 (+1,6 %)
höher ausfiel als im Vorjahr.

Dies sind zentrale Ergebnisse der Analysen des Bundesinstituts für
Berufsbildung (BIBB) zur Entwicklung des Ausbildungsmarktes im Jahr 2018.
Sie basieren auf der BIBB-Erhebung über neu abgeschlossene
Ausbildungsverträge zum 30. September sowie auf der
Ausbildungsmarktstatistik der Bundesagentur für Arbeit (BA).

Laut BIBB-Analysen kommt der Rückgang der Nachfrage bei den jungen Frauen
weniger überraschend als die stark gestiegene Nachfrage auf Seiten der
jungen Männer. Denn in den letzten Jahren sanken bei beiden Geschlechtern
die Schulabgängerzahlen, und bei beiden Geschlechtern setzte sich der
Trend zu höheren Schulabschlüssen sowie zum Studium weiter fort.
Infolgedessen brach vor allem in den primären Dienstleistungsberufen mit
bislang hohen Hauptschülerinnenanteilen die Zahl der
Ausbildungsanfängerinnen stark ein. Hierzu zählen zum Beispiel Berufe wie
Fachverkäuferin im Lebensmittelhandwerk oder Restaurantfachfrau.

Bei den Männern ist es deutlich stärker als bei den Frauen gelungen, neue
Interessentengruppen außerhalb der aktuellen Schulabgängerjahrgänge für
die Berufsausbildung zu gewinnen. Hierzu zählen:


	männliche Abiturienten, die im Schnitt nicht so gute Abiturnoten erzielen wie junge Frauen und deshalb verstärkt eine Berufsausbildung in Betracht ziehen,

	männliche Studierende, die im Schnitt häufiger als Frauen ihr Studium abbrechen und anschließend eine duale Berufsausbildung aufnehmen möchten, sowie

	männliche Migranten, die weitaus häufiger unter den jungen Geflüchteten zu finden sind als Migrantinnen und in den letzten drei Jahren zunehmend für eine Berufsausbildung gewonnen werden konnten.



Aufgrund dieser Entwicklungen war es möglich, die Zahl der mit Männern
abgeschlossenen Ausbildungsverträge 2018 auf 335.500 zu steigern, 9.900
mehr als im Vorjahr. Die Zahl der mit jungen Frauen abgeschlossenen
Verträge fiel dagegen mit 195.900 nochmals um 1.800 niedriger aus als im
Vorjahr.

BIBB-Präsident Friedrich Hubert Esser wertet es als Erfolg für die duale
Berufsausbildung, dass es offensichtlich gelungen ist, neben den aktuellen
Schulabgängerklassen in größerem Umfang neue Interessenten zu gewinnen.
"Dennoch zeigt die hohe Zahl von unbesetzten Ausbildungsplätzen, dass bei
der Sicherung des Fachkräftebedarfs keine Entwarnung angesagt ist. Wenn
das Interesse junger Frauen an bestimmten Berufen stärker sinkt, als es
vom demografischen Trend her zu erwarten ist, dann ist dies ein
Alarmsignal. Es muss überprüft werden, wie junge Frauen bestimmte Berufe
wahrnehmen und ob gegebenenfalls Maßnahmen zur Attraktivitätssteigerung
erforderlich sind." Ausbildungsplätze zu besetzen, werde zunehmend zu
einer Herausforderung für die Wirtschaft, denn inzwischen gebe es bereits
Berufe, in denen mehr als ein Drittel aller betrieblichen
Ausbildungsplatzangebote ungenutzt blieben.



Weitere Informationen, Statistiken, Tabellen, Grafiken und interaktive
Regionalkarten

• im Internetangebot des BIBB unter:

www.bibb.de/naa309-2018

• in der aktuellen Ausgabe der BIBB-Fachzeitschrift "Berufsbildung in
Wissenschaft und Praxis (BWP), Heft 6/2018: "Wo bleiben die jungen Frauen?
Ursachen für die sinkende Beteiligung an der dualen Berufsausbildung"
unter www.bibb.de/bwp-9484 sowie

• im Fachbeitrag "Deutlich mehr Ausbildungsplatzangebote, jedoch erneut
mehr unbesetzte Plätze. Die Entwicklung des Ausbildungsmarktes im Jahr 2018"
unter www.bibb.de/ausbildungsmarkt2018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 12.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





GEWERKSCHAFT/284: "Mehr Geld für Bildung notwendig" (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 13. Dezember 2018

GEW: "Mehr Geld für Bildung notwendig"

Gewerkschaft zum Bildungsfinanzbericht



Frankfurt a.M. - "Mehr Geld für Bildung" hat die Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft (GEW) mit Blick auf den heute veröffentlichten
Bildungsfinanzbericht 2018 angemahnt. "Die Jubel-Rekordzahlen dürfen nicht
darüber hinweg täuschen, dass das Bildungswesen in Deutschland weiterhin
dramatisch unterfinanziert ist", sagte Ansgar Klinger,
GEW-Vorstandsmitglied für Berufliche Bildung und Weiterbildung, am
Donnerstag in Frankfurt a.M. "Dass die Bildungsausgaben steigen, ist in
einer prosperierenden Gesellschaft und bei einer wachsenden Zahl Lernender
nichts Besonderes. Gemessen an seiner Wirtschaftskraft gibt Deutschland
aber nicht nur weniger Geld aus als die OECD-Staaten im Schnitt, sondern
auch als die Staaten der Europäischen Union." Dies zeige der OECD-Bericht
"Bildung auf einen Blick" jährlich auf.

"Seit 2015 wollte Deutschland zehn Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP)
in Bildung und Forschung zu investieren - sieben Prozent in Bildung und
drei in Forschung. Von diesem Ziel, vereinbart 2008 zwischen Kanzlerin
Angela Merkel (CDU) und den Ministerpräsidenten, ist die Bundesrepublik
immer noch weit entfernt", betonte Klinger. Gäbe Deutschland für die
Bildungseinrichtungen des Primär- bis Tertiärbereichs nicht 4,2 Prozent,
sondern wie Norwegen 6,4 Prozent aus, hätten die Einrichtungen zusätzlich
66,9 Milliarden Euro für mehr und bessere Bildung gehabt.

Der Bericht mache noch auf ein weiteres Finanzierungsproblem im deutschen
Bildungsföderalismus aufmerksam: Von den 133,4 Milliarden öffentlicher
Bildungsausgaben bestritten die Länder mit gut 71 Prozent das Gros der
öffentlichen Ausgaben, die Kommunen leisteten einen Beitrag von knapp 22
Prozent, der Bund zahle gerade einmal 7 Prozent. "Das Kooperationsverbot
muss weiter gelockert werden, damit sich der Bund mit zusätzlichen Mitteln
in der Bildung engagieren kann. Nur mit einem Schulterschluss von Bund,
Ländern und Kommunen können die wachsenden Aufgaben im Bildungsbereich
gestemmt werden", unterstrich Klinger.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Dezember 2018

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





MELDUNG/632: Runder Tisch zu den Kriterien der drei Stufen für das Staatliche Tierwohlkennzeichen (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 204 vom 12.12.2018

Julia Klöckner: 

"Nur Klarheit in der Kennzeichnung statt konkurrierender Systeme bietet
Verbrauchern Orientierung"

Runder Tisch der Bundeslandwirtschaftsministerin mit Spitzenvertretern der
Landwirtschaft, des Ernährungssektors, der Verbraucher, des Deutschen
Tierschutzbundes und der Abgeordneten der Regierungsfraktionen zu den
Kriterien der drei Stufen für das Staatliche Tierwohlkennzeichen



Am Mittwoch fand ein erneutes Treffen zum Staatlichen Tierwohlkennzeichen
auf Einladung der Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner im
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft statt. Klöckner nutzte
den Runden Tisch, um alle Beteiligten über den Stand der Arbeiten des
Ministeriums und über mögliche Kriterien für die Stufen des
Tierwohlkennzeichens zu informieren und mit ihnen zu diskutieren.

Dazu Bundesministerin Julia Klöckner: "Wir haben schon ein gutes Stück Weg
hinter uns, und wir alle wissen: Nach wie vor erwarten die Verbraucherinnen
und Verbraucher eine bessere Orientierung beim Einkauf von
Fleischprodukten. Sie möchten wissen, was sich tatsächlich für die Tiere
verbessert hat, wenn sie gekennzeichnetes Fleisch kaufen, und sie möchten
Vertrauen haben können, dass dies auch unabhängig kontrolliert wurde und
der Wahrheit entspricht. Der Staat hat bei den Bürgern nach wie vor einen
Vertrauensvorschuss in Sachen Glaubwürdigkeit und Transparenz. Deshalb
arbeiten wir unter Hochdruck an der Einführung eines staatlichen
Tierwohlkennzeichens. Das Kennzeichen kommt! Nicht nur, weil wir uns im
Koalitionsvertrag dazu verpflichtet haben, sondern weil wir zutiefst von
der Notwendigkeit und vom Erfolg eines staatlichen Tierwohlkennzeichens
überzeugt sind."

Vorangegangen waren zahlreiche Gespräche mit allen Akteuren.

Julia Klöckner: "Das Staatliche Kennzeichen soll eine klare Orientierung
für den Verbraucher sein bei der Vielfältigkeit bereits bestehender Label.
Das ist wichtig, denn eine Zersplitterung wäre das Gegenteil einer
Orientierung. Wir brauchen die ganze Wertschöpfungskette zum Gelingen. Wir
wollen den Landwirten einen Einstieg in bessere Haltungsbedingungen
ermöglichen, dazu brauchen wir einen realistischen Einstieg in der ersten
Stufe. Dieser Einstieg soll ein klarer und sichtbarer Schritt hin zu einer
tiergerechteren Haltung sein, mit dem wir Lösungen für existierende
Probleme in der Tierhaltung angehen. Nur gemeinsam mit allen Beteiligten
werden wir dem Kennzeichen zu einem Erfolg verhelfen. Mehr Tierwohl kann
und soll es nicht zum Nulltarif geben. Die Verbraucher müssen erkennen,
wofür sie mehr Geld ausgeben und Landwirte dürfen nicht auf ihren Kosten
sitzen bleiben. Mehr Tierwohl kann und soll es nicht zum Nulltarif geben.
Auch da bin ich mir mit den Teilnehmern des heutigen Runden Tisches einig.

Zu den geplanten Eckpfeilern für ein Kennzeichen, dass dem Verbraucher ein
Mehr an Tierwohl optisch sichtbar macht, gehören:


	die freiwillige Teilnahme

	drei Stufen, die Einstiegsstufe über dem gesetzlichen Mindeststandard

	Kriterien von der Geburt über Aufzucht, Mast, Transport und Schlachtung, die nicht nur die Haltungssysteme, sondern auch das Management und das Tier selbst berücksichtigen

	Start mit dem Bereich Schwein, später Ausdehnung auf weitere Nutztiere

	Nämlichkeit der Produkte

	unabhängiges Kontrollsystem

	Verwaltung durch Bundesbehörde

	nationaler Rechtsrahmen durch Gesetz und Verordnung

	Finanzierung über den Markt, gegebenenfalls Flankierung durch staatliche Förderung der Maßnahmen beim Landwirt

	staatlich finanzierte Markteinführungskampagne



 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 204 vom 12.12.2018

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Dienstsitz Bonn:

Besucheranschrift: Rochusstraße 1, 53123 Bonn

Postanschrift: Postfach 14 02 70, 53107 Bonn

Dienstsitz Berlin:

Besucheranschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 529-3174, -3208, Fax: 030/18 529-3179

E-Mail: pressestelle@bmel.bund.de

Internet: www.bmel.de
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INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





KULTUR/1026: Sexualität - gezielte Verwechslung ... (SB)




The real brilliance of patriarchy... it doesn't just naturalise oppression. 
It sexualises acts of oppression. It eroticises domination and subordination. It
institutionalises them as masculinity and femininity. So, it naturalises, it
eroticises and it institutionalises domination and subordination. The brilliance
of feminism is that we figured that out.


Lierre Keith - A call to feminists to remember the history and sex-based nature
of women's oppression [1]

Das Produzieren und Vermarkten von Pornografie ist Bestandteil der globalen
Unterhaltungsindustrie und dennoch kein Gewerbe wie jedes andere auf dem Feld
audiovisueller Bespaßung. Auch wenn einige KulturtheoretikerInnen den häufig von
Erniedrigung, Unterwerfung und Vergewaltigung bestimmten Darstellungen
künstlerischen Wert zumessen, hält sich die feuilletonistische Rezensierung von
Pornografie in überschaubaren Grenzen. Da der Konsum pornografischer
Inszenierungen nicht mehr in den Bahnhofskinos und Pornoläden früherer Jahrzehnte
stattfindet, sondern ins Internet ausgewandert ist und sich dort zu einer
Milliardenindustrie vervielfältigt hat, sind Zurschaustellungen auch höchst
brutaler Formen sexueller Ausbeutung heute problemlos für Kinder und Jugendliche
verfügbar. Das hauptsächlich über Seitenaufrufe und weniger die Produktion von
Filmen profitable Geschäft hat zwar einen schlechten Ruf, ist aber zugleich als
vermeintlich notwendiges gesellschaftliches Regulativ akzeptiert.

Nicht nur Feministinnen haben, da Frauen die hauptsächlich Betroffenen sind,
gute Gründe, die Praktiken der gobalen Pornoindustrie anzugreifen. Die dort
vollzogenen Formen der sexuellen Ausbeutung sind längst nicht mehr als
Emanzipation von einer religiös begründeten Sexualmoral zu begründen, die
vorgab, das sündhaft Sittenlose zu bekämpfen, während sie tatsächlich Frauen an
der Inanspruchnahme ihrer Freiheit hinderte. Wer heute Big Porn, so wird die
Industrie in den umsatz- wie produktionstechnisch führenden USA genannt,
kritisiert, muß nicht aus dem Lager prüder Evangelikaler stammen. Da deren
moralische Probleme längst nicht mehr unüberwindbar erscheinen, wie der Zuspruch
zu dem frauenfeindlichen Präsidenten Donald Trump aus dem evangelikalen Lager
und zahlreiche mit Sexaffären in die Schlagzeilen geratene Sittenprediger
verraten, kann man sie ebensogut auf der Seite der Porno-KonsumentInnen verorten.

Zugleich kommt auch manche sich aufgeklärt gebende Kritik der Pornografie mit
moralisierenden Breitseiten von eher repressivem Zuschnitt daher. Bei der Suche
nach Schuldigen für die gesellschaftliche Freizügigkeit, ohne die
pornografisches Material nur in der Illegalität verbreitet werden könnte, wird
gerne die linksalternative Entwicklung seit den 1960er Jahren verantwortlich
gemacht, als hätten deren AktivistInnen die Absicht gehabt, ein kapitalistisches
Unternehmen von Weltformat zu unterstützen. So stellt der Schriftsteller Wolf
Reiser in dem Artikel "Die Pornografisierung als globale Waffe" [1] eine direkte
Verbindung zwischen der Libertinage der US-amerikanischen Gegenkultur der 1960er
Jahre wie ihrer Ausläuferinnen in den linken Kreisen der Bundesrepublik zum
Aufstieg des Pornogeschäftes zu einer globalen Megabranche her. Schließlich
lastet er die Entfremdungswirkung und den Gewaltgehalt heutiger Pornografie mit
einem polemischen Rundumschlag Menschen an, die sich für
Geschlechtergerechtigkeit und sexuelle Selbstbestimmung einsetzen.


Auf der Suche nach Schuldigen

Wo Reiser den massenhaften Konsum von Hardcore-Pornografie als Ergebnis "des
souveränen Surfens inmitten des cool-urbanen Gendermorasts" und falsch
verstandener Toleranz "unseres derzeit herrschenden Juste Milieus" darstellt, wo
er sich darüber beklagt, daß "die sexuellen Gewaltauswüchse des Migrantenmilieus
speziell und nur in Deutschland unter dem Schutzschirm eines generellen Tabus
gehalten werden", wo er über "verquasten Gender-Muff und klebrige Coming-Outs"
polemisiert, geht sein Angriff zielgerichtet und absichtsvoll an den
maßgeblichen Faktoren der Verbreitung pornografischer Inhalte vorbei. Kein Wort
über den insbesondere im Pornogeschäft hergestellten Warencharakter des
weiblichen Körpers, kein Wort über patriarchale Herrschaft und die ihr immanente
Unterwerfung und Objektivierung von Frauen, kein Wort über den systemischen
Charakter der Versklavung des Menschen zur Ausbeutung durch fremde Zwecke.

Reiser zieht eine direkte Verbindung zwischen dem emanzipatorischen und
revolutionären Aufbruch der 1960er Jahre und der Entstehung der globalen
Pornoindustrie, als sei der Beginn dieser Bewegung und ein Großteil ihrer
Geschichte nicht zutiefst antikapitalistisch gewesen. Auf das kleine Einmaleins der
Absorption oppositioneller Bewegungen durch herrschaftliche
Einbindungsstrategien, mit Hilfe derer progressive Ziele gegen sich selbst
gekehrt werden, hätte zumindest eingegangen werden müssen, um die These belegen
zu können, daß die Pornoindustrie aus dem Scheitern der US-amerikanischen
Gegenkultur hervorgegangen sei.

Während der Autor die gewaltsame Bekämpfung der aus der Counterculture
hervorgegangenen Bewegungen beschreibt, vermeidet er, über den qualitativen
Bruch mit den von ihnen propagierten Werten und Zielen sozialen Widerstandes und
politischer Befreiung aufzuklären. Statt dessen heißt es bei ihm, es sei "nur
eine Frage der Zeit" gewesen, "bis die zwanghafte Libertinisierung am letzten
und heiligsten Tabu angelangt war, der Verbindung von Pornographie und
Holocaust, Hakenkreuz und Analbonage (Schreibweise im Original)". Daß sich
Befreiung und Zwang ausschließen, war nicht nur den frühen Hippies klar, sondern
auch den in den 1960er Jahren entstandenen emanzipatorischen Bewegungen des
Feminismus und der Schwulenemanzipation. Wie viele Leute auch immer die
Aufhebung sexueller Tabus als "zwanghaft" empfunden haben mögen, mit der
Überwindung einer repressiven klerikalen Sexualmoral wurde nicht nur, wie deren
Verfechter gerne behaupten, Lustgewinn angestrebt, sondern es ging um die
Bekämpfung objektiver Gewaltverhältnisse, die insbesondere Frauen betrafen, wie
den normierenden Zwang von Geschlechterstereotypien, mit denen sich die
Betroffenen nicht identifizieren konnten.


Am Anfang aller Entgleisungen Hippie-Kultur und 68er-Bewegung

Daß in der dieses Jahr sehr präsenten Ikonografie der 1960er Jahre ein Nacktbild
aus der Westberliner Kommune 1 einen zentralen Platz einnimmt, ist vor allem dem
Medienmechanismus geschuldet, komplexe Entwicklungen auf einfachste Begriffe zu
bringen und revolutionäre Ideen nicht etwa offen zu diskutieren, sondern ins
Licht unheiliger Motive zu stellen. Das von Wolf Reiser hergestellte
Kausalverhältnis von körperlicher und sexueller Befreiung als Mittel des
Ausbruchs aus einer kleinfamiliären Sozialisation, die die Heranwachsenden zu
autoritätshörigen StaatsbürgerInnen, zu anspruchslosen Lohnabhängigen, zu
Denunzianten und Kanonenfutter erziehen sollte, zu einer milliardenschweren
Pornoindustrie, die ihr Geld insbesondere mit der Unterwerfung und Erniedrigung
von Frauen durch Männer macht, kann auch auf gegenteilige Weise als
dialektischer Umschlag gesellschaftlicher Befreiungsbewegungen in Agenturen
kapitalistischer und neoliberaler Herrschaft gedeutet werden.

Es paßt ins Bild einer an der Oberfläche der zeitgeschichtlichen
Erscheinungsform verbleibenden Analyse, daß Reiser den Regisseur Rainer Werner
Fassbinder quasi zum Kronzeugen für die linke Legitimation pornografischer
Produktivität macht. Dabei läßt sich das angeführte Zitat aus dessen letztem
Interview am 9. Juni 1982 auch ganz anders lesen.

Jemand muss sich in die tiefsten Tiefen dieser Gesellschaft begeben, um sich
 für eine neue zu befreien oder sich befreien zu können. Jeder, der sich an
 Grenzen begibt oder sie übertritt, muss zwangsläufig in dieser Gesellschaft
 pornographisch sein, und jede denkbare Utopie birgt natürlich in sich die
 Gefahr faschistoider Momente. Das ist ganz klar. [2] 



Selbstverständlich erscheinen Grenzüberschreitungen, ohne die sich das Vorhaben,
Sexualität vom Regime der ihr aufgelasteten Schuld und Sünde zu befreien, nicht
angehen läßt, in einer Gesellschaft, die diesen Versuch mit allen Mitteln zu
verhindern trachtet, als von den Imperativen repressiver Sexualmoral
überzeichnet und verzerrt. Demgemäß läuft auch die Überwindung seit
Jahrhunderten fest angezogener Fesseln des Patriarchats und des Kolonialismus
Gefahr, neue Formen der Unterdrückung hervorzubringen. Angesichts dieser Gefahr
darauf zu verzichten, die Grenzen sozialer Feindseligkeit und herrschaftlicher
Unterdrückung zu überwinden, ist letztlich eine persönliche Entscheidung, die in
der Regel anhand des Grades an Zufriedenheit getroffen wird, mit der ein Leben
in mehr oder minder großer Unmündigkeit und Besinnungslosigkeit geführt wird.


Unsichtbar, omnipräsent ... das Patriarchat

Die Einsicht in die Haltlosigkeit unbescheidener Befreiungsversuche könnte den
herrschenden Kräften nicht gelegener kommen, und das sind im Falle der
Hardcore-Pornografie vor allem weiße Männer. Zu diesem Verhältnis hat die
radikale Feministin Gail Dines viel zu sagen. Die zu den führenden linken
KritikerInnen der Pornoindustrie gehörende Aktivistin wird von Reiser mit der
Aussage zitiert, der expansive Charakter der Pornoindustrie wirke wie "ein
massives soziales Experiment, dessen Labor die reale Welt ist", was zur Folge
habe, daß "alle Betroffenen systematisch entmenschlicht und dominiert werden und
man sie am Ende ihrer gesamten Sexualität beraubt".

Der Autor des auf Telepolis veröffentlichten Artikels stellt Gail Dines
lediglich als Wissenschaftlerin und nicht als Feministin vor. Dabei leistet die
Verfasserin des Buches "Pornland", aus dem Reiser zitiert, fundierte Kritik am
Patriarchat. Es sei stets der Hauptfeind des radikalen Feminismus gewesen und
habe die Kommodifizierung des weiblichen Körpers im Neoliberalismus auf die
Spitze getrieben, so die zentrale Linie ihres Vortrages "Putting the Radical
back in Feminism" [3] vom November 2014. Darin stellt sie die Kritik an der
Pornografie, für die sie bekannt ist, in direkten Zusammenhang zur notwendigen
Radikalität eines Feminismus, dessen Aktivistinnen sich der zweiten Welle der
Frauenbewegung zuordnen, die in den 1960er Jahren entstand und deren Widerstand
gegen das Patriarchat in marxistischer Institutionen- und Kapitalismuskritik
verankert war.

Dines spart die für das US-Pornogeschäft spezifischen Probleme rassistischer
Darbietungen nicht aus. So wirbt eine laut ihr ohne weiteres verfügbare Webseite
für pornografisches Material mit der Ankündigung "We destroy ghetto hoes". Der
Kopf einer Afroamerikanerin, der, wie erklärt wird, "some white cocks" eine
Lektion erteilen wollen, wird ins Klo gesteckt. Dann wird abgezogen und die Frau
währenddessen von weißen Männern anal penetriert. Würden maskuliner Frauenhaß
und die Degradierung weiblicher Körper zu ausschließlich männlichem Lustgewinn
unterworfenen Objekten vor allem an nichtweißen Menschen, an JüdInnen,
MuslimInnen oder YezidInnen vollzogen, wäre das Abfeiern von Porno als Ausdruck
kultureller Freiheit und individueller Selbstbestimmung kaum vorstellbar.

Die rassistische Aufladung sexueller Erniedrigung ist ein Beispiel von vielen,
das die notorische Menschen- und Frauenverachtung eines Geschäfts zeigt, dem,
wie Reiser es nennt, die Funktion einer "globalen Waffe" zugeschrieben werden
kann. Sie richtet sich sehr konkret gegen Frauen, die, wie viele Aussagen von
PornodarstellerInnen belegen, durch ihre Arbeit physisch wie psychisch schwer
geschädigt werden können. Bei aller in Anspruch genommenen beruflichen
Wahlfreiheit wird häufig ein hoher Preis entrichtet, um den Lebensunterhalt
bestreiten zu können. Daß die freie Berufswahl in einem auf Mehrwertproduktion
durch Lohnabhängigkeit basierenden Kapitalismus so relativ wie die Totalität der
Arbeitsgesellschaft absolut ist, schwächt den Anspruch auf Selbstbestimmung bei
Menschen, die nichts als ihren Körper zu verkaufen haben, bis hin zur Nötigung,
jeden Job annehmen zu müssen, der verfügbar ist.

Und was lernen 11jährige Jungen aus den Szenen massiver sexueller Erniedrigung,
die sie auf ihrem Smartphone sehen? Das Aufnehmen einer respektvollen Beziehung
zu einer Sexualpartnerin oder einem Sexualpartner könnte zumindest erschwert
werden. Fragen wie diese stellt auch der Autor Wolf Reiser, doch das
Gewaltproblem im warenförmigen gegen- wie gleichgeschlechtlichen Sex bleibt
unbearbeitet, da die ganze Empörung auf Menschen und Entwicklungen gerichtet
wird, die durchaus daran interessiert waren, eben diesem auf den Grund zu gehen.


Von der Vielfalt und Streitbarkeit feministischer Positionen lernen

Der innerfeministische Streit zwischen Radikal- und Queerfeminismus dreht sich
unter anderem um die Frage, inwiefern die Arbeit in der Pornoindustrie überhaupt
selbstbestimmt sein kann oder von ökonomischen und anderen Zwängen bedingt ist. 
Während Gail Dines Feministinnen der dritten Generation dafür kritisiert, das
Geldverdienen im Pornogeschäft als Ausdruck individueller Wahlfreiheit und als
ganz normale Sexarbeit zu verteidigen, kritisieren diese den Radikalfeminismus
für die Aufrechterhaltung des binären Geschlechterkonstruktes, für
Trans*feindlichkeit und einen Aktivismus, der noch im Klassenkampf früherer
Jahre verankert sei.

Kritik am Pornogeschäft zu leisten, ohne über Feminismus und Patriarchat
überhaupt zu sprechen, ignoriert die seit vielen Jahren intensiv geführte
Diskussion unter AktivistInnen, die gegen die Unterdrückung von Frauen, gegen
eine Kultur der Vergewaltigung, gegen heteronormative Rollenzuweisungen und
gegen patriarchale Herrschaft kämpfen. Der aus dieser Auseinandersetzung
resultierende Umgang mit Pornografie ist weit relevanter als jede moralische
Empörung, die sich an den dort üblichen Formen sexualisierter Erniedrigung und
Demütigung entzündet. So drastisch dies im einzelnen geschieht, so wenig sind
diese Gewaltverhältnisse von denjenigen zu lösen, die die kapitalistische
Vergesellschaftung generell hervorbringt.

Indem Wolf Reiser die materialistischen Bedingungen des Pornogeschäftes wie die
ihm immanente Instrumentalisierung von ethnischer Herkunft, geschlechtlicher
Identität und klassenspezifischen Widersprüchen ausblendet, bleibt ihm nur der
Impetus moralischer Empörung, um seine Polemik voranzutreiben. Dabei mit dem
Finger auf linke und grüne PolitikerInnen zu zeigen, unter denen ebenso Kritik
am freizügigen Umgang mit Pornografie geübt wie ihr Verbot als Ausdruck weiterer
staatlicher Ermächtigung kritisiert wird, kann schlechterdings nur ideologischen
Ressentiments geschuldet sein. In Anbetracht immer neuer Anläufe des Staates zur
Einschränkung bürgerlicher Freiheiten mit Verbotsforderungen vorsichtig
umzugehen, da stets mitgedacht werden muß, ob damit nicht Vorwandslagen für
massive Einschränkungen geschaffen werden, sollte für demokratisch gesonnene
Menschen ebenso selbstverständlich sein, wie das Problem der Verfügbarkeit
pornografischer Inhalte für Kinder und Jugendliche nicht zu ignorieren.

Mit dem pauschalen Eindreschen auf Genderfragen stellt sich der Autor des
Telepolis-Artikels, wissentlich oder nicht, in eine Reihe mit neurechten
AntifeministInnen, denen jeder Verweis auf die unabgeschlossene Emanzipation der
Frau und jede Kritik am binären Geschlechterkonstrukt ein ideologisch
anzuprangernder Angriff auf ihre Werte und Gewißheiten ist. Wie sich am Aufstieg
der Neuen Rechten zu einer politischen Kraft mit Anspruch auf ideologische
Hegemonie zeigt, versuchen sie insbesondere im Kampf gegen die in vielen
Jahrzehnten des feministischen Kampfes erstrittenen Fortschritte für Frauen wie
den emanzipatorischen Umgang mit Fragen der Geschlechtergerechtigkeit und
binären Geschlechterordnung Geländegewinne zu machen [5]. Es handelt sich um einen
Rollback patriarchaler Herrschaft sondergleichen, wie auch die lauter werdenden
Forderungen nach Einschränkungen des Abtreibungsrechtes zeigen. Diese
Entwicklung wird nicht dadurch gestoppt, daß manifeste Formen patriarchaler
Dominanz wie die weltweit expandierende Pornoindustrie unterdrückt werden. Es
geht um Befreiung in einem fundamentalen, kein Lebewesen ausschließenden Sinne,
der die Überwindung der politischen Ohnmacht des atomisierten Marktsubjektes
selbstverständlich immanent ist.


Fußnoten:

[1] https://reneejg.net/2017/02/07/a-call-to-feminists-to-remember-the-history-and-sex-based-nature-of-womens-oppression/

ins Deutsche übersetzt von Mira Sigel:
 
Das wirklich Brillante am Patriarchat...es verwandelt Unterdrückung nicht nur in

etwas Natürliches, es sexualisiert den Unterdrückungsakt. Es erotisiert Dominanz

und Unterwerfung. Es institutionalisiert sie als Maskulinität und Feminität.
 
Also normalisiert, erotisiert und institutionalisiert Unterwerfung. Das

Brillante am Feminismus ist, dass wir das erkannt haben.
 
https://diestoerenfriedas.de/ein-aufruf-an-feministinnen-sich-an-das-historische-und-geschlechterbasierte-wesen-ihrer-unterdrueckung-zu-erinnern/

[2] Telepolis, 08. Dezember 2018
 
https://www.heise.de/tp/features/Die-Pornografisierung-als-globale-Waffe-4239828.html?view=print

[3] a.a.O.

[4] http://www.wrongkindofgreen.org/2017/01/27/watch-gail-dines-putting-the-radical-back-in-feminism/

[5] http://schattenblick.de/infopool/d-brille/report/dbrb0078.html
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MILITÄR/931: Rüstung - wachsende Profite in Ost und West ... (SB)




Die weltweiten Rüstungsverkäufe haben das dritte Jahr in Folge
zugenommen. Demnach verkauften im vergangenen Jahr die 100 größten
Rüstungsunternehmen der Welt Waffen und militärische Dienstleistungen
im Wert von rund 398,2 Mrd. Dollar (350 Mrd. Euro); das sind 2,5
Prozent mehr als 2016, meldete das Stockholmer SIPRI-Institut. 57
Prozent des Umsatzes machten US-Rüstungskonzerne. Mangels
zuverlässiger Daten sind chinesische Unternehmen in dieser Summe
nicht enthalten [1].

In der Gruppe der Top-100-Rüstungskonzerne sind die USA mit 42 und
Deutschland mit vier Unternehmen vertreten, wobei Konzerne wie
Rheinmetall und Thyssen-Krupp ihren Umsatz binnen eines Jahres um 10
Prozent gesteigert haben. Auf Platz zwei nach den Vereinigten Staaten
kommt Rußland, das damit das seit 2002 regelmäßig an zweiter Stelle
stehende Vereinigte Königreich abgelöst hat. Die zehn russischen
Top-100-Rüstungskonzerne kamen auf zusammen 37,7 Mrd. Dollar. Das ist
allerdings nur ein Sechstel dessen, was die 42
Top-100-Rüstungskonzerne der USA umgesetzt haben. Die größte
Steigerung an Waffenverkäufen innerhalb eines Jahres entfällt mit 24
Prozent auf die Türkei.

Zwar muß der Sitz einer Firma in einem bestimmten Land nicht
zwangsläufig bedeuten, daß dieses selber über einen entsprechend
hohen Militäretat verfügt, doch zeigt die Praxis den engen
Zusammenhang zwischen militaristischer Politik und der Produktion
militärischer Güter. Beispielsweise sind in den USA viele
Rüstungskonzerne ansässig, zugleich leistet sich das Land den mit
Abstand größten Militärhaushalt und ist auch wie kein anderes bereit,
seine hegemonialen Interessen unter Einsatz von Waffen durchzusetzen.
"US-Unternehmen profitieren direkt vom anhaltenden Bedarf des
US-Verteidigungsministeriums nach Waffen", sagte Aude Fleurant,
SIPRI-Leiterin des Arms and Military Expenditure Programme.

Unterfüttert mit einer Weltmachtstatus beanspruchenden Militärdoktrin
der "full spectrum dominance", also einer unangefochtenen
Vorherrschaft bei allen Streitkräftegattungen (zu Boden, Luft und
Wasser, im Weltraum und der Cyberwelt), versuchen die USA ihre
außenpolitischen Ziele regelmäßig mit militärischen Mitteln zu
erreichen. Neben unmittelbaren kriegerischen Einsätzen wie
gegenwärtig in Afghanistan und Syrien sowie Stellvertreterkriegen zum
Beispiel via Saudi-Arabien und dessen Verbündete in Jemen betreiben
die USA auch einen Drohnenkrieg vor allem in Asien und Afrika, der so
entgrenzt ist, wie es der vom früheren Präsidenten George W. Bush
jun. ausgerufene "Global War On Terror", der globale Krieg gegen
Terror, nahelegt.

Allein die SIPRI-Zahlen legen nahe, daß sich die Welt auf einen
großen Krieg zubewegt, der die Nachfrage nach Waffen mehr und mehr
erhöht. Doch greift die unter anderem in Kreisen der Friedensbewegung
vertretene These, daß die Ökonomie, also die profitorientierten
Rüstungskonzerne, als treibenden Kraft hinter der in den letzten
Jahren verschärften Aufrüstung stecken, etwas kurz. Sicherlich, die
Rüstungsunternehmen haben Profitinteressen und sind nicht ohne
Einfluß auf die Politik. Und doch stellt die Ökonomie lediglich ein
Mittel zur Verfolgung von Herrschaftsinteressen eines Staates nach
innen wie nach außen dar. Eine Regierung hätte gegenüber der
Wirtschaft durchaus das nötige Durchsetzungsvermögen, um in das
Marktgeschehen einzugreifen und die Waffenproduktion runterzufahren.

Das gesellschaftliche Beteiligungsnetz an der exorbitanten Aufrüstung
reicht von den Chefetagen der Rüstungsfabriken bis zu den
Fließbandarbeitern (die schon wissen, warum sie es vorziehen, Waffen
zusammenzuschrauben, anstatt womöglich von diesen getroffen zu werden
wie all die Verdammten dieser Erde), von den politischen
Entscheidungsträgern bis in die feinste Verästelung der übrigen
Gesellschaft hinein, die zwar unterschiedlich, aber gemeinsam von der
militärischen Stärke eines Landes profitieren.

Auch wenn die Bundesrepublik Deutschland nicht zur allervordersten
Front der weltweiten Rüstungsproduzenten zählt und auch hinsichtlich
seiner direkten Kriegsbeteiligung bislang nicht immer die erste Geige
spielt, wie die Beispiele Irak und Libyen zeigen, profitiert es und
damit jeder einzelne der Gesellschaft von der heimischen
Rüstungsindustrie und darüber hinaus der Mitgliedschaft im
Militärbündnis NATO. Der verglichen mit den meisten Staaten in der
Welt relative Wohlstand hierzulande wird letztendlich durch jenen
militärischen Pakt abgesichert, ungeachtet seiner inneren
Widersprüche. Dabei ist es nicht das deutsche Territorium, das
gegenwärtig beispielsweise am Hindukusch "verteidigt" wird, wohl aber
das kulturelle, gesellschaftliche und damit auch wirtschaftliche
Modell Deutschlands und seiner Bevölkerung.

Es bedarf keiner prophetischen Gabe, um vorauszusagen, daß sich die
allgemeine Aufrüstung, für die SIPRI die Zahlen liefert, irgendwann
vermeintlich zwangsläufig entladen wird, und daß der nächste
Weltkrieg noch mörderischer sein wird als die vorangegangenen. Hat
der Einsatz von Atombomben das Ende des Zweiten Weltkriegs
eingeleitet, könnten diese beim nächsten Mal den Anfang markieren.
Nur ein Zyniker würde etwas Gutes darin sehen, daß der nukleare
Winter, der bei einem Schlagabtausch mit Atombomben unvermeidlich
eintreten und die globale Nahrungsmittelproduktion auf Jahre hinaus
zum Erliegen bringen würde, wenigstens das Problem der globalen
Erwärmung schlagartig beenden dürfte ...


Fußnote:

[1] https://www.sipri.org/media/press-release/2018/global-arms-industry-us-companies-dominate-top-100-russian-arms-industry-moves-second-place
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ARMUT/267: Armutsbericht 2018 - Paritätischer fordert neue Armutspolitik (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 13. Dezember
2018

Armutsbericht 2018: 

Paritätischer korrigiert falsche Bilder der Armut und fordert neue
Armutspolitik



Ein Drittel der erwachsenen Armen in Deutschland ist erwerbstätig, jede*r
vierte arme Erwachsene ist in Rente oder Pension und nur ein Fünftel ist
arbeitslos, so nur einer der vielen brisanten Befunde des aktuellen
Armutsberichts des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes. Der Verband, für den
die Paritätische Forschungsstelle mit Daten des Sozio-oekonomischen Panels
(DIW) gerechnet hat, legt mit dem Bericht eine aktuelle Bestandsaufnahme
der Armut in Deutschland vor. Ein Novum ist, dass der Bericht unter anderem
erstmals der Frage nachgeht, wer die rund 13,7 Millionen Menschen, die in
Deutschland in Armut leben, faktisch sind. Er räumt dabei mit diversen
Klischees und Vorurteilen auf. So trifft offenbar auch die gängige Formel,
Bildung allein schütze vor Armut, nicht zu: Wie die Analyse des
Paritätischen zeigt, weisen fast drei Viertel der ab 25-jährigen Armen ein
mittleres oder sogar hohes Qualifikationsniveau auf.

"Es ist Zeit, dass populäre, aber falsche Bilder über Armut in Deutschland
korrigiert werden. Der Bericht zeigt, dass eine Neujustierung des
armutspolitischen Instrumentariums dringend nötig ist", so Ulrich
Schneider, Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbands. Mit Blick
auf den hohen Anteil Erwerbstätiger (33,2 %) und Rentnerinnen und Rentner
(24,8 %) unter der Gesamtheit der erwachsenen Armen sei es fatal, dass die
Politik regelmäßig auf die vergleichsweise unterdurchschnittlichen
Armutsrisikoquoten dieser Bevölkerungsgruppen verweise und das Problem der
Altersarmut und der Armut trotz Arbeit herunterzuspielen versuche.
"Angesichts der vorliegenden Daten gibt es keinerlei Entschuldigung mehr
für ein Nichtstun oder für Unzulänglichkeiten in der Bekämpfung von Armut
im Alter und bei Erwerbstätigen", so Schneider. Armut trotz Arbeit sei
dabei entgegen der weit verbreiteten Annahme keinesfalls hauptsächlich ein
Problem von Minijobs, so ein weiterer Befund. "Minijobber machen nur etwas
mehr als ein Viertel der erwerbstätigen Armen aus. Die ganz überwiegende
Mehrheit ist mehr als nur geringfügig tätig und 41 Prozent sind sogar voll
erwerbstätig. Armut geht jedoch vergleichsweise oft mit befristeter
Beschäftigung und Zeit- bzw. Leiharbeit einher", erläutert Schneider.

Der Armutsbericht des Paritätischen enthält weiterhin auch Befunde zur
"klassischen Betrachtung" von Armut, die bestätigen, dass insbesondere
Arbeitslose, Alleinerziehende, Menschen mit geringem Qualifikationsniveau
und Menschen mit Migrationshintergrund überdurchschnittlich oft von Armut
betroffen sind. Dass hier auch nach Jahren aller politischen
Absichtsbekundungen zum Trotz keine Verbesserung erkennbar ist, sei ein
"politischer Skandal", so der Verband. Insbesondere die Kinderarmut ist
laut Paritätischem Armutsbericht anhaltend und alarmierend hoch: Nicht nur
jedes fünfte Kind in Deutschland lebt in Armut, sondern auch jeder fünfte
arme Mensch in diesem Land ist ein Kind. Wie die Analysen der Paritätischen
Forschungsstelle zeigen, steigt bei Alleinerziehenden dabei das Risiko der
Einkommensarmut, desto jünger die Kinder sind: Weit über die Hälfte (56%)
der Alleinerziehenden mit zwei und mehr Kindern unter 15 Jahren, leben in
Armut.

Angesichts der Befunde fordert der Paritätische eine Neujustierung der
Armutspolitik, die künftig deutlich breiter verstanden und ausgerichtet
sein müsse. "Die Bekämpfung von Kinderarmut und insbesondere der Armut
unter Alleinerziehenden, Arbeitslosen und Migranten ist mitnichten obsolet
oder zweitrangig. Klar ist jedoch auch: Die armutspolitische Agenda muss
deutlich breiter werden. Armut wird niemals in der Breite bekämpft werden
können, ohne entsprechende Reformen in der Alterssicherung, ohne eine
anspruchsvolle Arbeitsmarkt- und Mindestlohnpolitik und ohne einen
Familienlastenausgleich, der arbeitende Eltern zuverlässig vor Armut
schützt", fordert Schneider.

Für das kommende Frühjahr kündigt der Paritätische einen großen
Armutskongress an, der gemeinsam mit DGB, AWO und Nationale Armutskonferenz
ausgerichtet und von zahlreichen Organisationen unterstützt wird.




Der aktuelle Armutsbericht ist zu finden unter:

www.der-paritaetische.de/armutsbericht

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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MELDUNG/195: Hilfe für Obdachlose muss einladender werden und wieder für alle nutzbar sein (Diakonisches Werk Hamburg)


Diakonisches Werk Hamburg - Pressemitteilung vom 12. Dezember 2018

Hilfe für Obdachlose muss einladender werden und wieder für alle nutzbar
sein



Das Straßenmagazin Hinz & Kunzt berichtet heute, dass wieder ein
Obdachloser auf der Straße gestorben ist. Dirk Hauer, Leiter Fachbereich
Migration und Existenzsicherung im Diakonischen Werk Hamburg: "Vier tote
Obdachlose Menschen in Hamburg obwohl der Winter noch nicht einmal richtig
begonnen hat. Offensichtlich schreckt das Winternotprogramm in dieser Form
zu viele Menschen ab. Sie bleiben aus Angst vor Sanktionen lieber auf der
Straße als in Unterkünfte oder die sogenannte 'Wärmestube' zu gehen. Die
Hilfe für Obdachlose muss einladender werden und wieder für alle nutzbar
sein."

Um weitere Todesopfer nach Möglichkeit zu verhindern, sind jetzt vor allem
drei Maßnahmen nötig:

1. Das Winternotprogramms tagsüber öffnen, damit die sowieso schon
Geschwächten nicht zusätzlich Wind und Wetter ausgesetzt sind.

2. Auf alle Maßnahmen verzichten, die Obdachlosen Angst machen und sie
abschrecken. Das heißt konkret: Das Winternotprogramm muss wieder frei und
anonym zugänglich sein für alle, die in Not sind, egal welcher
Nationalität. Keine Ausweisung aus dem Winternotprogramm oder Verweis auf
die Wärmestube, die viele Menschen nicht annehmen.

3. Besser Obdachlose auf der Straße unterstützen statt sie zu vertreiben:
Denn das Räumen von Platten - also Orten, an denen Obdachlose übernachten -
oder Verfahren zur Aberkennung der Freizügigkeit bei Bürgern aus dem EU
Ausland - führen häufig dazu, dass die Menschen versteckt in extremer Armut
und Gefahr leben und verelenden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Dezember 2018

Diakonisches Werk Hamburg - Landesverband der Inneren Mission e. V.

Steffen Becker - Pressesprecher, Information und Öffentlichkeitsarbeit

Königstraße 54, 22767 Hamburg

Telefon: 040 30 62 0-233, Fax 040 30 62 0-315

E-Mail: Becker@diakonie-hamburg.de

Internet: www.diakonie-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





AGRAR/1848: Landwirtschaftliche Unternehmensergebnisse - Stabil bis zur Dürre (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 13. Dezember 2018

Landwirtschaftliche Unternehmensergebnisse: Stabil bis zur
Dürre 

Rukwied: Schauen mit Sorge auf das laufende Wirtschaftsjahr



Die deutsche Landwirtschaft verzeichnet für das zurückliegende
Wirtschaftsjahr 2017/18 stabile Ergebnisse. "Trotz der Frostschäden im
vergangenen Jahr sind die Unternehmensergebnisse stabil. Das ist
erfreulich, aber wir schauen mit Sorge auf das laufende
Wirtschaftsjahr, wenn die gestiegenen Kosten und vor allem die Dürre
zu Buche schlagen", sagt der Präsident des Deutschen Bauernverbandes
(DBV), Joachim Rukwied.

Deutschlands Bauern haben inzwischen etwa 8.000 Anträge auf
Dürrehilfen gestellt, allein in Niedersachsen sind es über 4.000. In
einigen Bundesländern sind die Antragsfristen verlängert worden oder
noch nicht abgeschlossen. "Dass trotz der hohen Hürden so viele
Anträge gestellt werden, zeigt, dass die Hilfe nötig ist. Aber
langfristig ist das keine Lösung. Wir brauchen eine Stärkung des
Risikomanagements der Betriebe", so Rukwied.

Das Wirtschaftsjahr 2017/18 endete am 30. Juni 2018. Im Durchschnitt
der landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebe verbesserten sich die
Unternehmensergebnisse 2017/18 um ein Fünftel auf 65.200 Euro je
Betrieb bzw. 45.700 Euro je Familienarbeitskraft (FAK).

Bei den auf Milchviehhaltung spezialisierten Betrieben stieg das
Unternehmensergebnis je Arbeitskraft von 35.900 Euro/FAK in 2016/17
auf 60.200 Euro/FAK an. Für die Ackerbaubetriebe ist eine
wirtschaftliche Stagnation festzustellen. Die Unternehmensergebnisse
lagen mit 36.100 Euro/FAK um 1 Prozent niedriger als im Vorjahr. In
der Schweinehaltung waren die Ergebnisse deutlich niedriger, vor allem
wegen rückläufiger Erzeugerpreise. Bei den Veredlungsbetrieben sind
die Unternehmensergebnisse von 63.600 Euro/FAK auf 41.600 Euro/FAK
zurückgegangen. Bei den Weinbaubetrieben waren die
Unternehmensergebnisse mit 39.600 Euro/FAK stabil. Im ökologischen
Landbau wurden Unternehmensergebnisse von 57.000 Euro je
Familienarbeitskraft erzielt, das sind 6.300 Euro mehr als im Vorjahr.

Die Investitionstätigkeit der Betriebe war im Wirtschaftsjahr 2017/18
eher verhalten. Die Bruttoinvestition lag mit 51.300 Euro je Betrieb
nur um 3 Prozent über dem Vorjahr. Die Nettoinvestitionen (nach
Berücksichtigung der Abschreibungen) lagen bei 6.900 Euro je Betrieb.

Grundlage der Berechnung sind 11.900 Buchführungsabschlüsse von
landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben mit durchschnittlich 90
Hektar.



Den aktuellen Situationsbericht finden Sie unter:

https://www.bauernverband.de/landwirtschaftliche-unternehmensergebnisse-stabil-bis-zur-duerre?redid=807268

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Dezember 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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KIRCHE/2160: Klimapilger fordern Weltklimakonferenz zur Bewahrung der Schöpfung auf (Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit)


3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit - 9. Dezember 2018

"Enkelgerechte Welt" - Klimapilger fordern Weltklimakonferenz zur
Bewahrung der Schöpfung auf

Christliche Klimapilger laufen 1.883 Kilometer für eine klimagerechtere
Welt / Öffentliche Übergabe der Forderungen in Katowice & großer
ökumenischer Abschlussgottesdienst in der Christkönigskathedrale



Für die Bewahrung der Schöpfung: Nach 92 Tagen und 1.883 gelaufenen
Kilometern von Bonn bis Katowice haben die Klimapilger/innen bei der 24.
Weltklimakonferenz von den Politikern der Welt und insbesondere
Deutschlands mehr Klimagerechtigkeit für andere Regionen und künftige
Generationen eingefordert.

Dazu brauche es vor allem mehr Mut: "Es ist allerhöchste Zeit, dass die
Politiker was tun für eine enkelgerechte Welt!" forderte Langzeitpilger
Wolfgang Löbnitz, einer der Initiatoren des 3. Ökumenischen Pilgerweges für
Klimagerechtigkeit. Er stellte heute gemeinsam mit Langzeitpilger Jens
Knölker im zentralen Veranstaltungszentrum "Climate Hub" im Zentrum von
Katowice den Pilgerweg und seine Forderungen offiziell vor. Hier trafen
sich Klimapilger/innen aus aller Welt (Philippinen, Deutschland, Norwegen,
Niederlande, Schweden u.v.m.), darunter auch Yeb Sano mit einer Gruppe
Klimapilger/innen aus Rom (Yeb Sano ist früherer Verhandlungsleiter für die
Philippinen bei den UN-Klimakonferenzen). "Es ist ein Fakt, dass
Deutschland schon heute komplett aus der Kohle aussteigen könnte, weil wir
schon heute zuviel Strom produzieren und diesen exportieren. Wir brauchen
den Kohlestrom nicht - das haben uns unterwegs Wissenschaftler und
Politiker bestätigt", so Wolfgang Löbnitz weiter. Ein reiches Land wie
Deutschland habe alle Mittel zu einem schnellen und auch gerechten
Ausstieg.

"Deutschland war mal Vorreiter, doch nun verfehlt es sowohl das nationale
wie auch das EU-Klimaschutzziel für 2020", ergänzte Klimapilger Jens
Knölker. "Unser Weg hat deutlich gezeigt, dass die Menschen oft schon viel
weiter sind als die Politiker. Nur die Politiker haben zu viel Angst. Habt
mehr Mut! Sprecht mit den Menschen! Der deutsche Klimaschutz muss sofort
wieder auf Kurs gebracht werden!"

Die beiden Pilger stellten im Climate Hub den 3. Ökumenischen Pilgerweg für
Klimagerechtigkeit in Wort und Bild vor. Sie erzählten sowohl von den
"Schmerzpunkten" des Weges (wie von zerstörten Dörfern, verheerte
Landschaften, entwurzelte Menschen in den großen deutschen
Braunkohle-Revieren) als auch von den "Kraftorten" (so z. B. Anlagen für
nachhaltige Energiegewinnung, Gesprächen mit engagierten Schüler/innen,
Treffen mit Umweltgruppen und vielen spirituellen "Kraftspendern" wie
Andachten, angeregtem Austausch und Stille-Zeiten.

Seinen feierlichen Abschluss fand der Pilgerweg am Sonntagnachmittag
[9.12.18] mit einem großen Ökumenischen Abschluss-Gottesdienst in der
Christkönigskathedrale in Katowice. Hier begrüßte Wiktor Skworc, Erzbischof
von Kattowitz, die Pilger zum "wichtigsten spirituellen Ereignis während
des limagipfels COP 24". Gemeinsam mit Anders Wejryd, dem Präsidenten für
Europa im Ökumenischen Rat der Kirchen (ÖRK) feierten sie einen bewegenden
Gottesdienst in polnischer und englischer Sprache. In seiner Predigt
forderte Erzbischof Skworc zum Wandel auf: "Lasst uns das Gesicht der Erde
verändern, in uns und durch uns!"


Hintergrund

Der deutsch-polnische ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit führte
über 90 Tage und 1.770 gelaufene Kilometer und endet am 9. Dezember im
polnischen Katowice, wo die 24. Welt-Klimakonferenz (COP 24) stattfindet.
Neben den wechselnden Tagespilgern gibt es dabei auch eine feste Gruppe von
Dauerpilgern, welche die gesamte Strecke bis Katowice gehen. Seit dem Start
am 9.9. in Bonn haben sich bereits über 1.500 Pilger/innen an dem Weg
beteiligt (Mehrfachzählungen bei Langzeitpilgern). Die Organisation auf
polnischer Seite wurde vom Polnischen Ökumenischen Rat und polnischen
Gemeinden aufopferungsvoll organisiert und unterstützt. Die Pilgerinnen und
Pilger gingen durch die drei großen deutschen Braunkohlegebiete, besuchten
besondere "Schmerzpunkte" (z. B. Hambacher Forst, Pödelwitz bei Leipzig,
Lausitz) und stärkten sich spirituell an "Kraftorten", bei Gottesdiensten
und im gemeinsamen Gebet. Unterwegs warben die Pilgerinnen und Pilger bei
14 Aktionstagen und zahlreichen weiteren Veranstaltungen für die
Forderungen des Klimapilgerwegs, u. a. nach einem gerechten und schnellen
Kohleausstieg und einer ökologischen Verkehrswende.

40 Unterstützer/innen

Der Ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit wird unterstützt von einem
breiten ökumenischen Bündnis aus 40 Organisationen, Initiativen und
Unternehmen, darunter Brot für die Welt, das Bischöfliche Hilfswerk
MISEREOR e.V., die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), die Deutsche
Bischofskonferenz und das Kindermissionswerk 'Die Sternsinger'.

Weitere Informationen, aktuelle Route, Anmeldung und Fürsprachen
unter:
 www.klimapilgern.de

 * 

Quelle:

3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit

Evangelisch-Lutherisches Missionswerk Leipzig e.V.

Paul-List-Straße 19 | 04103 Leipzig

E-Mail: klimapilgerweg@lmw-mission.de

Internet: http://www.klimapilgern.de

https://www.facebook.com/klimapilgerweg
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SCHACH-SPHINX/06775: Ein Mann für teuflische Miseren (SB)


Von allen Groß- und Weltmeistern war Michail Tal wohl derjenige, der
seine Gegner in die teuflischsten Schwierigkeiten bringen konnte.
Mitten hinein in eine komplexe Stellung opferte er eine Figur und im
Nu brannte das gesamte Brett. Schwindelerregende Zugfolgen mußten
seine Kontrahenten plötzlich berechnen, was oftmals ihre Fähigkeiten
überstieg. Nicht immer waren Tals Wendungen korrekt, doch die
Widerlegung war von solcher Subtilität, daß sich hinterher ein Heer
von Analytikern erst die Köpfe wund reiben mußte, ehe sie entdeckt
werden konnte. Am Brett, mit der tickenden Uhr im Nacken, war dies
selten zu bewerkstelligen. Im heutigen Rätsel der Sphinx aus dem WM-
Kampf mit Michail Botwinnik spielte Tal nun 1...Sh5-f4!!? und
entfachte damit den Streit zwischen Möglichem und Unmöglichem.
Botwinnik erwiderte 2.g3xf4 e5xf4 3.Le3-d2? und verlor später die
Partie und zuletzt den Titel. Also, Wanderer, der du keine Mühe
scheuchst, um hinter das Geheimnis des Fragwürdigen zu kommen, mit
welcher Zugfolge hätte Botwinnik den schwarzen Angriff lahmlegen
können?






[image: SCHACH-SPHINX/06775: Ein Mann für teuflische Miseren (SB)]



Botwinnik - Tal

Moskau 1960


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Angriffsstraßen mußten geöffnet werden. Also spielte Smyslow 1.f4-f5!
e6xf5 2.g4xf5 Db3-a3 3.Ke3-f4 g6xf5 4.Th1xh7+! Sf8xh7 5.Dd2-h2 Sh7xg5
6.Dh2-g3 Kg7-f8 7.Dg3xg5 Da3xc3 8.e5-e6!, worauf Schwarz aufgab, zu
Recht, denn nach 8...f7xg6 gewinnt 9.Dg5-g8+ Kf8-e7 10.Dg8-g7#
Unzureichend wäre auch der hübsche Einfall mit 7...Tb8-b2 gewesen
wegen 8.Sf6-e4!! Kf8-e8 9.e5-e6 f7xe6 10.Td1-h1 Ke8-d7 11.Th1-h7+ Kd7-
c8 12.Dg5-e7 Tb2-f2+ 13.Kf4-e5 und der weiße König steht mitten im
Zentrum sicherer als sonstwo auf dem Brett, während sein Rivale
rettungslos verloren ist.



Erstveröffentlichung am 14. Dezember 2005

13. Dezember 2018
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SCHULE/556: Forschungsprojekt der Universität Paderborn fördert Lesekompetenz von Grundschülern (idw)


Universität Paderborn - 12.12.2018

Forschungsprojekt der Universität Paderborn fördert Lesekompetenz von
Grundschülern



Schreiben nach Gehör oder doch eher der Griff zur Rechtschreibfibel -
unter Lehrern und Wissenschaftlern herrscht Uneinigkeit darüber, welche
Methode die beste ist, um Kindern Lesen und Schreiben beizubringen. Auch
Studien bestätigen: Um die Rechtschreibkompetenz vieler Kinder und
Jugendlicher in Deutschland ist es schlecht bestellt. Gefragt sind in
jedem Fall engagierte Pädagogen und eine aktive, inhaltliche Begleitung in
der Familie. Das Projekt "LIFE" der Universität Paderborn setzt auf
Ganzheitlichkeit und fördert Schulkinder gemeinsam mit ihren Eltern auf
dem Weg zum selbständigen Lesen und Schreiben.

"Im Kern des Family Literacy-Vorhabens stehen Familie und Schule als
wichtigste Begleiter des Kindes", so Prof. Dr. Heike M. Buhl vom Fach
Pädagogische Psychologie und Entwicklungspsychologie der Universität
Paderborn, die das Projekt leitet. "LIFE-Lesen in Familie erleben"
verfolgt das Ziel, die Zusammenarbeit zwischen beiden Parteien zu stärken.
Die Wissenschaftlerin erklärt: "An sechs bis acht Nachmittagen während des
ersten Schuljahres treffen sich Lehrer, Eltern und Schüler, um zusammen
mit dem LIFE-Team in die Welt des Lesens einzutauchen. Eltern bekommen zum
Beispiel alltagsnahe Anregungen, wie sie ihr Kind beim Lernen unterstützen
können. Sie haben aber auch die Gelegenheit, einen Einblick in die Schule
ihres Kindes zu erhalten".

Bei der Arbeit mit den Kindern geht es um Silben, Buchstaben, Wörter und
Sätze. Übungen wie "Die abenteuerliche Weihnachtsreise" oder "Löwen-Memory"
unterstützen spielend beim Schriftspracherwerb und fördern die
Motivation. Die Wissenschaftler um Buhl nennen das "Familienzeit". Das
Material zur Förderung der Literalität wird von den Mitarbeitern selbst
entwickelt. Alle Übungen sind wissenschaftlich fundiert und orientieren
sich an Ergebnissen der Grundlagenforschung zum Schriftspracherwerb. Das
bestätigt auch Projektkoordinatorin Dr. Sabrina Bonanati: "Mittlerweile
weiß man recht viel darüber, dass insbesondere die Interaktion zwischen
Eltern und Kindern während des gemeinsamen Lesens den Spracherwerb
fördert. Vor allem, wenn Eltern sich selbstsicher in ihrer Rolle fühlen".

Ihre Vorgehensweise werten die Wissenschaftler konsequent aus. Es wird
auch untersucht, ob und wie sich die Lesekompetenz der Kinder verändert
hat. Eines der Ergebnisse: "Das Leseverständnis der Kinder, die an LIFE
teilgenommen haben, hat sich signifikant verbessert. Gemessen wurde es am
Ende des ersten Schuljahres mithilfe eines standardisierten
Leseverständnistests. Auch Eltern gaben nach der Teilnahme am Programm an,
häufiger Lesestrategien anzuwenden, die zu einem tieferen Textverständnis
führen", so Buhl. Zur Einordnung: Der bundesweiten
Grundschul-Lese-Untersuchung IGLU zufolge hat jeder fünfte Zehnjährige in
Deutschland Probleme, einen gelesenen Text auch zu verstehen.

"Gerade beim Übergang von der KiTa zur Grundschule ist ein guter Start
nicht nur wichtig, sondern auch entscheidend für den späteren
Schulerfolg", erläutert Buhl. LIFE unterstützt Grundschulen und KiTas
deshalb auch beim Einbezug der Eltern in dieser kritischen Phase. Die
Einrichtungen erhalten die Möglichkeit, Eltern in regelmäßigen Abständen
in die Schule zu holen und mit ihnen auf fachlicher Ebene
zusammenzuarbeiten. "Regelmäßiger Austausch ist das A und O, um bei
möglichen Problemen gezielt handeln zu können", ergänzt Buhl.

Bis zum Ende der Projektlaufzeit im kommenden Jahr soll LIFE als
generationenübergreifendes Vorhaben auf Schulebene implementiert werden.
Denn: "Lesen zu können, befähigt Schüler nicht nur dazu, erfolgreich am
Schulleben teilzunehmen, sondern auch einen Platz in der Gesellschaft zu
finden", sagt Buhl.


Weitere Informationen unter:

http://www.upb.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution98

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Paderborn, 12.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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POLITIK/853: Nordrhein-Westfalen - Tierschutz-Verbandsklage wird nicht verlängert (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 13. Dezember 2018

Kommentar

Tierschutz-Verbandsklage NRW wird nicht verlängert



Der Landtag in Nordrhein-Westfalen (NRW) hat in seiner Sitzung am gestrigen
Nachmittag entschieden, dass die Tierschutz-Verbandsklage - fünf Jahre nach
ihrer Einführung - im neuen Jahr nicht weiter verlängert wird. Dazu
kommentieren der Deutsche Tierschutzbund und der Landestierschutzverband
Nordrhein-Westfalen:

"Mit seiner Entscheidung hat der Landtag in NRW einen eklatanten
Rückschritt im Tierschutz beschlossen. Die Tierschutz-Verbandsklage ist als
Regulativ unabdingbar, um die korrekte Umsetzung des Tierschutzgesetzes zu
gewährleisten. Denn im Tierschutzgesetz fehlen adäquate Kontrollmittel:
Tierschutzkommission und Tierschutzbeirat haben nur beratende Funktion; wer
Strafanzeige stellt, hat weder Akteneinsicht noch sonstige
Beteiligungsrechte. Wo Politiker und Behörden nicht willens oder in der
Lage sind, gegen Tierschutzverstöße vorzugehen, müssen daher seriöse
Tierschutzverbände das Recht haben, den Schutz, der den Tieren zusteht,
direkt vor Gericht einzuklagen. Dieses zentrale Element zur Umsetzung des
im Grundgesetz verankerten Staatsziels Tierschutz wurde den
Tierschutzorganisationen in NRW nun wieder genommen. Es braucht jetzt umso
dringender ein durchgreifendes, bundeseinheitliches Verbandsklagerecht. Für
dieses werden wir weiter kämpfen."

Begründet wird das Auslaufenlassen der Tierschutz-Verbandsklage mit einem
"fehlenden Bedarf". Dazu die Verbände:

"Vor Einführung der Verbandsklage wurde als Gegenargument oftmals
angeführt, dass man befürchte, mit Gerichtsverfahren überzogen zu werden.
Nun zeigt sich, dass die Tierschutzorganisationen sehr sorgsam mit diesem
Instrument umgegangen sind. In NRW gab es seit Einführung sieben Klagen und
viele Stellungnahmen. Statt diesen maßvollen Einsatz von Strafanzeigen
positiv zu sehen, wird nun plötzlich damit argumentiert, es gäbe zu wenig
Fälle und keinen Bedarf. Der Bedarf aber ist da. Das zeigen die sieben
Klagen, die Präzedenzfälle schaffen, und die vielen Stellungnahmen der
Tierschutzorganisationen zu einzelnen Genehmigungsverfahren, die letztlich
zur Unterstützung der Behörden dienten, deutlich. Klar gestellt werden muss
auch, dass die Umsetzung des Verbandsklage-Gesetzes lange Zeit in Anspruch
nahm - zunächst musste eine Durchführungs-Verordnung geschaffen werden; die
erforderliche Datenbank für Tierversuchsvorhaben stand sogar erst ab
Februar 2015 zur Verfügung. Zudem sind viele Anträge erst auf Nachfrage
nach vollständiger Information oder nach Akteneinsicht überhaupt
überprüfbar geworden. Dass nicht mehr Klagen abgeurteilt worden sind, liegt
an der Überlastung der Gerichte. So wurde beispielsweise die Klage des
Deutschen Tierschutzbundes gegen ein Bauvorhaben eines Putenmästers zwar
bereits im März 2016 eingereicht, die Gerichtsverhandlung ist aber erstmals
im Frühjahr 2019 angesetzt, weil das Gericht keinen früheren Termin finden
konnte. Das ist keine Verzögerungstaktik der Behörden oder
Tierschutzorganisation."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 13. Dezember 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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PFLANZEN/173: Flatterulme - Baum des Jahres 2019 (ROBIN WOOD magazin)


ROBIN WOOD magazin - Nr. 139/4.2018

Nah am Wasser gebaut

Die Flatter-Ulme ist Baum des Jahres 2019

von Rudolf Fenner



Sie wird oft mit Feld- und Berg-Ulme in einen Topf geworfen:
Angeblich lässt sie sich eh schwer von diesen unterscheiden. Oft wird
sie zu den Opfern der seit hundert Jahren grassierenden Holländischen
Ulmenkrankheit gezählt. Forstleute sowie Stadt- und
Landschaftsgärtnereien ließen lieber die Finger von ihr. Und auch die
Holzbranche tat sich schwer. Doch seit einigen Jahren wird bei der
Flatter-Ulme genauer hingeschaut - es ist an der Zeit, ihr ein ganzes
Jahr verstärkter Öffentlichkeitsarbeit zu schenken.

Über hundert Jahre ist es her, dass eine der dramatischsten und bis
heute andauernden Baumkrankheiten in Nordwesteuropa ihren Anfang nahm:
die Holländische Ulmenkrankheit. Sie ist ein eindrückliches Beispiel,
welche Kollateralschäden beim weltweiten Holzhandel passieren können.
Der Erreger, ein mikroskopisch kleiner Pilz, eingeschleppt mit Hölzern
von Ulmen aus dem ostasiatischen Raum. Der Pilz löst im Holz der Ulmen
Verstopfungen der Wasserleitungsbahnen aus und lässt so zunächst
einzelne Kronenäste, letztlich aber meist die gesamte Baumkrone
vertrocknen. 1925 hatte die Epidemie Deutschland erreicht und sich bis
Mitte der Dreißigerjahre quer durch ganz Europa von England bis zum
Ural ausgebreitet. Anfang der Dreißigerjahre überquerte dieser Pilz -
diesmal mit einer Schiffsladung von europäischem Ulmenholz - den
Atlantik und wütet seitdem unter den Ulmen in Nordamerika. Mitte der
Sechzigerjahre, als man in Europa längst davon ausging, dass die
Epidemie weitgehend abgeklungen sei, kehrte dieser Pilz - diesmal in
einer deutlich aggressiveren Version - mit einer Ladung Furnierstämmen
kanadischer Ulmen über England zurück nach Europa. Und auch aus
Russland tauchte hier noch eine weitere, stärker infektiöse
Pilzvariante auf. Heute hat diese Ulmenkrankheit kaum noch
ausgewachsene Feld-Ulmen übrig gelassen. Auch die Berg-Ulmen erreichen
immer seltener ein höheres Alter.

Doch bei der Flatter-Ulme, der dritten in Mitteleuropa heimischen
Ulmenart, ist das offensichtlich anders. Dieser hochgewachsene Baum
der Feuchtwälder und Flussauen erscheint weitgehend immun gegen diese
Krankheit. Selbst jahrhundertealte Exemplare zeigen sich überraschend
vital. Es gibt zahlreiche höchst eindrucksvolle Beispiele, wo
Flatter-Ulmen in unmittelbarer Nachbarschaft von infizierten und
absterbenden Feld-Ulmenbeständen stehen, aber selbst keinerlei
Symptome der Ulmenkrankheit erkennen lassen. Diese scheinbare
Immunität ist allerdings in erster Linie eine indirekte Resistenz. Sie
rührt vor allem daher, dass die Flatter-Ulme von den Hauptüberträgern
dieser Pilzkrankheit, dem Großen und dem Kleinen Ulmensplintkäfer, in
Ruhe gelassen wird. Diese Käfer fliegen sie nicht an. Sie erkennen sie
schlicht nicht als Ulme, da sich ihre Rinde in Struktur und
Inhaltsstoffen deutlich von der der anderen beiden mitteleuropäischen
Ulmenarten unterscheidet. Und so entgeht die Flatter-Ulme als Einzige
der für die anderen Ulmenarten so fatalen Infektion. Wird sie doch
einmal infiziert, dann zeigt sich, dass sie auch gewisse eigene, wenn
auch nicht vollkommene Resistenzmechanismen gegen den Pilz hat. Der
Krankheitsverlauf ist bei ihr weniger gravierend und endet selten
tödlich.

Doch auch ihre Existenz ist in Deutschland keineswegs gesichert. In
sieben Bundesländern gilt sie laut Roter Liste als gefährdet, in
Nordrhein-Westfalen sogar als stark gefährdet. Ursache ist der starke
Verlust ihrer natürlichen Lebensräume im Verlauf der letzten drei
Jahrhunderte. Alle drei heimischen Ulmenarten mögen feuchte Standorte.
Die Flatter-Ulme allerdings ist besonders "nah am Wasser gebaut".
Selbst auf übers Jahr dauerhaft feuchten Böden - in Bruchwäldern und
entlang von Bächen - hält sie es gut aus. Einen weiteren, optimal
passenden Lebensraum hat sie auf den Überflutungsflächen der großen
Flusstäler gefunden. Zusammen mit Stiel-Eiche, Esche, Berg-Ahorn und
Feld-Ulme prägt sie dort die sogenannten Hartholz-Auenwälder. Ihre
Überflutungstoleranz ist enorm, stärker noch als die der anderen
genannten Baumarten. Mehr als drei Monate lang kann Hochwasser ihren
Wurzelraum überspülen. Sie steckt das weg, ohne größere Schäden davon
zu tragen. Die Flatter-Ulme wächst daher auch im Übergangsbereich von
der Hartholz- zur tiefer liegenden und somit häufiger überfluteten
Weichholzaue, die ansonsten nur noch von Weiden und Pappeln gemeistert
wird.

Doch bereits seit dem Mittelalter wurden diese Wälder in den Flußauen
gerodet, um satte Weideflächen zu gewinnen. Und seit etwa zweihundert
Jahren wurden dann auch die Flüsse reguliert und eingedeicht - vor
allem, um die landwirtschaftliche Nutzung zu intensivieren und vor
Überschwemmungen zu bewahren. Da seitdem auch Feuchtgebiete zunehmend
trockengelegt wurden, sind heute Feucht- und Auenwälder bis auf wenige
Überreste verschwunden. Man trifft zwar noch, beispielsweise entlang
des Oberrheins oder der Elbe, auf einzelne, meist freistehende und
durchaus eindrucksvoll mächtige Flatter-Ulmen. Doch diese Relikte aus
den früheren Auenwäldern können zwar recht alt werden, sie können
sogar, wenn sie aus Altersgründen zusammenbrechen, aus
Stockausschlägen an ihrer Stammbasis ein neues Leben starten, aber sie
haben keine große Chance auf Nachkommenschaft. Denn die Samen der
Flatter-Ulme brauchen zum Keimen offene, vegetationsfreie Böden. Und
die gibt es dort kaum noch, seitdem die Hochwasser ausgesperrt sind
und keine Flut mehr neue Böden aufspült oder die Streu- und
Humusschicht wegschwemmt.

Die Flatter-Ulme, die die letzte Eiszeit vermutlich im Balkan
 überdauert hat, ist schon vor 10.000 Jahren nach Mittel- und
 Osteuropa zurückgekehrt. Ihr heutiges Hauptverbreitungsgebiet ist
 das kontinentalere Osteuropa. Bei uns in Deutschland ist sie
 lediglich in den östlichen Bundesländern gut verbreitet - besonders
 stark in Brandenburg, Berlin und Mecklenburg-Vorpommern. Im übrigen
 Deutschland ist sie deutlich seltener und längst nicht überall, am
 ehesten noch in den größeren Flußtälern anzutreffen: in der
 Rhein-Main-Ebene, im Oberrheingraben und entlang der Donau. Ihre
 westliche Verbreitungsgrenze durchzieht - noch deutlich vor der
 Küstenline der Nordsee und des Atlantiks - Westdeutschland, Belgien
 und Frankreich. In Skandinavien, Großbritannien und im mediterranen
 Südeuropa kommt die Flatter-Ulme außer in Albanien von Natur aus
 nicht vor.



Straßen und Stadtbaum

Auch wenn sie die Nähe des Wassers liebt - die Flatter-Ulme kann auch
auf trockeneren Standorten ganz gut zurechtkommen. Schon im Barock
gehörten Ulmen zusammen mit den Linden zu den beliebtesten
Alleebäumen. In Osteuropa, ihrem Hauptverbreitungsgebiet, ist die
Flatter-Ulme heute noch ein häufiger Alleenbaum. Aber auch in
Nordostdeutschland kann man noch durch einige Flatter-Ulmen-Alleen
fahren.

Die Flatter-Ulme hält auch das trockenwarme Stadtklima gut aus. Und
sie ist recht tolerant gegenüber Luftverschmutzung, Streusalz und
Bodenverdichtung. Sie könnte daher auch als Ersatz für die längst
weggestorbenen Feld- und Berg-Ulmen wieder häufiger an Straßen, auf
Plätzen und in Parks innerhalb von Städten angepflanzt werden.

Kulturgeschichtliches

Schon seit prähistorischen Zeiten hat der Mensch Ulmen gezielt
genutzt. Aus ihrer Rinde ließ sich viel und guter Bast gewinnen,
feiner noch und weicher als der der Linden, deren Nutzung als
Bastlieferant am verbreitetsten war. Die Bastfasern der Flatter-Ulme
sind besonders leicht aus der Rinde herauszulösen. Die eiweißreichen
Blätter der Ulmen wurden als besonders hochwertiges Viehfutter
genutzt. Zu diesem Zweck wurden die Ulmen geschneitelt, das heißt: Ihr
wurden belaubte Zweige noch vor dem Herbst abgeschnitten, getrocknet
und im Winter dann verfüttert. Und bereits in der Steinzeit wurden
Jagdbögen vorrangig aus dem zäh-elastischen Holz der Ulmen
hergestellt.

Ob damals schon für die jeweiligen Nutzungen spezielle Ulmenarten
bevorzugt wurden, ist nicht bekannt. Aber selbst in der Neuzeit wurde
bei der Verarbeitung von Ulmenholz - in der Holzbranche meist Rüster
genannt - nicht immer groß unterschieden, von welcher Ulmenart das
Holz stammte. Wenn doch, dann galt allerdings in der Regel das Holz
der Flatter-Ulme als am schwierigsten und verlustreichsten in der
Verarbeitung. Es reißt leicht, lässt sich schwer spalten und ist recht
zäh. Es war daher insgesamt wenig geschätzt. Gefragt war es allerdings
gerade wegen seiner Zähigkeit für den Bau von Gerätschaften mit hoher
mechanischer Beanspruchung: für Mühlen, Glockenstühle, Räder, Karren,
Kutschen oder auch für Skier. Heute findet Ulmenholz vor allem
Abnehmer in der Möbel- und Kunsttischlerei, und zwar wegen der
interessanten Farbunterschiede zwischen Kern- und Splintholz. Doch
auch in dieser Branche wird das Holz der anderen beiden Ulmenarten
vorgezogen. Es ist viel kontrastreicher, dunkel schokoladenbraun oder
auch rötlich braun im Kern und gelblich hell im Splint. Die
Flatter-Ulme dagegen kommt lediglich mit einem etwas müden, hellgrauen
bis gelbbraunen Kernholz daher. Aber wenn - und das kommt bei
Flatter-Ulmen sehr viel häufiger vor - sich im Stammholz dank
zahlreicher ruhender Knospen, immer wieder austreibender, aber
vergänglicher Wassertriebe und mit der Zeit entstehender Knollen
höchst dekorative Maserungen herausgebildet haben, dann ist so ein
Flatter-Ulmenstamm besonders teuer und begehrt: für Täfelungen, Möbel,
Pfeifenköpfe und teures Schreibwerkzeug.

Ulmen hießen bei uns im Mittelalter Elmboum oder einfach Elm. im
 Englischen heißen sie auch heute noch so. Doch bereits im 12.
 Jahrhundert, vermutlich unter Einfluss des Lateinischen - dort
 heißt dieser Baum Ulmus - veränderte sich der Name zum Ulmboum. Und
 spätestens seit dem 15. Jahrhundert ist der heutige Name Ulme
 üblich. Rüster ist ein weiterer, ebenfalls heute gebräuchlicher
 Name für Ulmen, vor allem, wenn von dem Holz dieser Bäume die Rede
 ist. Er ist allerdings erst seit dem 16. Jahrhundert belegt und
 seine Herkunft ist ungeklärt. Den amüsant klingenden Namen
 Flatter-Ulme verdankt diese Baumart ihren kleinen, in Büscheln an
 den Zweigen hängenden Blüten und Früchten. Diese sind, anders als
 bei den anderen beiden heimischen Ulmenarten, deutlich lang
 gestielt und flattern deshalb, wenn es weht.




Was tun?

Auch wenn wir die Hoffnung nicht aufgeben sollten, dass die
Holländische Ulmenkrankheit irgendwann wieder abklingen wird -
ausgewachsene Feld- und Berg-Ulmen werden vorerst weiter aus unserer
Landschaft verschwinden. Und mit ihnen werden auch zahlreiche, auf
Ulmen spezialisierte Lebewesen - vor allem Insekten, Spinnen und Pilze
- ihren Lebensraum verlieren. Der zu den Bläulingen gehörende
Ulmen-Zipfelfalter ist dafür das bekannteste Beispiel. Es ist daher
dringend nötig, den Bestand der Flatter-Ulmen in Deutschland nicht nur
zu erhalten, sondern ihn auch zu erhöhen. Denn der Flatter-Ulme als
einzige weitgehend resistente Ulmenart kommt die Rolle des
Ersatzlebensraums für die meisten dieser bedrohten Arten zu. Bruch-
und Auenwälder sind heute laut Bundesnaturschutzgesetz, aber auch
EU-weit geschützt. Sie müssen erhalten werden. Es gibt darüber hinaus
Bestrebungen, trockengelegte Feuchtwald-Standorte wieder zu vernässen
und ehemalige Überflutungsräume in den Flusstälern wieder zu öffnen
und der natürlichen Dynamik des Flusses zu überlassen. Das wäre die
beste Art, mehr Lebensraum auch für die Flatter-Ulme zu schaffen. Dies
sollte forciert und gefördert werden. Die Flatter-Ulme könnte hier
sogar noch eine weitere Ersatzfunktion übernehmen. Denn sowohl die
Eschen als auch die Schwarz-Erlen, die zwei häufigsten
Begleitbaumarten der Flatter-Ulme auf den Feuchtwaldstandorten, sind
derzeit erheblich von Pilzkranheiten heimgesucht und kommen für eine
Renaturierung vorerst schwerlich in Frage.

Da lange angenommen wurde, dass alle heimischen Ulmen von der
Ulmenkrankheit stark betroffen seien, wurden in den urbanen Bereichen
seit etwa einhundert Jahren so gut wie keine Flatter-Ulme mehr
nachgepflanzt. Mit den Erfahrungen von heute sollten nun aber die
Möglichkeiten genutzt werden, die Flatter-Ulme in die Städte, in die
Parks und an die Straßen zurückzubringen.


Flatter-Ulmen erkennen 

Die Unterscheidung der drei heimischen Ulmenarten wird nicht selten
als schwierig dargestellt. Auch Carl von Linné, der Begründer der
heutigen Pflanzensystematik, hatte 1753 alle europäischen Ulmen noch
unter einem Artnamen zusammengefasst. Tatsächlich geistern auch heute
immer mal wieder fälschliche Artzuweisungen durch die Baumliteratur.
Aber eigentlich kann nur die Unterscheidung zwischen Feld- und
Berg-Ulmen gelegentlich schwierig werden. Denn zwischen diesen beiden
Ulmenarten gibt es keine Kreuzungsbarrieren. Und so kommen in
Gebieten, in denen beide Arten vertreten sind, auch entsprechende
Bastarde häufig vor. Mehr noch: Da auch diese Bastarde nicht steril
sind, sondern sich weiterhin untereinander und auch mit den beiden
Ausgangsarten kreuzen können, gibt es eine Fülle von Varianten, die in
der Tat keine eindeutige Zuordnung zu einer der beiden Arten zulässt.

Doch bei der Flatter-Ulme ist auch das entschieden anders. Sie ist
erstens mit keiner der beiden anderen heimischen Ulmenarten kreuzbar.
Es gibt also auch keine verwirrenden Hybridformen. Und sie hat
zweitens ein paar sehr klare Erkennungsmerkmale. Am einfachsten ist
es, sie im Frühjahr von März bis Mai zu erkennen, wenn sie noch vor
dem Blattaustrieb blüht und während des Blattaustriebs fruchtet. Denn
die in Büscheln an den Zweigen hängenden Blüten und Früchte sitzen auf
dünnen, bis zu vier Zentimeter langen Stielen und können - daher ihr
Name - locker im Wind flattern. Die Blüten und Früchte der anderen
beiden heimischen Ulmenarten sind dagegen relativ kurz oder ungestielt
und entsprechend unbeweglich.

Sehr spezifisch sind auch die auffälligen, unter europäischen
Baumarten einmaligen Brettwurzeln. Die Flatter-Ulme bildet sie
besonders ausgeprägt auf flachgündigen, vor allem aber auf nassen
Böden zur Erhöhung ihrer Standfestigkeit aus. Diese ausladenden
Wurzelanläufe dienen möglicherweise auch zur besseren
Sauerstoffversorgung der Wurzeln bei Hochwasser. Auch die Nervatur der
Blätter kann zur Identifizierung herangezogen werden. Die Hauptnerven
laufen parallel und sind normalerweise nicht gegabelt. Wenn doch
vereinzelt Gabelungen auftreten, dann nur im unteren Drittel des
Blattes. Allerdings sollten für diese Bestimmung nur Blätter von
Kurztrieben aus der Laubkrone herangezogen werden. Die Blätter von
Langtrieben, Wasserreisern oder Stockausschlägen variieren zu stark.


Rudolf Fenner vertritt ROBIN WOOD im Kuratorium Baum des
Jahres (KBJ), dem Fachbeirat der Baum des Jahres - Dr. Silvius
Wodarz-Stiftung 




Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- In den großen Flußauen wie hier an der Elbe trifft man noch auf
eindrucksvolle, einzelstehende Flatter-Ulmen: Relikte aus den längst
zerstörten Auenwäldern

- Auch in den heute selten gewordenen Feuchtwäldern ist die
Flatter-Ulme zuhause. Hier erreicht sie Wuchshöhen bis über 40 Meter.
Typisch auch die besonders auf nassen Böden ausgebildeten Brettwurzeln

- Vor allem in Nordostdeutschland wie hier nahe des mecklenburgischen
Ortes Ankershagen kann man noch die früher sehr viel häufigeren
Flatter-Ulmenalleen finden

- Die Früchte der Flatter-Ulme, von einem flachen, ringförmigen und am
Rand silbrig bewimperten Flügel umrahmt, reifen bereits im Mai. Um zu
keimen, brauchen sie offene, vegetationsfreie Böden

- Wegen seiner dekorativen Maserung ist das Holz der Flatter-Ulme für
Täfelungen, Möbel, Pfeifenköpfe, teures Schreibwerkzeug oder wie hier
für ein kunstvolles Buchobjekt begehrt

- Solange die Ulmenkrankheit noch unter den Ulmen wütet, wird die
weitgehend resistente Flatter-Ulme immer wichtiger als
Ersatzlebensraum für alle auf Ulmen spezialisierte Lebewesen wie
dieser seltene Ulmen-Zipfelfalter

- Mysteriöse Torwächterin auf der Schlossruine von Putzar in
Vorpommern-Greifswald. Wer hinter die "Kulissen" schaut, erkennt, dass
die Wurzeln der etwa 150-jährigen Flatter-Ulme ihren Weg über
Schuttberge zum Boden gefunden haben.

 * 
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AKTION/641: Palmöl blutet den Regenwald aus (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 10. Dezember 2018

Palmöl blutet den Regenwald aus - Deutsche Umwelthilfe deckt
steigenden Anteil im Biodiesel auf

Deutsche Umwelthilfe hat Dieselproben verschiedener
Kraftstoffhersteller auf Palmöl untersucht - Anteil von Palmöl im
Biodiesel stark angestiegen - DUH startet mit bildstarker Aktion
europaweite Kampagne: EU-Kommission muss rechtskräftigen Ausstieg aus
Palmöl im Diesel beschließen - Palmöl im Sprit ist keine Lösung für
den Klimawandel



Berlin, 10.12.2018: Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) startet heute, den
10. Dezember 2018, die erste Aktion in einer Kampagne, um auf die
Zerstörung von artenreichen Regenwald- und Torfgebieten aufmerksam zu
machen. Seit Jahren vernichtet die zunehmende Palmölproduktion die
Regenwälder Südostasiens. Das wertvolle Speiseöl wird immer mehr im
Biodiesel beigemischt. Das zeigt auch eine von der DUH durchgeführte
stichprobenartige Messung des Palmöl-Gehalts in Sprit-Proben. Die DUH
kritisiert die energetische Nutzung des Pflanzenöls speziell als
Beimischung zum Biodiesel und appelliert an die EU-Kommission, Palmöl
bis 2030 komplett aus dem Tank zu verbannen.

Innerhalb der Kampagne "Not in my Tank" machte die DUH mit einer
"Blutspende"-Aktion mit verkleideten Orang-Utans auf das Problem
aufmerksam, das mit einem sinnlosen Sterben dieser und anderer
bedrohter Arten durch den Verlust ihres Lebensraumes einhergeht.

Hierzu Sascha Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der DUH:
"Wertvolle Speiseöle als Kraftstoffzusatz zu verwenden ist absolut
widersinnig, zumal sie das Klima nicht schützen, sondern eine
katastrophale CO2-Bilanz aufweisen. Wir fordern die EU-Kommission auf,
das Auslaufen der Beimischung von Palmöl im Diesel entgegen aller
Widerstände seitens der palmölproduzierenden Lobby konsequent und
rechtsverbindlich durchzusetzen. Palmöl ist ein wichtiges Lebensmittel
- was an zertifiziertem Palmöl in der energetischen Nutzung eingespart
wird, kann anderen Sektoren, wie dem Lebensmittelsektor zur Verfügung
stehen."

Die DUH hat zehn Biodiesel-Proben verschiedener Kraftstoffhersteller
auf ihren Palmöl-Anteil untersucht. Entnommen wurden die Proben an
verschiedenen Tankstellen in Nord- und Süddeutschland der Marken
Shell, Aral, JET, ESSO, TOTAL und AVIA. Die Analyse ergab einen
Durchschnittswert von rund 23 Prozent Palmölmethylester am
siebenprozentigen Biomasseanteil der Dieselproben. Zum Vergleich:
Untersuchungen von Greenpeace aus den Jahren 2009 bis 2011 ergaben
Laborergebnisse zwischen 8 bis 11 Prozent - ein signifikanter Anstieg
der Palmölbeimischung um das Doppelte. In Süddeutschland fallen ARAL
und Shell mit Maximalgehalten von rund einem Drittel Palmöl im
siebenprozentigen Biomasseanteil des Diesels auf, während im Norden
ESSO und JET jeweils Anteile von 22 Prozent aufweisen.

Der Import billigen Palmöls in die EU zerstört tropische Ökosysteme in
den Produktionsländern Südostasiens. Dies bedroht dort lebende
Tierarten wie den Orang-Utan. Durch die Umwandlung von Wald- und
Torfböden in Ölpalmen-Plantagen werden zudem enorme CO2-Emissionen
frei, die nicht in der Klimabilanz des als klimafreundlich
bezeichneten Biodiesels auftauchen. Zahlreiche Studien belegen, dass
pflanzlicher Biodiesel in der Klimabilanz um 80 Prozent schlechter und
Palmöl-Biodiesel um das Dreifache schlechter ist als fossiles Öl.

Die DUH setzt sich innerhalb des europaweiten Kampagnenbündnisses "Not
in my Tank" für eine rechtskräftige Umsetzung der bestehenden EU-Pläne
zum Ausstieg aus der Palmölbeimischung zum Biodiesel bis 2030 ein.
Beteiligt sind 13 Organisationen aus elf EU-Ländern. Der Aktion am
heutigen Montag werden zwei weitere öffentlichkeitswirksame Events
folgen.

Hintergrund:

Fast 19 Millionen Hektar nehmen die Palmöl-Plantagen in den
Anbauländern Südostasiens ein. Das entspricht mehr als der Hälfte der
Fläche Deutschlands. Mitverantwortlich ist Europas Durst nach
Biodiesel: 4,3 Millionen Tonnen Palmöl landen jedes Jahr von den
EU-Bürgern fast unbemerkt in deren Autotanks. Mehr als die Hälfte des
gesamten Palmöls in Europa wird somit im Verkehrssektor verbrannt.

Nach der Biokraftstoff-Richtlinie und der Energiesteuer-Richtlinie von
2003 sowie der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (RED) von 2009, müssen
EU-Mitgliedsstaaten aktuell gewährleisten, dass der Endenergiebedarf
im Verkehrssektor zu mindestens 10 Prozent durch erneuerbare Energien
abgedeckt wird. Die Beimischung von Biomasse zum Sprit galt als
einfache und billige Lösung für die Mineralölkonzerne. Als billiger
Rohstoff wurde Palmöl schnell zum Vorreiter unten den beigemischten
Pflanzenölen. Im Mai 2018 hat die EU-Kommission mit den Verhandlungen
zur neuen Erneuerbare-Energien-Richtlinie (RED II) ein Auslaufen der
Beimischung von wertvollen Speiseölen, wie Palmöl, auf den Weg
gebracht.

Die RED II verpflichtet die EU-Kommission, bis zum 1. Februar 2019
einen delegierten Rechtsakt zur Bestimmung der Biokraftstoffe mit
hohem indirektem Landnutzungsänderungsrisiko (ILUC) zu erlassen, bei
denen eine erhebliche Ausweitung der Produktionsfläche beobachtet
wird, die zu hohen CO2-Emissionen durch den Anbau des Rohstoffes
führen. Entwaldung durch Brandrodung und die Entwässerung von Mooren
für das Anlegen von Palmöl-Plantagen führen zu so hohen
CO2-Emissionen, dass der Rohstoff Palmöl ganz klar als "risikoreich"
zu klassifizieren ist. Gleichzeitig müssen die Kriterien für die
Zertifizierung von Biokraftstoffen mit niedrigem indirektem ILUC
festgelegt werden. Der Anteil der Rohstoffe der identifizierten
Biokraftstoffe mit hohem ILUC-Risiko wird zunächst bis 2023, basierend
auf dem Niveau von 2019, eingefroren und dann bis zum Jahr 2030
gänzlich aus den Tanks verbannt. Dies kann jedoch nur mit der
rechtlichen Festsetzung durch die EU-Kommission geschehen.



Zur Kampagnenwebseite "Blutdiesel" https://www.duh.de/regenwald/ und
"Kein Palmöl in den Tank" http://l.duh.de/p309s

Hintergrundpapier: Immer mehr Palmöl im Biodiesel - Ergebnisse der
Dieselprobenuntersuchung 2018 701 KB

https://www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Projektinformation/Naturschutz/Palm%C3%B6l/181210_Hintergrundpapier-Dieselproben-Palmoel.pdf

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 10.12.2018

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin
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EUROPA/550: Ungewisse Zukunft für EU-Umweltaktionsprogramm (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 11.12.2018 / Politik & Recht

Ungewisse Zukunft für EU-Umweltaktionsprogramm



Wie der Nachrichtendienst ENDS berichtet, sind sich Verantwortliche
von EU-Institutionen und Umweltverbänden uneins, ob und in welcher
Form ein 8. Umweltaktionsprogramm aufgelegt werden soll. Eine geplante
Strategie unter dem 7. UAP kassierte die EU-Kommission bereits.

Auf einem politischen Forum in Brüssel forderte der Europaabgeordnete
Gerben-Jan Gerbrandy (ALDE, Niederlande) das Ende von
Umweltaktionsprogrammen, da diese "einfach nicht funktionieren".
Stattdessen müsse ein "radikaler Ansatz" her, der auf
"wirtschaftlichen Treibern für Veränderungen" basiere. Der
Silo-Ansatz, bei dem ausschließlich die Generaldirektion Umwelt der
EU-Kommission für die Umsetzung der UAP zuständig sei, greife zu kurz.
Man müsse die Wirtschaft mit ihren Produktions- und Konsummustern
einbeziehen.

Der Direktor der Europäischen Umweltagentur (EEA) Hans Bruyninckx
berichtete über die unzureichenden Fortschritte, die das laufende 7.
UAP beim Artenschutz, Luft- und Wasserqualität oder bei der
Energieeffizienz kennzeichnen. Auch er stellte die Frage, ob ein
Folgeprogramm für 2030 aufgelegt oder ein neuer Ansatz verfolgt werden
solle.

Der Leiter der Generaldirektion Umwelt der EU-Kommission Daniel
Calleja Crespo räumte ein, dass das UAP nicht die gewünschten Erfolge
bringe: "Was wir tun, ist nicht genug."

Außerdem bestätigte Crespo, dass eine Mitteilung der EU-Kommission zur
Strategie einer giftfreien Umwelt (strategy for a non-toxic
environment) "Aufgabe der neuen Kommission" sein werde. Eigentlich
hätte die Strategie bis Ende dieses Jahres erscheinen sollen, wie es
im 7. UAP festgehalten ist.

Der Generalsekretär des Europäischen Umweltbüros (EEB) Jeremy Wates
warnte hingegen davor, das UAP gänzlich abzuschaffen. In einem
gemeinsamen Aktionspapier von Montag fordern das EEB und der
österreichische Umweltdachverband ein 8. UAP. Für dessen Erfolg müsse
sowohl die Finanzierung stimmen als auch die Umsetzung des
europäischen Rechts auf nationaler Ebene verbessert werden.

Ebenso zurückhaltend trat Günter Liebel aus dem österreichischen
Ministerium für Nachhaltigkeit auf. Zwar müssten Unternehmen und die
Wirtschaft als Ganzes eingebunden werden. Umweltschutz dürfe jedoch
nicht dem Markt überlassen werden.

Voraussichtlich am 1. November 2019 tritt die neue EU-Kommission ihr
Amt an. Ihr soll die Entscheidung über ein 8. UAP übertragen werden.
[aw]



ENDS (kostenpflichtig) zur Zukunft des Umweltaktionsprogramms

https://www.endseurope.com/article/54415/top-eu-officials-hear-call-to-abandon-eu-environment-policy

ENDS (kostenpflichtig) zur Strategie einer giftfreien Umwelt

https://www.endseurope.com/article/54402/commission-shelves-non-toxic-environment-strategy

Aktionspapier von EEB und Umweltdachverband

https://www.umweltdachverband.at/assets/Umweltdachverband/Presse/Presseaussendungen/2018-12-10-PA-8.-UAP-Aktionspapier.pdf

 * 

Quelle:

EU-News, 11.12.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin
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BERGBAU/150: Ewigkeitsfolgen des Steinkohlenbergbaus - BUND warnt vor brennenden Bergbauhalden (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 13. Dezember 2018

Ewigkeitsfolgen des Steinkohlenbergbaus in NRW: BUND warnt vor
brennenden Bergbauhalden

Forderung nach ökologischer Gesamtbilanz / Keine weiteren
Genehmigungen ohne Umweltverträglichkeitsprüfung



Düsseldorf, 13.12.2018 | Am 21. Dezember schließt mit Prosper Haniel
die letzte Steinkohlenzeche in NRW. Doch die Ewigkeitsfolgen bleiben.
Neben den bereits öffentlich viel diskutierten Problemen wie die der
PCB-Belastung des Grubenwassers oder des Grubenwasserwiederanstiegs
weist der nordrhein-westfälische Landesverband des Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND) jetzt auf ökologische Risiken durch
brennende Halden hin.

"In der Diskussion um die Ewigkeitslasten des Bergbaus tauchten die
Gefahren durch brennende Bergehalden bislang kaum auf", sagte der
BUND-Bergbauexperte Dirk Jansen. "Dabei treten in 10 Halden lang
andauernde Schwelbrände auf. Dort werden unbekannte Mengen schädlicher
Gase freigesetzt." Der BUND beruft sich dabei auf die Antwort der
Bezirksregierung Arnsberg auf eine Anfrage des Verbandes nach dem
Umweltinformationsgesetz. Danach weisen in 2018 insgesamt sieben
Bergehalden des Ruhrreviers sowie zwei Halden im Aachener und eine im
Ibbenbürener Revier so genannte "Warmbereiche" auf. Dort werden
Maximaltemperaturen von bis zu 260 °C gemessen.

Beim Abbau von Steinkohle fällt unvermeidbar taubes, das heißt nicht
Kohle führendes Nebengestein an. Nur ein Bruchteil dieses Materials
wurde in der Vergangenheit wieder unter Tage eingebaut, der Großteil
wurde übertägig aufgehaldet. Vor allem in der Vergangenheit enthielt
das Bergematerial noch hohe Anteile an Steinkohle. Diese aber kann
sich unter Zufuhr von Luftsauerstoff unter bestimmten Bedingungen
selbst entzünden. Daraus können langandauernde und mitunter nicht zu
löschende Schwelbrände entstehen.

"Schwelt die Halde langsam vor sich hin, bilden sich unvermeidlich
Gase, die freigesetzt werden", so Jansen. Neben Methan (CH4) sind das
Kohlenmonoxid (CO), Wasserstoff (H2) und Kohlendioxid (CO2). Diese
werden zwar durch regelmäßige Messungen oberflächennah und in
verschiedene Tiefen erfasst, eine Bestimmung der Gesamtemissionen
einer Halde erfolgt jedoch nicht. Dabei tragen Methan, Kohlendioxid
und Wasserstoff als Treibhausgase maßgeblich zur anthropogen bedingten
Erderwärmung bei. Von Kohlenmonoxid geht gar eine tödliche Gefahr aus.
Auch gesundheitliche Risiken könnten deshalb nicht ausgeschlossen
werden.

Der BUND fordert deshalb, alle Brandstellen zu beseitigen.
Gleichzeitig erneuert der Umweltverband seine Forderung nach
Erstellung einer ökologischen Gesamtbilanz des Steinkohlenbergbaus in
NRW. Alle noch anstehenden Abschlussbetriebspläne und
wasserrechtlichen Genehmigungen müssten unter breiter Beteiligung der
Öffentlichkeit aufgestellt und dürften nicht ohne vorherige
Umweltverträglichkeitsprüfung zugelassen werden.



Detailergebnisse der BUND-Recherche

www.bund-nrw.de/themen/mensch-umwelt/klima-energie/im-fokus/steinkohle-ewigkeitslasten/brennende-bergbauhalden/

mehr Infos zu den Steinkohle-Ewigkeitslasten

www.bund-nrw.de/themen/mensch-umwelt/klima-energie/im-fokus/steinkohle-ewigkeitslasten/

 * 
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EUROPA/629: EU-Winterpaket - Einigung um Regulierungsbehörde im Energiebereich (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 12.12.2018 / Klima & Energie

EU-Winterpaket: Einigung um Regulierungsbehörde im Energiebereich




Am Dienstag haben sich EU-Parlament und Energierat im Trilog auf eine
gemeinsame Position geeinigt, um die EU-Energieagentur ACER für die
Zusammenarbeit der nationalen Energieregulierungsbehörden zu stärken.

So soll ACER beispielsweise die Aufsicht über neu geschaffene
regionale Koordinierungszentren bekommen, in denen die
Übertragungsnetzbetreiber gemeinsam über Fragen entscheiden, bei denen
unkoordinierte nationale Maßnahmen den Markt und die Verbraucher*innen
negativ beeinflussen könnten. Dabei handelt es sich um das Europäische
Netzwerk der Übertragungsnetzbetreiber für Elektrizität (European
Network of Transmission System Operators for Electricity, ENTSO-E) und
um die Europäische Einheit der Verteilnetzbetreiber (EU entity of
Distribution System Operators, EU DSO entity).

Auch sollen die Regulierungsverfahren durch die Einführung einer
direkten Genehmigung durch ACER anstelle einer separaten Genehmigung
durch alle nationalen Regulierungsbehörden gestrafft werden. Die
nationalen Regulierungsbehörden werden im Rahmen von ACER weiterhin
voll in den Prozess einbezogen.

Allerdings soll der Aufsichtsvollzug durch nationale
Regulierungsbehörden Bestandteil der Richtlinie zum Strombinnenmarkt
sein. Diese Richtlinie wird nach wie vor im Trilog verhandelt. Mit
einem Abschluss ist eventuell am 18. Dezember zu rechnen
(EU-Umweltnews vom 06.12.2018 [1]).

Formell müssen das EU-Parlament und die Mitgliedstaaten dem Ergebnis
des ACER-Trilogs noch zustimmen, bevor das Gesetz in Kraft tritt.

Die EU-Agentur ACER besteht seit 2011 und hat ihren Sitz in der
slowenischen Hauptstadt Ljubljana. [aw]



Rat der EU zum Trilogende

https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2018/12/12/agency-for-the-cooperation-of-energy-regulators-gets-a-new-legislative-framework-presidency-reaches-provisional-agreement-with-european-parliament/

Reaktion EU-Kommission zum Trilogende

https://ec.europa.eu/germany/news/20181212-eu-agentur-kann-nationale-regulierer-im-energiebinnenmarkt-besser-ueberwachen_de

ACER EU-Agentur für die Zusammenarbeit von Energieregulierungsbehörden


https://www.acer.europa.eu/de/Seiten/default.aspx

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-klima-energie/eu-strommarkt-nachsitzen-fuer-trilog-verhandelnde/
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FISCHEREI/187: Mehrjahresfischereiplan in den westlichen Gewässern so gut wie beschlossen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 12.12.2018 / Wasser & Meere

Mehrjahresfischereiplan in den westlichen Gewässern so gut wie
beschlossen



Der Ausschuss der Ständigen Vertreter (AStV) hat am Mittwoch einen
Kompromissvorschlag zum Mehrjahresplan für Fischerei in den westlichen
Gewässer einschließlich der Tiefseebestände gebilligt. Die Einigung
war Ende November zwischen der österreichischen Ratspräsidentschaft
und VertreterInnen des Europäischen Parlaments erzielt worden. Den
Mehrjahresplan für westliche Gewässer hatte die EU-Kommission im März
2018 vorgeschlagen [(COM)2018/149], das EU-Parlament im Oktober einen
entsprechenden Bericht angenommen (EU-News vom 26.10.2018 [1]).

Umweltverbände hatten den ersten Entwurf des Berichtes im EU-Parlament
heftig kritisiert (EU-News 10.10.2018). Zwar scheinen die
schwerwiegendsten Verschlechterungen nun vom Tisch. Vom großen Ziel
einer wirklich nachhaltigen Bewirtschaftung der Fischbestände in den
europäischen Gewässern ist die EU aber immer noch weit entfernt.

Ein formaler Beschluss ist nun im Prinzip reine Formsache. Das 
EU-Parlament wird in erster Lesung voraussichtlich in der ersten 
März-Plenarsitzung (11.-14.03.2019) darüber abstimmen. Der Rat wird 
den Managementplan danach annehmen. Die neuen Regeln gelten am Tag 
nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union, 
was voraussichtlich noch im Frühjahr 2019 der Fall sein wird. [jg]



Pressemitteilung EU-Ministerrat

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2018/12/12/multiannual-management-plan-for-western-waters-provisional-agreement-confirmed-by-the-council/?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Multiannual+management+plan+for+Western+Waters:+provisional+agreement+confirmed+by+the+Council

Briefing des EPRS (European Parliament Research Service)

http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2018/625122/EPRS_BRI(2018)625122_EN.pdf

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-wasser-meere/gedaechtnis-wie-ein-goldfisch-oceana-kritisiert-fischereiausschuss/?L=0
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KLIMA/541: Klimaschutz-Index - EU steigt auf, Deutschland rutscht ab (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 11.12.2018 / Klima & Energie

Klimaschutz-Index: EU steigt auf, Deutschland rutscht ab



Dem neuesten Klimaschutz-Index (Climate Change Performance Index,
CCPI) zufolge hat sich die EU im Vergleich zu 2017 verbessert,
Deutschland jedoch deutlich verschlechtert. Insgesamt tue kein Land
genug, um die weltweite Erderhitzung auf unter 2 Grad Celsius zu
halten.

Die Leistungen im Klimaschutz der 56 untersuchten Staaten und der EU
seien allesamt unzureichend. Deshalb bleiben auch in diesem Jahr die
drei Spitzenplätze leer. Unter den zehn darauffolgenden Plätzen
befinden sich die EU-Mitgliedsländer Schweden (Rang 4), Litauen (6),
Lettland (7), das Vereinigte Königreich (8), Malta (10) und Finnland
(13).

Und der einstige Klimavorreiter Deutschland? Ist von Rang 22 im
vorigen Jahr auf Rang 27 (Kategorie "mäßig") abgestürzt. Laut
Herausgeber*innen ist das die zweitschlechteste Platzierung in der
14-jährigen Geschichte des Klimaschutz-Index. Höchst problematisch
seien vor allem die wachsenden Emissionen im Verkehr sowie die
Braunkohlenutzung.

Noch schlechter stehen die EU-Länder Irland (48), Zypern (46), Estland
(45), Slowenien (43), Ungarn (42), Polen (41), Bulgarien (42),
Österreich (36) und Spanien (35) da.

Der Index betrachtet in den einzelnen Staaten vier Bereiche:
Emissionen (40 Prozent der Gesamtwertung), Energieverbrauch (20
Prozent), Erneuerbare Energien (20 Prozent) und Klimapolitik (20
Prozent, bewertet von Expert*innen aus dem jeweiligen Land). Zudem
wird die Frage beantwortet, inwieweit das jeweilige Land in den
Bereichen Emissionen, erneuerbare Energien und Energieverbrauch
angemessen handelt, um die Pariser Klimaziele erreichen zu können.
Die Umwelt- und Entwicklungsorganisation Germanwatch und das
NewClimate Institute erstellen den Index jedes Jahr, den sie gemeinsam
mit dem Climate Action Network (CAN) veröffentlichen.

Jan Burck von Germanwatch kommentierte: "Unser Klimaschutz-Index
zeigt: Es mangelt nicht an Bekenntnissen zum Pariser Klimaabkommen,
sondern es mangelt bisher an politischem Willen für konkrete Schritte
zur Umsetzung. Dafür gibt es keine Ausreden mehr, denn alle Lösungen
liegen auf dem Tisch und sind auch bezahlbar."

Wendel Trio vom Climate Action Network Europe teilte gegen die EU und
ihre Mitgliedstaaten aus: "Um ihre Vorreiterrolle in der Welt
wiederherzustellen, muss die EU ihr 2030-Klimaziel auf deutlich über
55 Prozent anheben. Auch die EU-Staaten müssen dringend die Reduktion
von Emissionen beschleunigen und sollten alles daransetzen, die
schwachen 2020-Klimaziele zu übertreffen."

Der jüngste Index wurde am Montag auf der UN-Klimakonferenz COP24 in
Katowice vorgestellt. Eine EU-Umweltnews zu den wichtigsten
Ergebnissen der COP und zu Reaktionen von Umweltverbänden folgt Anfang
der kommenden Woche. [aw]




CCPI 2019

https://www.climate-change-performance-index.org/

Germanwatch

https://germanwatch.org/de/16101

CAN Europe

http://www.caneurope.org/publications/press-releases/1711-ccpi-european-countries-fail-to-take-adequate-climate-action

 * 

Quelle:

EU-News, 11.12.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INTERNATIONALES





URBAN/043: Stadtentwicklung bei Überflutung - Wie Städte Raum für Wasser schaffen können (idw)


Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann, 
07.12.2018

Stadtentwicklung bei Überflutung: Wie Städte Raum für Wasser
schaffen können



In Küstenstädten wird es wegen des Klimawandels immer häufiger zu
Überflutungen kommen. Daher muss die Menschheit lernen, in Einklang
mit dem Wasser zu leben. Es bieten sich naturnahe Lösungen an.

Die Siedlungen an den australischen Küsten sind den Einflüssen des
Klimawandels stark ausgesetzt. Städte, die widerstandsfähig gegenüber
den klimatischen Bedingungen sind und mit großen Wassermassen umgehen
können, müssen daher in Zukunft Standard werden.

Laut der Wissenschaftlerin Elisa Palazzo Dozentin am Fachbereich Urban
and Landscape Design der University of New South Wales in Sydney,
zeigt die Forschung deutlich, dass das Klima immer unsteter wird.
Wetterereignisse wie die Sturzflut in Sydney vor einer Woche werden
öfter und extremer vorkommen, während die Zeitspanne zwischen den
Vorfällen immer kürzer werden wird. Mit einem höheren Meeresspiegel
und regelmäßigen Überflutungen werden Wasserlandschaften ein Teil
unseres städtischen Lebens werden.

Die meisten australischen Städte befinden sich in Küstennähe oder in
der Nähe von Flüssen. Ob wir es schaffen, die globale Erderwärmung bei
unter 1,5°C zu halten oder nicht: die Mehrheit der australischen
Bevölkerung wird bald in einer Überschwemmungszone leben.

Perspektivenwechsel: Regenwasser als Ressource, nicht als
Abfall

Den Wasserkreislauf zu verstehen, ist eine Möglichkeit, eine positive
Beziehung zwischen natürlichen Prozessen, Pflanzen und Menschen zu
schaffen. Wir können lernen, Überschwemmungen als regeneratives
Element anzusehen, das das Leben auch im städtischen Umfeld verbessern
kann.

Für eine lange Zeit hat die Stadtplanung die Möglichkeiten übersehen,
die das Regenwasser in städtischen Systemen bietet. Nun muss die
Abkehr von dem Gedanken, Regen als zu entsorgenden Abfall anzusehen,
überwunden werden. Stattdessen sollte es als nicht-erneuerbare
Ressource angesehen werden, die geschützt und wiederbenutzt werden
kann.

Diese Veränderung im Umgangs mit Regenwasser ist in einigen
städtebaulichen Vorreiterprojekten bereits sichtbar. Städte wie New
York, New Orleans und Kopenhagen beginnen nach den Überschwemmungen
der vergangenen Jahre bereits mit der Umstrukturierung. Dort verändern
städtebauliche Maßnahmen radikal die Art, wie Räume genutzt, erlebt
und wahrgenommen werden.

Innovative Strategien verstehen Überflutungen eher als natürlichen
Prozess, mit dem gearbeitet werden muss, denn als Prozess, gegen den
man standhalten muss. Unstrukturierte, sanfte und auf der Natur
basierende Lösungen sollen in Zukunft technisch entwickelte Maßnahmen
ersetzen. Diese Projekte nutzen den Klimawandel für sich, um Vorteile
für die Bewohner zu entwickeln.

Platz für Wasser schaffen

Die Idee, mit Wasser Hochwasserschutz mit natürlichen Mitteln zu
betreiben, wurde schon vielfältig erforscht. Die Ergebnisse lassen
sich in vier Strategien einteilen:

Schwammräume und sicheres Ablassen des Wassers: 
Ein Netzwerk kleiner und mittlerer Grünflächen absorbiert und
speichert überschüssiges Wasser. Nahezu alle Freiflächen einer Stadt,
beispielsweise Hausdächer, können Teil eines dezentralen
"Off-Grid"-Systems sein.

Die Kopenhagener Kampagne zur klimabeständigen Nachbarschaft zielt
darauf ab, zumindest 20 Prozent der öffentlichen Fläche als eine Art
Schwamm zu nutzen, um Sturzfluten in innerstädtischen Gebieten zu
reduzieren. Kontrolliertes Fluten eines Teils dieses Systems vermeidet
Wasserprobleme an anderen Stellen, zum Beispiel auf Straßen. Diese
"safe to fail"-Orte können zahlreiche weitere Funktionen übernehmen
und den Menschen in trockenen Zeiten zur Erholung zur Verfügung
gestellt werden.

Design für Variabilität: 
Die Prozesse des Wassers ändern sich mit der Saison. Die Gestaltung
von Wohnsiedlungen sollte diese Veränderbarkeit reflektieren. Ein
besseres Verständnis der Prozesse der Natur innerhalb einer Stadt
führt zu neuem Design, das neben ökologischen Vorteilen auch den
räumlichen Ausdruck verändert. Eine interessante Erneuerung in der
Stadtplanung ist die veränderte Gestaltung, die die vormals starren
Formen ersetzt. Eine Auswahl verschiedener Pflanzen und Erdsubstraten
unterstützt die Variabilität in der räumlichen Gestaltung. Ein gutes
Beispiel hierfür ist der Biliancourt Park in Frankreich, in dem Wasser
dafür sorgt, dass die Größe der Gärten sich je nach Pegelstand immer
wieder verändert.

Verschwende es nicht: 
Regenwasser ist eine kostbare Ressource, die genutzt werden sollte.
Undurchlässiger Boden und Dachoberflächen können Regenwasser auffangen
und für eine spätere Benutzung - etwa zur Bewässerung, zum Waschen
oder für die Toilettenspülung - speichern. Der Prozess ist einfach und
benötigt keine spezielle Technologie. Das gilt besonders für das
Wasser vom Dach, denn es ist rein genug, um so, wie es aufgefangen
wird, genutzt zu werden.

Lass es durchsickern: 
Pflastersteine lassen das Wasser in den Grund sickern und so dem
Grundwasser zuführen. Durchlässige Böden erhalten den natürlichen
Wasserkreislauf und erlauben einen Feuchtigkeitsaustausch zwischen der
Luft und der Erde. Zudem sorgt dies für eine Abkühlung der Stadt im
Sommer und zudem für eine angenehme Wohnumgebung.

Um die Anzahl der undurchlässigen Böden zu reduzieren, sollte die
Anzahl der herkömmlichen Straßen und Parkplätze durch Gras oder
wasserdurchlässige Untergründe ersetzt werden. Dort, wo es dennoch
nötig ist, Boden zu pflastern, sollte ein Filtersystem eingebaut
werden, um die Verunreinigung des Regenwassers möglichst gering zu
halten.

Eine große, kollektive Anstrengung ist nötig

Die Umsetzung dieser Strategien zur Vermeidung von Überschwemmungen in
privaten und öffentlichen Gebieten ist schwierig. Sie erfordert eine
kollektive Anstrengung.

Forschung zu städtischer Klimaadaption zeigt, dass der Prozess dieser
Umgestaltung oft ein hierarchischer Prozess ist. Programme zum
Wiederaufbau nach Hochwasserschäden wurden in der Vergangenheit nur
selten von den Regierungen als Möglichkeit gesehen, auf die
Bedürfnisse der lokalen Kommunen einzugehen.

Es werden gemeinsame Entscheidungen zum Wassermanagement benötigt, um
die Lebensbedingungen der Bewohner an das sich schnell ändernde Klima
anzupassen. Neue Herausforderungen können zu Chancen werden, wenn
Umweltziele mit Nachhaltigkeit und sozialer Gerechtigkeit gepaart
werden.

Die Umsetzung von Maßnahmen zur Anpassung an das Hochwasser werde noch
immer nur sporadisch umgesetzt. Sie beschränkt sich oft auf
zentralisierte Feuchtbiotope in großen Parks und Gärten. Es wird ein
kapillar-ähnliches Netzwerk benötigt, welches Städte mit hoher
baulicher Dichte mit kleinen bis mittleren naturbasierten Maßnahmen
durchsetzt.

Bislang gibt es keinen Beweis dafür, dass die Vorteile dieser Systeme
effektiv genug sind, um massive Überflutungen zu vermeiden. Deswegen
müssen diese Maßnahmen systematisch getestet und überwacht werden. Wir
müssen anfangen, uns Fragen zu stellen: Was wäre, wenn jedes Hausdach
eine bepflanzte Oberfläche hätte, wenn jeder Gehweg Regenwasser
auffangen und speichern würde, wenn jeder Park ein Regengarten wäre?

Wir müssen dieses Wissen dringend anwenden, denn wenn wir nicht
schnell lernen, wie wir mit Wasser in Städten umgehen, wird das Wasser
sie in der Zukunft noch härter treffen.

Der Artikel wurde am 4. Dezember 2018 im "The Conversation"
veröffentlicht.




Weitere Informationen:

Institut Ranke-Heinemann /

Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund

Pressestelle Friedrichstr. 95

10117 Berlin

Email: berlin@ranke-heinemann.de

Das Institut ist die gemeinnützige Einrichtung zur Förderung des
Austausches und der Auslandsstudien insbesondere mit allen
Universitäten
Australiens und Neuseelands sowie zur Förderung von Wissenschaft und
Forschung. In seinen Förderprogrammen stellt es SchülerInnen und
Studierenden Unterstützung in der Finanzierung durch Stipendien und
Coaching in der Studienberatung und Studienplatzbewerbung zur
Verfügung.



Originalpublikation:

https://theconversation.com/design-for-flooding-how-cities-can-make-room-for-water-105844

Weitere Informationen finden Sie unter

http://https//www.ranke-heinemann.de

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news707593 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution705
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann, 07.12.2018
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FORSCHUNG/737: Neuer Klimabericht für den Ostseeraum in Arbeit (idw)


Helmholtz-Zentrum Geesthacht - Zentrum für Material- und
Küstenforschung, 11.12.2018

Neuer Klimabericht für den Ostseeraum (BACC III) in Arbeit

Gemeinsame Pressemitteilung de Helmholtz-Zentrums Geesthacht und
des Leibniz Institut für Ostseeforschung Warnemünde (IOW)



Der zweite Sachstandsbericht zum regionalen Klimawandel und seiner
Auswirkungen auf den Ostseeraum von 2015 ("Second Assessment of
Climate Change in the Baltic Sea Region", BACC II) wird zurzeit von
Wissenschaftlern des internationalen Baltic Earth-Netzwerks
aktualisiert.

Wie auch bei den ersten beiden BACC-Berichten (2008, 2015) werden
Experten aus den verschiedenen Fachgebieten zum aktualisierten Report
beitragen. "Wir wollen die Erkenntnisse zum Klimawandel im Ostseeraum
aufarbeiten, die seit 2012, also dem Redaktionsschluss von BACC II,
dazugekommen sind", sagt Dr. Marcus Reckermann vom Internationalen
Baltic Earth-Sekretariat am Helmholtz-Zentrum Geesthacht (HZG). Dabei
sollen mehrere hundert Publikationen aus verschiedenen Themenbereichen
wie Meteorologie, Hydrologie, Meereskunde, Biologie und Biogeochemie,
ausgewertet und zusammengefasst werden. "Oft brauchen neue
Erkenntnisse viele Jahre, bis sie im wissenschaftlichen 'Wissenskanon'
sichtbar werden. Wir wollen diesen Prozess abkürzen und neue
Ergebnisse, auch solche die von früheren abweichen, einordnen und
zusammenfassen", so Dr. Reckermann. Auch im Rahmen der Erarbeitung des
neuen Klimaberichts wird es eine enge Zusammenarbeit mit HELCOM
(Helsinki-Kommission zum Schutz der Meeresumwelt der Ostsee) geben,
die das von Baltic Earth erarbeitete aktuelle Wissen nochmals mit
Hilfe eines Expertengremiums für Laien und Entscheidungsträger als ein
übersichtliches "fact sheet" aufarbeitet. Auch bei der Erstellung
dieses Infoblattes sind Baltic Earth-Wissenschaftler beratend
beteiligt.

"Die HELCOM möchte verstärkt den regionalen Klimawandel und die sich
ergebenden Veränderungen in ihre Arbeit einbinden. Baltic Earth ist
als Expertennetzwerk von Anfang an beteiligt, damit die Aussagen
strengen wissenschaftlichen Ansprüchen genügen", sagt Prof. Markus
Meier vom Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde (IOW), der
den neuen Klima-Report ("BACC III") zusammen mit einem Team
internationaler Wissenschaftler aus dem gesamten Ostseeraum
federführend erarbeiten wird.

Neben dem neuen Klimabericht sollen auch weitere Übersichtsberichte
als "Baltic Earth Assessment Reports" (BEAR) zu den Themenkomplexen
von Baltic Earth erarbeitet werden, also zur Salzgehaltsdynamik der
Ostsee, den Stoffflüssen im Einzugsgebiet, zu extreme
Wetterereignissen, der Dynamik des Meeresspiegels und der Küsten, zum
Verständnis des Wasser- und Energiekreislaufes, sowie dem
Zusammenspiel verschiedener Faktoren bei den beobachteten
Veränderungen im Ostseeraum.

Zwei technische Beiträge beschäftigen sich mit dem aktuellen Stand der
neuesten Klima-Beobachtungsmethoden einerseits, und der gekoppelten
Klimamodellierung andererseits. Ende 2020 sollen diese vom Baltic
Earth Sekretariat koordinierten und von externen Gutachtern geprüften
Berichte als Sammelband vorliegen.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.baltic-earth.eu/

https://www.io-warnemuende.de/

https://www.hzg.de/

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news707705

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution120
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum Geesthacht - Zentrum für Material- und Küstenforschung, 11.12.2018
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FORSCHUNG/736: Chemie in Wolken (idw)


Universitätsallianz Ruhr - 07.12.2018

Chemie in Wolken



Die Herstellung von Fluorchlorkohlenwasserstoffen, die die Ozonschicht
schädigen, wurde weitestgehend verboten. Doch auch andere Substanzen
können in Verbindung mit Eispartikeln, wie sie in Wolken vorkommen,
Löcher in die Ozonschicht reißen. Einen möglichen Mechanismus dafür
deckten Forscherinnen und Forscher der Ruhr-Universität Bochum, der
Universität Duisburg-Essen und der Friedrich-Alexander-Universität
Erlangen-Nürnberg auf. Sie beschreiben ihn in der Zeitschrift
"Physical Review Letters" vom 13. November 2018.

Die Arbeiten basierten auf einer langjährigen Kooperation der
Bochumer, Duisburg-Essener, und Erlangen-Nürnberger Teams um Prof. Dr.
Karina Morgenstern, Dr. Cord Bertram, Prof. Dr. Uwe Bovensiepen und
Prof. Dr. Michel Bockstedte, die aktuell im Rahmen des
Exzellenzclusters Ruhr Explores Solvation, kurz Resolv, fortgesetzt
wird.

Organische Moleküle lagern sich in Eispartikel ein

Chemische Prozesse können das Wetter, das Klima und die
Zusammensetzung der Atmosphäre maßgeblich beeinflussen. Kosmische
Strahlung oder UV-Licht liefern die Energie, um chemische Verbindungen
zu spalten. Im Fall von Brom-, Chlor- oder Fluorverbindungen entstehen
dabei Radikale, also besonders reaktionsfreudige Moleküle. Diese
greifen die Ozonmoleküle an und können Kettenreaktionen in der
Ozonschicht auslösen. Eine frühere Laborstudie hatte gezeigt, dass
Eispartikel mit einem Silberkern solche Reaktionen begünstigen können.
Den Mechanismus dahinter erforschte das Team in der aktuellen Studie.

Im Labor erzeugten die Wissenschaftler winzige Eispartikel und
analysierten, wie bestimmte chlor- oder bromhaltige Verbindungen damit
interagierten. Sie kondensierten die Eispartikel auf Kupfer. In der
Natur bilden unter anderem mineralische Staubteilchen
Kondensationskeime für die Eispartikel.

Mit mikroskopischen und spektroskopischen Methoden beobachteten sie,
dass sich die Moleküle bevorzugt an Defekte der Eisstruktur
anlagerten. Die umgebenden Wassermoleküle der Eisstruktur orientierten
sich daraufhin um; sie hydrierten die Moleküle. Das wiederum führte
dazu, dass die Moleküle im Experiment leichter ionisiert werden
können.

UV-Strahlung erzeugt Radikale

Die Forscher bestrahlten die Eiskristalle mit den angelagerten
Molekülen mit UV-Licht, wodurch Elektronen in den Eispartikeln im
Umfeld der Moleküle angeregt wurden. Diese angeregten Elektronen
ionisierten die Chlor- und Brombenzolmoleküle. Durch die Ionisation
zerfielen die Moleküle in organische Reste und hochreaktive Chlor- und
Bromradikale.

"Der Mechanismus könnte erklären, was passiert, wenn UV-Licht auf
mineralisch verunreinigtes Eis trifft", sagt Cord Bertram. "Somit
könnten unsere Ergebnisse helfen, die grundlegenden Prozesse hinter
Phänomenen wie Ozonlöchern zu verstehen."

Förderung

Die Arbeiten wurden unterstützt von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft im Rahmen des Exzellenzclusters Resolv
(EXC1069) und der Projekte BO1841/3-1, BO1823/5-1 und MO960/18-1.
Computersimulationen erfolgten am Forschungszentrum Jülich und am
HPC-Cluster des regionalen Rechenzentrums Erlangen der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg.

Die Universitätsallianz Ruhr

Seit 2007 arbeiten die drei Ruhrgebietsuniversitäten unter dem Dach
der Universitätsallianz Ruhr (UA Ruhr) strategisch eng zusammen. Durch
Bündelung der Kräfte werden die Leistungen der Partneruniversitäten
systematisch ausgebaut. Unter dem Motto "gemeinsam besser" gibt es
inzwischen über 100 Kooperationen in Forschung, Lehre und Verwaltung.
Mit mehr als 120.000 Studierenden und nahezu 1.300 Professorinnen und
Professoren gehört die UA Ruhr zu den größten und leistungsstärksten
Wissenschaftsstandorten Deutschlands.

Originalpublikation:

Philipp Auburger, Ishita Kemeny, Cord Bertram, Manuel Ligges, Michel
Bockstedte, Uwe Bovensiepen, Karina Morgenstern: Microscopic insight
into electron-induced dissociation of aromatic molecules on ice, in:
Physical Review Letters, 2018, DOI: 10.1103/PhysRevLett.121.206001



Weitere Informationen finden Sie unter

https://journals.aps.org/prl/abstract/10.1103/PhysRevLett.121.206001

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news707561

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1284
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universitätsallianz Ruhr - 07.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEBIRGE/076: Alpine Schutzhütten leiden unter Wassermangel (idw)


Universität der Bundeswehr München - 07.12.2018

Alpine Schutzhütten leiden unter Wassermangel



Infolge des Klimawandels wird es in der alpinen Region immer
trockener, was sich direkt auf die verfügbaren Wasserressourcen für
Schutzhütten auswirkt. Die zeitliche Verschiebung von Niederschlägen
als Regen bzw. Schneefall sowie die verminderte Speicherwirkung von
Schneefeldern und Gletschern verschärfen die Problemstellung.
Gleichzeitig steigt der Wasserbedarf durch die zunehmende touristische
Nutzung der alpinen Schutzhütten.

Ein interdisziplinäres Projektteam, bestehend aus der Universität der
Bundeswehr München, Professur für Siedlungswasserwirtschaft und
Abfalltechnik (Gesamtkoordination), der Universität für Bodenkultur
Wien, Institut für Siedlungswasserbau, den Alpenvereinen Deutschlands,
Österreichs und Südtirols (DAV, ÖAV, AVS), den österreichischen
Bundesländern Oberösterreich, Salzburg und Tirol sowie den
Gesundheitsämtern der Landkreise Garmisch-Partenkirchen und
Oberallgäu, sucht nach Lösungen, um die Trinkwasserversorgung für
alpine Schutzhütten nachhaltig zu sichern.

Bereits heute sind einige alpine Schutzhütten mit zeitweisem
Wassermangel konfrontiert und müssen für die Versorgung mit
Trinkwasser einen immer höheren Aufwand betreiben. Dabei ist von
Bedeutung, dass Störungen der Trinkwasserversorgung auch erhebliche
Auswirkungen auf die hygienische Sicherheit des Hüttenbetriebes haben
können. Um den Betrieb von Schutzhütten in den Alpen langfristig
sicherstellen zu können, müssen daher Anpassungsmaßnahmen entwickelt
werden. Diese Maßnahmen müssen sowohl technische als auch
organisatorische Aspekte einschließen.

Das im Juli 2018 gestartete Forschungsprojekt "Handlungsempfehlungen
zum Umgang mit Wasserressourcen auf alpinen Schutzhütten (HaWalpS)"
untersucht mit Förderung durch die Deutsche Bundesstiftung Umwelt
(DBU) und Kofinanzierung die genannten Alpenvereine sowie
Bundesländern, Maßnahmen zur qualitativen und quantitativen
Sicherstellung der Trinkwasserversorgung auf alpinen Schutzhütten.
Basierend auf einer Bestandsanalyse sollen die relevanten
Infrastrukturbereiche identifiziert werden.

Dies erfordert die Einbeziehung aller Prozesse und Anlagen der
Wasserversorgung, von der Wassergewinnung bis hin zur Aufbereitung,
Speicherung und Nutzung. Ziel ist die Entwicklung von praxisnahen
Handlungsempfehlungen für Planung, Bau und Betrieb von
Wasserversorgungsanlagen sowie für Wassersicherheitsplanung und
Notfallmanagement beim Ausfall der Wasserversorgung auf alpinen
Schutzhütten. Die im Rahmen des Verbundprojekts entwickelten
Empfehlungen sollen Planer, Betreiber sowie die Alpenvereine dabei
unterstützen, die Versorgung von Trinkwasser auf alpinen Schutzhütten
auch unter dem Einfluss des Klimawandels zukünftig sicherzustellen.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news707523

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution127
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität der Bundeswehr München - 07.12.2018
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WETTBEWERB/342: Internationaler Fotowettbewerb "Naturschätze Europas 2019" (EuroNatur)


EuroNatur / Stiftung für Europas Natur - 5. Dezember 2018

Auf Entdeckungsreise in Europas Natur

Internationaler Fotowettbewerb "Naturschätze Europas 2019" startet



Radolfzell. Auf ein Neues beim internationalen Naturfotowettbewerb
"Naturschätze Europas": Bereits zum 26. Mal laden die
Naturschutzstiftung EuroNatur, die Zeitschrift "natur" und die
Gelsenwasser AG Hobby- und Profifotografen dazu ein, die vielfältigen
Facetten von Europas Natur in eindrucksvollen Bildern einzufangen.

Eine Fachjury kürt die ausdruckstärksten Motive von Europas Tieren,
Pflanzen und Landschaften. Die besten Aufnahmen zieren den
großformatigen EuroNatur-Wandkalender und werden mit Geldpreisen
prämiert. Die Gewinnerfotos werden zudem im EuroNatur-Magazin und in
der Zeitschrift "natur" sowie auf den Internetseiten der Veranstalter
veröffentlicht.

Einsendeschluss ist der 31. März 2019. Nähere Informationen zum
Wettbewerb sind auf der Website http://www.euronatur.org/foto/2019 zu
finden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 05.12.2018

EuroNatur (Hauptgeschäftsstelle)

Stiftung für Europas Natur

Konstanzer Str. 22. 78315 Radolfzell

Tel.: 07732/92 72-0, Fax: 07732/92 72-22

E-Mail: info@euronatur.org

Internet: www.euronatur.org
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